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Vorwort zur siebten Auflage
Zehn Jahre nach Inkrafttreten des Vertrages von Lissabon am 1. Dezember 2009 ist das auf drei rechtlichen
Grundlagen – dem Vertrag über die Europäische Union (EUV), dem Vertrag über die Arbeitsweise der
Europäischen Union (AEUV) mit zusammen 413 Artikeln und der Charta der Grundrechte der Europä-
ischen Union mit 54 Artikeln - aufbauende Recht der Europäische Union, die die Rechtsnachfolge der
Europäischen Gemeinschaft angetreten hat, in dieser neuen Form Normalität geworden. Die Wahlen zum
Europäischen Parlament 2014 und 2019 und die darauf folgende Inauguration der Kommission durch das
Parlament zeigen die neue Normalität – wenn auch nicht immer bruchlos. Andere Bereiche wie Flüchtlinge
oder Rechtsstaatlichkeit zeigen, dass rechtlich Gesolltes und politisch Gewolltes auseinanderklaffen, dass
dies aber als rechtliches Defizit angeprangert und eventuell auch geahndet wird.

Obwohl durch den Vertrag von Lissabon politisch-demonstrativ nur die bestehenden Verträge geändert wer-
den sollten, hat sich das neue Unionsprimärrecht – gerade auch, aber nicht allein, durch die Grundrechte-
Charta – zu einer, jedenfalls in einem materiellen Verständnis, Verfassung der Union verdichtet: Institutio-
nen, Kompetenzen, Rechtsetzungsverfahren, Rechtsakte, Grundrechte und Rechtsschutz. Darüberhinaus wer-
den die einzelnen Politikfelder der Union durch die in Art. 2, 3, 7, 21, 22, 49 Abs. 1 S. 1 EUV und Art. 7
AEUV kodifikatorisch verdichteten Werte und Ziele sowie die Kohärenzgebote inhaltlich miteinander ver-
woben und die der Union und den Mitgliedstaaten gemeinsamen und beide verpflichtenden Verfassungsprin-
zipien zu einem Kern gemeineuropäischem Verfassungsrechts gemacht. Dieser Bestand an rechtlicher und
politischer Basis wird durch Verfassungsvorschriften wie Art. 23 Abs. 1 S. 1 GG änderungsfest.

Als „Europarecht in Fällen“ 1991, vor 28 Jahren, in erster Auflage erschien, war es noch der EWGV, sogar
weitgehend noch so wie 1958 in Kraft getreten, den der EuGH durch Auslegung prägte. Seither hat sich das
europäische Recht, vor allem durch die Verträge von Maastricht 1992 und Lissabon 2009, weiterentwickelt
und verdichtet. Dennoch wird das Unionsrecht auch weiterhin maßgeblich durch die Rechtsprechung des
EuGH – begleitet, teils kritisch, durch andere Gerichte - geprägt und haben Urteile aus der Frühzeit weiter-
hin Bedeutung.

Andererseits ist der EuGH, vor allem durch das Instrument der Vorlageentscheidung, in die Rolle eines
Obersten Gerichtshofes geraten, dessen Entscheidungen in alle materiellen Rechtsbereiche hineinwirken.
Das mag ein Gefühl hervorrufen, dass sich der EuGH zu sehr in nationale Angelegenheiten einmische. Es ist
aber nur die Folge dessen, dass immer mehr Dinge – so im Verbraucherschutz - durch Vorordnungen oder
Richtlinien europarechtlich geregelt werden und so der Letztauslegung durch den EuGH unterliegen. Die
vorliegende Fall-Sammlung konzentriert sich daher notgedrungen auf für das Unionsrecht strukturell wichti-
ge Entscheidungen und kann manche Entscheidung, die öffentlich Aufsehen erregt, nicht berücksichtigen.
Gegenüber 105 ausführlich dargestellten Fällen in der Erstauflage ist das Werk auf nunmehr 307 ausgearbei-
tete Fälle mit weiteren ca. 110 Fälle, auf die mit Zitaten hingewiesen wird, angewachsen.

Es war und ist unser Anliegen, auch die großen europarechtlichen Debatten der Zeit abzubilden. So widmet
sich jetzt ein Abschnitt dem „Austritt aus der Union“, der allerdings mehr als drei Jahre nach dem Referen-
dum immer noch nicht vollzogen ist. Die Wightman-Entscheidung des EuGH (Fall Nr. 33) sagt das, was zum
Brexit unionsrechtlich zu sagen ist. Die innerbritischen Rechtsfragen wurde vom UK Supreme Court in den
Rechtssachen Miller I ( R v. Secretary of State for Exiting the European Union) und Miller II (R v. the Prime
Minister) umfassend erörtert.

Eine andere Baustelle ist der „Dialog“, den das BVerfG und der EuGH seit knapp 30 Jahren über die Gren-
zen der Mitwirkung der Bundesrepublik in der EU führen. Das wird derzeit in kaum noch zu überblickender
Weise an den Kompetenzen der Finanzinstitutionen ausgefochten, wie an dem rezenten Judikat des BVerfG
zur Europäischen Bankenunion letztmals deutlich wurde und zukünftig in einem anderen Zusammenhang,
der kirchlichen Selbstbestimmung, in der Rechtssache Egenberger neu ausdekliniert werden könnte.

Demgegenüber hat der Vertrag von Lissabon in Österreich keine grundlegenden verfassungsrechtlichen Pro-
bleme aufgeworfen; die auch in Österreich diskutierte Frage des Vorrangs des Unionsrechts wurde in einer
grundlegenden Entscheidung des Österreichischen Verfassungsgerichtshofes vom März 2012 anhand der
Wirkung der Grundrechte-Charta geklärt.

Die bloße Lektüre des Primär- und Sekundärrechts der EU lässt die Dynamik und den Entwicklungsstand
des Unionsrechts kaum erahnen. Die Judikatur der Gemeinschaftsgerichte hat in weitgespannter systemati-
scher und teleologischer Auslegung der Verträge eine Reihe von grundlegenden Rechtsinstituten des europä-
ischen Rechts herausgearbeitet, die bis heue nicht modifiziert sind, wie den Anwendungsvorrang des Uni-
onsrechts, dessen mögliche unmittelbare Wirkung zugunsten Einzelner, die Staatshaftung der Mitgliedstaa-
ten wegen nicht ausreichender Umsetzung von Richtlinien und anderer Verstöße gegen das Unionsrecht, die
Perfektionierung und Ausdifferenzierung des Rechtsschutzes und vor allem die Feststellung von Unions-
grundrechten und rechtsstaatlichen Grundsätzen, die jetzt in der Grundrechte-Charta kodifiziert worden sind,
aber dennoch in ständiger Rechtsprechung durch den EuGH weiterentwickelt und ausdifferenziert werden.
Wir sind auf dem Wege zu einer Unions-Grundrechtsdogmatik.
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Für Kenntnis und Verständnis des Unionsrechts ist es daher unerlässlich, mit der Judikatur der Gemein-
schaftsgerichte und nationaler Höchstgerichte vertraut zu sein. Erst aus dieser Rechtsprechung erschließt
sich der wahre Charakter der Unions-Rechtsordnung. Für die Vorbereitung auf Examina oder die Aufberei-
tung europarechtlicher Fälle in der juristischen Praxis ist die Kenntnis des Standes der Rechtsprechung unab-
dingbar.

Die Zusammenstellung wichtiger Entscheidungen der Gerichte der EU sowie deutscher und österreichischer
Ober- und Höchstgerichte versteht sich zum einen als didaktische Hilfe für das Studium des Europarechts.
Das Europarecht ist, den Vorgaben des Deutschen Richtergesetzes entsprechend, in der Bundesrepublik in
wesentlichen Bereichen Pflichtfachstoff und darüber hinaus Schwerpunktbereichsstoff für das juristische
Studium. In den meisten Ländern ist es als Teilbereich eines Wahlfachs auch im Rahmen der Referendaraus-
bildung verankert. In Österreich ist das Europarecht seit 2001 an allen Rechtswissenschaftlichen Fakultäten
vom Wahlpflichtfach zum Pflichtfach in der Juristenausbildung erhoben worden.

Die Fallsammlung wendet sich aber auch an alle mit dem Recht der EU in der Praxis befassten Juristen in
Gerichten, Anwaltskanzleien, Verwaltungsbehörden und Unternehmen. Sie ist ein Handbuch der wichtigsten,
praxisrelevanten materiell- und verfahrensrechtlichen Aussagen der europäischen und nationalen Gerichte
zum Recht der EU.

Die Judikatur des EuGH wächst in ihrer verfassungsrechtlichen Dimension ständig an und greift über Vorla-
geentscheidungen auch in immer weitere Bereiche des materiellen Rechts aus. Das kann die Fallsammlung
nicht abbilden, ohne in Umfang und Preis in andere Größenordnungen zu entschwinden. Platz für neue Ent-
scheidungen kann nur durch Verzicht auf andere, wichtige geschaffen werden. Damit ist notgedrungen eine
teilweise Abkehr von einer auf aufeinander aufbauenden Entscheidungen gestützten systematischen Darstel-
lung des Europarechts zugunsten einer stärker fallbezogenen und damit auch eklektischen Methode verbun-
den. Es ist also sinnvoll, Vorauflagen im Regal zu behalten.

Durch Art. 5 des Vertrages von Lissabon kam es zu einer Umnummerierung der Artikel der Verträge. Für
ältere Judikate der Unionsgerichte muss daher anhand von Konkordanztabellen festgestellt werden, welche
Artikel Lissabonner Fassung für diese Entscheidungen Bedeutung haben. Die am Ende abgedruckte Konkor-
danztabelle Maastricht – Amsterdam – Lissabon erleichtert das.

Das vorliegende Werk befindet sich auf dem Stand vom Juni 2019 mit allerletzten Ergänzungen im Verlauf
der Drucklegung.

Für ihre Mitwirkung bei der Zusammenstellung und Aufbereitung der Fälle und bei der Fertigstellung des
Manuskripts danken wir Büşra Bulut, Jana Etzold und Sandra Gruber.

Für die freundschaftliche Zusammenarbeit auch bei dieser Neuauflage danken wir dem Nomos-Verlag.

   

Innsbruck/Augsburg, im Oktober 2019
Waldemar Hummer

Christoph Vedder
Stefan Lorenzmeier
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Hinweise zur Benutzung
Vom Gemeinschaftsrecht zum Unionsrecht
Den Hauptbestand der in dieser Sammlung enthaltenen Fälle bilden naturgemäß noch Judikate des EuGH
und des EuG, die sich auf das Gemeinschaftsrecht der ehemaligen ersten Säule auf dem Stand des Vertrages
von Nizza beziehen. Nach dem Untergang der Tempelkonstruktion mit ihren drei Säulen EG, GASP und
PJZS durch den Vertrag von Lissabon gibt es jetzt nur noch das Unionsrecht der neuen EU, die an die Stelle
der EG getreten ist. Der EUV Lissabonner Fassung unterliegt jetzt, wie zuvor allein der in AEUV umbe-
nannte EGV, ebenfalls der Zuständigkeit der Unionsgerichte, allerdings weitgehend mit Ausnahme der
GASP. Die Bezeichnungen EuGH und EuG wurden unter dem in Art. 19 Abs. 1 EUV geprägten Oberbegriff
Gerichtshof der EU durch die Begriffe Gerichtshof und Gericht und ggf. Fachgericht ersetzt.

Die Konzeption der Fallsammlung
Innerhalb der einzelnen Kapitel zeigt die Auswahl und Reihenfolge der Entscheidungen auf, wie sich die
Rechtsprechung entwickelt hat. Judikate zu derselben Rechtsfrage werden in chronologischer oder einer an-
deren, aus didaktischen Gründen gewählten, Reihenfolge wiedergegeben. Bestimmend für die Auswahl der
Fälle waren neben systematischen Gründen auch der Bekanntheitsgrad und die Aktualität von Entscheidun-
gen.
Die 197 Hauptfälle, die durch eine fortlaufende Nummerierung kenntlich gemacht sind, wurden didaktisch
aufbereitet und eignen sich zum Selbststudium. An Stelle isolierter Urteilszitate, die sich in der Literatur ver-
selbständigen, werden so die tragenden Begründungserwägungen vor dem Hintergrund des zu entscheiden-
den Sachverhalts deutlich. Genau so weit reicht nur die Aussage der Entscheidung und insoweit können sie
dann als Muster zur Lösung europarechtlicher Fälle dienen. Neben den weiteren wichtigen Entscheidungen,
deren wichtigste Inhalte ohne didaktische Aufbereitung wiedergegeben werden, finden sich auch Hinweise
auf Entscheidungen, die an anderer Stelle in der Fallsammlung wiedergegeben werden.

Die Darstellung der Fälle
Die Bezeichnung der Hauptfälle enthält neben den offiziellen Angaben aus der amtlichen Sammlung der
Rechtsprechung des EuGH eine einprägsame Kurzbezeichnung des Falles. Sofern ein Judikat noch nicht in
der amtlichen Sammlung erschienen ist, wird auf den Tag seiner Verkündung und, soweit bereits vorhanden,
auf andere leicht zugängliche Quellen verwiesen. Der Tag des Erlasses eines Urteils ist von Bedeutung, da
die Nummer der Rechtssache nur das Jahr der Anhängigmachung der Rechtssache nennt. Bei Judikaten na-
tionaler Höchstgerichte wird ebenfalls das Datum der Entscheidung angefügt.
Seit Oktober 1989, dem Beginn der Arbeit des Gerichts erster Instanz, wird der Rechtssachennummer ein
„C“ (für Cour = EuGH) oder ein „T“ (für Tribunal = EuG) vorangestellt. Bei einstweiligen Verfügungen
wird der Rechtssachennummer ein „R“, bei Rechtsmittelentscheidungen des EuGH ein „P“ nachgestellt. Das
Aktenzeichen für Urteile des Gerichts für den öffentlichen Dienst heißt „F“ (für Tribunal de la Fonction Pu-
blique).
Das Thema bezeichnet schlagwortartig die Hauptfrage des Falles. Die Kopfzeilen an den Innenrändern der
Seiten weisen auf den größeren sachlichen Zusammenhang der Fälle hin.
Die Rechts- und Verständnisfragen machen durch die in Klammern genannten Randnummern der Entschei-
dung auf die rechtlich bedeutsamen Aussagen der Entscheidung aufmerksam und sprechen weiterführende
sachliche und rechtliche Zusammenhänge an.
Unter Sachverhalt und Verfahren werden der Sachverhalt und die wichtigsten Verfahrensschritte sowie die
wesentlichen Argumente der Parteien und sonstiger Verfahrensbeteiligter zusammengefasst.
Obwohl sich der Aufbau der Urteile des EuGH im Laufe der Zeit nicht unwesentlich geändert hat1, wurde
für die Hauptfälle in dieser Sammlung ein einheitliches Erscheinungsbild gewählt. Regelmäßig wird aus den
Entscheidungsgründen, gelegentlich auch aus dem Tenor eines Urteils sowie aus Schlussanträgen der Gene-
ralanwälte zitiert, letzteres dann, wenn die Schlussanträge die Rechtsfragen dogmatisch gründlicher aufbe-
reiten, als das in der Entscheidung des Gerichts der Fall ist.
Die bei der Zitierung verwendeten Auslassungszeichen […] zeigen, dass an dieser Stelle Kürzungen im lau-
fenden Text vorgenommen oder ganze Absätze ausgelassen wurden. Andere in [ ] gesetzte Angaben sind re-
daktionelle Vereinfachungen, die wie ein fortlaufender Text mitgelesen werden sollen. Im Übrigen sind Ent-
scheidungsgründe, Leitsätze und Tenor wortgetreu wiedergegeben. Sofern aus Entscheidungen des EuGH
zitiert wird, die noch nicht in der amtlichen Sammlung veröffentlicht worden sind, liegen dem in der Regel
die Internet-Veröffentlichungen des EuGH zugrunde. Der Wortlaut dieser Texte kann allerdings geringfügig
von dem später amtlich veröffentlichten Text abweichen.
Der EuGH bezieht sich in seinen Entscheidungen oft auf seine bisherige Rechtsprechung. Sofern dies Ent-
scheidungen sind, die in unserer Sammlung enthalten sind, haben wir, i.d.R. nur beim ersten Mal, diese ori-
ginalen Verweise in [ ] durch die Fundstelle an anderer Stelle dieses Werkes ersetzt.
Bei den vor 1968 ergangenen Entscheidungen des EuGH haben wir Randnummern eingefügt, ebenso bei den
Schlussanträgen der Generalanwälte; seither werden die Urteile vom EuGH selbst mit Randnummern verse-

1 Dazu im Detail in der 5. Aufl. dieses Werkes, S. VIII.
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hen. Soweit Leitsätze wiedergegeben werden, sind dies nichtamtliche Leitsätze des Kanzlers des Gerichts-
hofes, es sei denn auf ihren amtlichen Charakter wird ausdrücklich hingewiesen. Deutsche und österrei-
chische höchstrichterliche Entscheidungen haben wir ebenfalls mit Randnummern versehen. Bei neueren
Entscheidungen des BVerfG haben wir auf die digitale Veröffentlichung mit Randnummern zurückgegriffen,
die in BVerfGE erst ab dem 133. Band enthalten sind. Die Leitsätze deutscher Gerichte sind zum Teil amt-
lich, zum Teil sind sie von anderer Stelle redaktionell gefasst worden.

Zur Umnummerierung der Artikel der Verträge

Durch Art. 12 des Vertrages von Amsterdam wurden mit Wirkung vom 1. Mai 1999 der EUV und der EGV
neu durchnummeriert. Art. 5 des Vertrages von Lissabon hat mit Wirkung vom 1. Dezember 2009 den EUV
und den EGV – dieser wurde zum AEUV umbenannt – neuerlich neu durchnummeriert. Die daraus resultie-
renden Schwierigkeiten bei der Lektüre von Entscheidungen, die unter vergangenen Nummerierungen ergan-
gen sind, werden durch die am Ende dieses Werkes abgedruckte Konkordanztabelle gemildert, die die ur-
sprüngliche Nummerierung des EWGV bzw. seit Maastricht EGV mit der zwischenzeitlichen Nummerie-
rung von Amsterdam bis Nizza und mit der gegenwärtigen nach Lissabon verknüpft. Bei den didaktisch auf-
bereiteten Hauptfällen wird in den Rechts- und Verständnisfragen sowie in der Darstellung von Sachverhalt
und Verfahren die jeweils zum Zeitpunkt der Entscheidung geltende und in der Entscheidung benutzte Arti-
kelnummerierung beibehalten.

Zur Arbeit mit der Sammlung

Die Sammlung ist primär zur vorlesungs- und lehrbuchbegleitenden systematischen Erarbeitung des Unions-
rechts konzipiert. Als Zusammenstellung der wichtigsten Judikate des EuGH, des EuG sowie deutscher und
österreichischer Höchstgerichte, die sich über das Entscheidungsregister, das Stichwortverzeichnis, die Kopf-
zeilen und über eine Fülle von Querverweisen inhaltlich erschließt, ist sie ein Nachschlagewerk der europa-
rechtlichen Judikatur.

Die Veröffentlichung der Entscheidungen des Gerichtshof der EU

Die Urteile des EuGH werden durch den Kanzler im Amtsblatt der EU, in der amtlichen Sammlung der
Rechtsprechung des Gerichthofs und Gerichts erster Instanz bzw. in der Sammlung der Rechtsprechung –
Öffentlicher Dienst und seit 1997 auch digital veröffentlicht. Am 1. Januar 2012 wurde die Papierversion der
Rechtsprechungssammlung des Gerichtshofs aufgegeben, seitdem ist die Sammlung nur noch elektronisch
unter www.eur-lex.eu erhältlich. Bereits zwei Jahre vorher, am 1. Januar 2010, geschah dies auch für die
Sammlung der Rechtsprechung – Öffentlicher Dienst, welche ebenfalls ausschließlich unter www.eur-lex.eu
zu finden ist. Die digitale Version der Entscheidungssammlung des Gerichtshofs ist weiterhin die Fortset-
zung der Publikation nach Jahrgang und Seite und daher werden die veröffentlichten Entscheidungen auch
ab 2012 wie bisher zitiert.
Im Amtsblatt der EU Teil C („Mitteilungen und Bekanntmachungen“) werden seit dem 1. Januar 2002 die im
jeweiligen Berichtszeitraum ergangenen Urteile in Kürzestform sowie die Vorabentscheidungsersuchen und
die anhängig gemachten Klagen mit den wesentlichen Gründen veröffentlicht.
Der EuGH gibt seit 1954 die Sammlung der Rechtsprechung des Gerichtshofes heraus, in der seit 1990 die
Urteile des EuGH in Teil I und die des EuG in Teil II abgedruckt werden. Seit dem 1. Mai 2004 werden
bestimmte Entscheidungen des EuGH, sofern der befasste Spruchkörper nichts anderes bestimmt, nicht mehr
in der amtlichen Sammlung veröffentlicht: Urteile, die in anderen Verfahren als Vorabentscheidungen von
Kammern mit drei Richtern und von Kammern mit fünf Richtern ohne Schlussanträge des Generalanwalts
erlassen werden, und Beschlüsse. Seit Beginn des Jahres 2006 enthält die Sammlung Teil I einen Abschnitt
mit Informationen über die nicht veröffentlichten Entscheidungen.
Ab dem Heft 2005–9 werden, sofern der befasste Spruchkörper nichts anderes bestimmt, in der Sammlung
Teill II die Urteile der Großen Kammer und die Urteile der Kammern mit fünf Richtern des Gerichts erster
Instanz veröffentlicht. Die Veröffentlichung von Urteilen der Kammern mit drei Richtern wird von Fall zu
Fall vom jeweiligen Spruchkörper beschlossen. Urteile des EuG durch Einzelrichter und Beschlüsse mit
Rechtsprechungscharakter werden nicht in der Sammlung veröffentlicht, sind aber auf der Website des Ge-
richtshofs unter http://curia.europa.eu zugänglich. Ebenfalls ab dem Heft 2005-9 enthält die Sammlung Teil
II einen eigenen Abschnitt mit Informationen über die nicht veröffentlichten Entscheidungen.
Seit dem 1. Januar 1994 wird die Judikatur des EuG bzw. des Fachgerichts im Bereich des öffentlichen
Dienstes nur dann in der amtlichen Sammlung veröffentlicht, wenn ein Urteil von allgemeinem Interesse ist
oder grundsätzliche Bedeutung hat. Alle anderen dienstrechtlichen Urteile werden in der Sammlung der
Rechtsprechung – Öffentlicher Dienst veröffentlicht.
Die seit dem 17. Juni 1997 ergangenen Urteile und Beschlüsse des Gerichtshofes und des Gerichts erster
Instanz und Schlussanträge sind digital verfügbar auf: http://curia.europa.eu. Diese Website enthält außer-
dem den vollständigen Wortlaut von bestimmten nicht in der amtlichen Sammlung veröffentlichten Entschei-
dungen. Die weiter zurückliegende Rechtsprechung ist auf der Website http://eur-lex.europa.eu/ zu finden.
Die seit 1. Januar 2002 im Amtsblatt Teil C veröffentlichten Mitteilungen über Entscheidungen sind eben-
falls auf der Website http://curia.europa.eu/ zugänglich.
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Der europäische Rechtsprechungsidentifikator ECLI

Seit dem ersten Halbjahr 2014 werden die europäischen und nationalen Entscheidungen mit einem europä-
ischen Rechtsprechungsidentifikator (European Case Law Identifier ECLI) versehen, der das Auffinden und
die Zitierweise der Rechtsprechung in der EU erleichtern soll.2

„Der ECLI umfasst, neben dem Präfix „ECLI", vier zwingende Bestandteile:
– den Ländercode des Mitgliedstaats, dem das betreffende Gericht angehört, oder der Europäischen Union

bei den Unionsgerichten;
– das Kürzel des Gerichts, das die Entscheidung erlassen hat;
– das Jahr der Entscheidung;
– eine aus bis zu 25 alphanumerischen Zeichen bestehende Ordnungsnummer in einem von dem betreffen-

den Mitgliedstaat oder dem betreffenden supranationalen Gericht beschlossenen Format. Die Ordnungs-
nummer darf keine anderen Satzzeichen als Punkte („.") und Doppelpunkte („:") enthalten, wobei der
Doppelpunkt die Bestandteile eines ECLI voneinander trennt.

Infolge der Empfehlung des Rates, dass der Gerichtshof der Europäischen Union am ECLI-System teilneh-
men sollte, hat der Gerichtshof allen seit 1954 ergangenen Entscheidungen der Unionsgerichte sowie den
Schlussanträgen und Stellungnahmen der Generalanwälte einen ECLI zugewiesen.
Beispielsweise hat der ECLI des Urteils des Gerichtshofs vom 12. Juli 2005 in der Rechtssache Schempp
(C‑403/03) folgende Form: „EU:C:2005:446".
Er setzt sich wie folgt zusammen:
– „EU" gibt an, dass es sich um eine Entscheidung eines Unionsgerichts handelt (bei einer Entscheidung

eines nationalen Gerichts stünde an dieser Stelle der Ländercode des Mitgliedstaats, dem es angehört);
– „C" gibt an, dass die Entscheidung vom Gerichtshof getroffen wurde, während die Entscheidungen des

Gerichts und des Gerichts für den öffentlichen Dienst den Buchstaben „T" bzw. „F" tragen;
– „2005" gibt an, dass die Entscheidung im Jahr 2005 ergangen ist;
– „446" gibt an, dass es sich um den 446. für dieses Jahr vergebenen ECLI handelt.
Bei der vom Gerichtshof der Europäischen Union gewählten neuen Zitierweise der Rechtsprechung wird der
ECLI mit dem üblichen Namen der Entscheidung und dem Aktenzeichen der Rechtssache kombiniert.
Die neue Zitierweise hat folgende Vorteile:
– Sie verbessert die Lesbarkeit gerichtlicher Entscheidungen, da die Bezugnahmen auf die Rechtspre-

chung stets die für eine eindeutige Bestimmung der Entscheidung, auf die Bezug genommen wird, erfor-
derlichen Elemente enthalten.

– Sie weist größere sprachliche Neutralität auf, da das Zitierformat in allen Sprachen weitgehend überein-
stimmt und damit eine geringere Zahl zu übersetzender Elemente enthält.

– Sie erleichtert die automatische Einfügung von Hyperlinks sowohl für den ECLI der angeführten Ent-
scheidung als auch für deren in Bezug genommene Randnummer.

Außerdem bleibt nach der derzeitigen Handhabung der drei Unionsgerichte eine Unterscheidung zwischen
der Zitierweise bei der ersten Nennung und bei anschließenden Nennungen bestehen.
So wird beim Gerichtshof und beim Gericht für den öffentlichen Dienst ab der zweiten Nennung das Akten-
zeichen der Rechtssache nicht mehr wiedergegeben. Beim Gericht entfallen das Datum der Entscheidung,
das Aktenzeichen und, gegebenenfalls, der Hinweis auf die Veröffentlichung.
Schließlich ist darauf hinzuweisen, dass die jeweilige Zitierweise von den Unionsgerichten in ihren Ent-
scheidungen sowohl für ihre eigene Rechtsprechung als auch für die Rechtsprechung der beiden anderen
Unionsgerichte verwendet wird.“
Der ECLI wird bei aktuellen Entscheidungen, die noch nicht in der amtlichen Entscheidung enthalten
sind, in der Fallsammlung als Nachweis verwendet.

Vertragstexte und Grundrechte-Charta

Vor Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon beruhte das Recht der EG und der EU auf den Primärrechtsquel-
len:
– Vertrag von Nizza v. 26.2.2001: ABl. 2001 C 80/1 ff.; berichtigt: ABl. 2001 C 96/27 ff.
– Vertrag über die Europäische Union (EUV/alt): konsolidierte Fassung, ABl. 2002 C 325/5 ff.; elektroni-

sche Fassung, ABl. 2006 C 321 E/5 ff.
– Vertrag über die Europäische Gemeinschaft (EGV): konsolidierte Fassung, ABl.  2002 C 325/33 ff.;

elektronische Fassung, ABl. 2006 C 321 E/37 ff.
Seit dem Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon zum 1. Dezember 2009 findet sich das Primärrecht der neu-
en EU in:
– Vertrag von Lissabon v. 13.12.2007: ABl. 2007 C 306/1 ff.; berichtigt: ABl. 2008 C 111/56 ff. und

ABl. 2009 C 290/1 ff.; die durch den Vertrag von Lissabon bewirkten Änderungen der Verträge finden
sich in:

2 http://curia.europa.eu/jcms/jcms/P_125997/
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– Vertrag über die Europäische Union (EUV/neu): konsolidierte Fassung3, ABl. 2010 C 83/13 ff.
– Vertrag über die Arbeitsweise der Europäische Union (AEUV): konsolidierte Fassung, ABl. 2010 C

83/47 ff.
Die im Jahr 2000 vom ersten Konvent erarbeitete Charta der Grundrechte der Europäischen Union, die an-
lässlich der Tagung des Europäischen Rates in Nizza am 7.12.2000 vom Europäischen Parlament, Rat und
Kommission feierlich proklamiert worden und anlässlich der Unterzeichnung des Vertrages von Lissabon am
12.12.2007 in einer der neuen Rechtslage angepassten Fassung vorgelegt worden war (ABl. 2007 C
303/17 ff.), wurde, allerdings ohne die Erläuterungen zur Grundrechte-Charta in ABl. 2010 C 83/389 ff. ver-
öffentlicht. Die Erläuterungen sind gem. Art. 6 Abs. 1 UAbs. 3 EUV iVm Art. 52 Abs. 7 Grundrechte-Charta
„als Anleitung für die Auslegung dieser Charta … von den Gerichten der Union und der Mitgliedstaaten ge-
bührend zu berücksichtigen“.
Der neben EUV und AEUV eigenständig fortbestehende Vertrag über die Europäische Atomgemeinschaft
(EAG) findet sich in konsolidierter Fassung in ABl. 2010 C 84/1 ff.

3 Die konsolidierten Fassungen von EUV und AEUV enthalten, nach einer ersten Publikation in ABl. 2008 C
115/1 ff. bzw. 47 ff., auch redaktionelle und sprachliche Berichtigungen.
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DIE WIRKUNG DES UNIONSRECHTS IM RECHT DER
MITGLIEDSTAATEN

Unmittelbare Anwendbarkeit des primären Unionsrechts

(1) EuGH, Rs. 26/62, van Gend & Loos (N.V. Algemene Transport- en Expeditie Onderneming van Gend
& Loos gegen Niederländische Finanzverwaltung), Urteil vom 5. Februar 1963; Slg. 1963, S. 1

Thema: Die unmittelbare Anwendbarkeit von Bestimmungen des Primärrechts
Rechts‑ und Verständnisfragen:
1) Welche Rechtsnatur hat die durch das Primärrecht begründete Rechtsordnung? (Rn. 8-10)
2) Was versteht man unter unmittelbarer Anwendbarkeit beziehungsweise Wirkung? (Rn. 7, 16)
3) Welche Voraussetzungen müssen vorliegen, damit eine Norm des Unionsrechts unmittelbar anwendbar

ist? (Rn. 12, 13)

Sachverhalt und Verfahren:
Im September 1960 führte die niederländische Transportfirma van Gend & Loos aus der Bundesrepublik
Harnstoff-Formaldehyd in die Niederlande ein. Aufgrund einer am 1. März 1960 in Kraft getretenen Neure-
gelung des Zolltarifs erhob die niederländische Finanzverwaltung bei der Einfuhr darauf einen Wertzoll von
8%.
Die Beschwerde von van Gend & Loos gegen den Zollbescheid wurde als unzulässig verworfen. Gegen die-
sen Bescheid erhob van Gend & Loos im April 1961 Klage bei der Tariefcommissie in Amsterdam, einem
über Steuerstreitigkeiten in letzter Instanz entscheidenden niederländischen Verwaltungsgericht. Die Klage
wurde damit begründet, dass die eingeführte Ware zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des EWGV gem. dem
bis dahin geltenden niederländ. Zollrecht nur mit einem Einfuhrzoll von 3% belastet gewesen sei. Bei Ein-
führung der Brüsseler Zollnomenklatur seien gewisse Tarifnummern aufgeteilt und mit einem höheren Zoll
belegt worden. Diese Änderung des Zolltarifs durch die niederländische Regierung sei jedoch nicht mit
Art. 12 EWGV vereinbar. Im August 1962 setzte die Tariefcommissie das Verfahren aus und ersuchte den
EuGH gem. Art. 177 EWGV um Vorabentscheidung u.a. über die Frage:

»1) ob Artikel 12 EWG-Vertrag interne Wirkung hat, mit anderen Worten, ob die Einzelnen aus diesem
Artikel unmittelbar Rechte herleiten können, die vom Richter zu beachten sind, […]«

Nach den Vorträgen der niederländischen und der belgischen Regierung ist die Frage nach der unmittelbaren
Anwendbarkeit ein nationales verfassungsrechtliches Problem. Abgesehen davon könne Art. 12 EWGV kei-
ne unmittelbare Wirkung haben, da es für die Frage nach der unmittelbaren Wirkung wie bei anderen völker-
rechtlichen Verträgen auf den Willen der Parteien und den Wortlaut des Vertrages ankomme. Art. 12 EWGV
lege aber den Staaten eine völkerrechtliche Verpflichtung auf, die erst der Vollziehung durch die zur Recht-
setzung befugten nationalen Organe bedürfe, d.h. die Einhaltung dieser Verpflichtung könne mangels inner-
staatlicher Ausführungsgesetzgebung nicht vor den nationalen Gerichten durchgesetzt werden. Van Gend &
Loos und die Kommission bejahten dagegen die unmittelbare Anwendbarkeit, da Art. 12 EWGV eine klare,
vollständige und genügend konkret ausgestaltete Vorschrift sei.

Aus den Entscheidungsgründen:1

Zur Vertragsauslegung
[7] Die Tariefcommissie stellt in erster Linie die Frage, ob Artikel 12 in dem Sinne unmittelbare Wirkung im
innerstaatlichen Recht hat, daß die Einzelnen aus diesem Artikel Rechte herleiten können, die vom nationa-
len Richter zu beachten sind.
[8] Ob die Vorschriften eines völkerrechtlichen Vertrages eine solche Tragweite haben, ist vom Geist dieser
Vorschriften, von ihrer Systematik und von ihrem Wortlaut her zu entscheiden.
[9] Das Ziel des EWG-Vertrages ist die Schaffung eines gemeinsamen Marktes, dessen Funktionieren die der
Gemeinschaft angehörigen Einzelnen unmittelbar betrifft; damit ist zugleich gesagt, daß dieser Vertrag mehr
ist als ein Abkommen, das nur wechselseitige Verpflichtungen zwischen den vertragsschließenden Staaten
begründet. Diese Auffassung wird durch die Präambel des Vertrages bestätigt, die sich nicht nur an die Re-
gierungen, sondern auch an die Völker richtet. Sie findet eine noch augenfälligere Bestätigung in der Schaf-
fung von Organen, welchen Hoheitsrechte übertragen sind, deren Ausübung in gleicher Weise die Mitglied-
staaten wie die Staatsbürger berührt. Zu beachten ist ferner, daß die Staatsangehörigen der in der Gemein-
schaft zusammengeschlossenen Staaten dazu berufen sind, durch das Europäische Parlament und den Wirt-
schafts- und Sozialausschuß zum Funktionieren dieser Gemeinschaft beizutragen. Auch die dem Gerichtshof
im Rahmen von Artikel 177, der die einheitliche Auslegung des Vertrages durch die nationalen Gerichte ge-
währleisten soll, zukommende Aufgabe ist ein Beweis dafür, daß die Staaten davon ausgegangen sind, die
Bürger müßten sich vor den nationalen Gerichten auf das Gemeinschaftsrecht berufen können.

A.

I.

1 Rn. von den Verf.

Unmittelbare Anwendbarkeit/PrimR 1 (1) van Gend & Loos



[10] Aus alledem ist zu schließen, daß die Gemeinschaft eine neue Rechtsordnung des Völkerrechts darstellt,
zu deren Gunsten die Staaten, wenn auch in begrenztem Rahmen, ihre Souveränitätsrechte eingeschränkt ha-
ben, eine Rechtsordnung, deren Rechtssubjekte nicht nur die Mitgliedstaaten, sondern auch die Einzelnen
sind. Das von der Gesetzgebung der Mitgliedstaaten unabhängige Gemeinschaftsrecht soll daher den Einzel-
nen, ebenso wie es ihnen Pflichten auferlegt, auch Rechte verleihen. Solche Rechte entstehen nicht nur,
wenn der Vertrag dies ausdrücklich bestimmt, sondern auch auf Grund von eindeutigen Verpflichtungen, die
der Vertrag den Einzelnen wie auch den Mitgliedstaaten und den Organen der Gemeinschaft auferlegt.
[11] Zur Systematik des Vertrages auf dem Gebiet der Zölle und Abgaben gleicher Wirkung ist zu bemerken,
daß Artikel 9, wonach Grundlage der Gemeinschaft eine Zollunion ist, als wesentlichste Norm das Verbot
der Zölle und Abgaben gleicher Wirkung enthält. Diese Vorschrift steht am Anfang des Vertragsteiles, der
die »Grundlagen der Gemeinschaft« umschreibt; sie wird in Artikel 12 angewandt und erläutert.
[12] Der Wortlaut von Artikel 12 enthält ein klares und uneingeschränktes Verbot, eine Verpflichtung, nicht
zu einem Tun, sondern zu einem Unterlassen. Diese Verpflichtung ist im übrigen auch durch keinen Vorbe-
halt der Staaten eingeschränkt, der ihre Erfüllung von einem internen Rechtssetzungsakt abhängig machen
würde. Das Verbot des Artikels 12 eignet sich seinem Wesen nach vorzüglich dazu, unmittelbare Wirkungen
in den Rechtsbeziehungen zwischen den Mitgliedstaaten und den ihrem Recht unterworfenen Einzelnen zu
erzeugen.
[13] Der Vollzug von Artikel 12 bedarf keines Eingriffs der staatlichen Gesetzgeber. Der Umstand, daß die-
ser Artikel die Mitgliedstaaten als Adressaten der Unterlassungspflicht bezeichnet, schließt nicht aus, daß
dieser Verpflichtung Rechte der Einzelnen gegenüberstehen können.
[14] Der Hinweis der drei Regierungen, die bei dem Gerichtshof schriftliche Erklärungen eingereicht haben,
auf die Artikel 169 und 170 des Vertrages geht fehl. Wenn der Vertrag in den genannten Artikeln der Kom-
mission und den Mitgliedstaaten die Möglichkeit einräumt, den Gerichtshof anzurufen, falls ein Staat seinen
Verpflichtungen nicht nachkommt, so bedeutet dies nicht, daß es für den Einzelnen unmöglich wäre, sich
gegebenenfalls vor dem nationalen Richter auf diese Verpflichtungen zu berufen, ebensowenig wie die Tat-
sache, daß der Vertrag der Kommission Mittel zur Verfügung stellt, um die Einhaltung der den Vertragsun-
terworfenen obliegenden Verpflichtungen zu gewährleisten, die Möglichkeit ausschließt, die Verletzung die-
ser Verpflichtungen in Prozessen zwischen Privatpersonen vor nationalen Gerichten geltend zu machen.
[15] Würden die Garantien gegen Verletzungen von Artikel 12 durch die Mitgliedstaaten auf die in den Arti-
keln 169 und 170 vorgesehenen Verfahren allein beschränkt, so wäre jeder unmittelbare gerichtliche Schutz
der individuellen Rechte der Einzelnen ausgeschlossen. Die Anwendung dieser Vorschriften wäre im übrigen
wirkungslos, wenn sie nach dem Vollzug einer in Verkennung der Vertragsvorschriften ergangenen staatli-
chen Entscheidung erfolgte. Die Wachsamkeit der an der Wahrung ihrer Rechte interessierten Einzelnen
stellt eine wirksame Kontrolle dar, welche die durch die Kommission und die Mitgliedstaaten gemäß den
Artikeln 169 und 170 ausgeübte Kontrolle ergänzt.
[16] Aus den vorstehenden Erwägungen ergibt sich, daß nach dem Geist, der Systematik und dem Wortlaut
des Vertrages Artikel 12 dahin auszulegen ist, daß er unmittelbare Wirkungen erzeugt und individuelle Rech-
te begründet, welche die staatlichen Gerichte zu beachten haben. [...]

(2) EuGH, Rs. 57/65, Lütticke (Firma Alfons Lütticke GmbH gegen Hauptzollamt Saarlouis), Urteil vom
16. Juni 1966; Slg. 1966, S. 239

Thema: Voraussetzungen der unmittelbaren Anwendbarkeit des primären Unionsrechts
Rechts- und Verständnisfragen:
1) Welche Voraussetzungen muss eine Norm des primären Unionsrechts erfüllen, um unmittelbar anwend-

bar zu sein? (Rn. 5)
2) Hängt die unmittelbare Anwendbarkeit vom Eintritt irgendwelcher (aufschiebenden) Bedingungen ab?

(Rn. 3, 6)

Sachverhalt und Verfahren:
Im Oktober 1963 führte die Firma Lütticke Milchpulver aus Luxemburg in die Bundesrepublik ein. Bei der
Einfuhr wurde neben einem Zoll auch Umsatzausgleichsteuer erhoben. Lütticke erhob Klage beim Finanzge-
richt des Saarlandes. Für die Erhebung der Umsatzausgleichsteuer fehle die Rechtsgrundlage. Seit Februar
1956 sei nämlich inländisches Vollmilchpulver von der Umsatzsteuer befreit und seit Juli 1963 sei auch die
Lieferung des Vorproduktes Milch umsatzsteuerfrei. Daher sei die Erhebung der Umsatzausgleichsteuer auf
eingeführtes Milchpulver aufgrund von Art. 95 EWGV (= Art. 110 AEUV) unzulässig.
Das FG setzte das Verfahren aus und ersuchte den EuGH gemäß Art. 177 EWGV (= Art. 267 AEUV) um
Vorabentscheidung u.a. über folgende Fragen:

»1) ob Artikel 95 Absatz 1 EWG-Vertrag unmittelbare Wirkungen und individuelle Rechte des Einzelnen
begründet, welche die staatlichen Gerichte zu beachten haben, und, sofern diese Frage verneint wird,
2) ob Artikel 95 Absatz 3 EWG-Vertrag in Verbindung mit Artikel 95 Absatz 1 EWG-Vertrag mit Wir-
kung vom 1. Januar 1962 unmittelbare Wirkungen und individuelle Rechte des Einzelnen begründet,
welche die staatlichen Gerichte zu beachten haben, [...]«

(2) Lütticke 2 Unmittelbare Anwendbarkeit/PrimR



Aus den Entscheidungsgründen:2

[3] Artikel 95 Absatz 1 legt als allgemeine und für die Dauer bestimmte Norm des Gemeinschaftsrechts fest,
daß aus anderen Mitgliedstaaten eingeführte Waren nicht stärker mit inländischen Abgaben belastet werden
dürfen als gleichartige inländische Waren. Diese Regelung – wie sie der Vertrag in ähnlicher Weise öfter
trifft, um die Gleichbehandlung der Gemeinschaftsangehörigen durch die innerstaatlichen Rechtsordnungen
zu gewährleisten – stellt auf dem Gebiet des Abgabenrechts eine unerläßliche Grundlage des gemeinsamen
Marktes dar. Um die Anpassung der innerstaatlichen Rechtsvorschriften an jene Norm zu erleichtern, räumt
Absatz 3 des Artikels 95 den Mitgliedstaaten für die Aufhebung oder Berichtigung der »bei Inkrafttreten die-
ses Vertrages geltenden Bestimmungen […] die den obengenannten Vorschriften entgegenstehen«, eine Frist
bis zum Beginn der zweiten Stufe der Übergangszeit, also bis zum 1. Januar 1962, ein. Artikel 95 enthält
somit eine allgemeine Bestimmung, die lediglich mit einer aufschiebenden Klausel hinsichtlich der bei ihrem
Inkrafttreten geltenden Vorschriften ausgestattet ist. Dies bedeutet, daß die allgemeine Bestimmung nach
Ablauf der genannten Frist ihre volle und uneingeschränkte Wirksamkeit entfaltet.
[4] Aufgrund dieser Erwägungen sind die vom Finanzgericht vorgelegten Fragen zu prüfen.
[5] Artikel 95 Absatz 1 enthält ein Diskriminierungsverbot, das eine klare und unbedingte Verpflichtung be-
gründet. Abgesehen von Absatz 3 ist diese Verpflichtung an keine Bedingung geknüpft; sie bedarf zu ihrer
Durchführung oder Wirksamkeit auch keiner weiteren Maßnahmen der Gemeinschaftsorgane oder der Mit-
gliedstaaten. Die Verbotsnorm ist daher vollständig, rechtlich vollkommen und infolgedessen geeignet, un-
mittelbare Wirkungen in den Rechtsbeziehungen zwischen den Mitgliedstaaten und den ihrem Recht unter-
worfenen Personen zu erzeugen. Wenn sie die Mitgliedstaaten als Adressaten des Diskriminierungsverbots
bezeichnet, so bedeutet dies nicht, daß das Verbot nicht unmittelbar den einzelnen zugute kommen könnte.
[...]

Die unmittelbare Wirkung des sekundären Unionsrechts

Unmittelbare Geltung von Verordnungen

(3) EuGH, Rs. 34/73, Variola (F.lli Variola S.p.A. gegen Amministrazione italiana delle Finanze), Urteil
vom 10. Oktober 1973; Slg. 1973, S. 981

Thema: Verbot der nationalen Transformation von Verordnungen
Rechts- und Verständnisfragen:
1. Was bedeutet »allgemeine Geltung« von Verordnungen in Art. 288 II AEUV (ex Art. 189 II EWGV?)

(Rn. 8)
2. Ist zur unmittelbaren Anwendbarkeit einer Verordnung die Umsetzung in nationales Recht erforderlich

oder überhaupt zulässig? (Rn. 10 ff.)

Sachverhalt und Verfahren:
Mit Wirkung vom 30. Juli 1962 untersagte die VO 19/62 des Rates über die schrittweise Errichtung einer
gemeinsamen Marktorganisation für Getreide (ABl. 1962, S. 933) die Erhebung von Zöllen und Abgaben
gleicher Wirkung auf Einfuhren aus dritten Ländern. Diese Vorschrift wurde zum 1. Juli 1967 durch eine fast
wortgleiche Bestimmung in der VO 120/67 (ABl. 1967, S. 2269) ersetzt.
Italien hatte die beiden VOen im Wortlaut jeweils durch ein nationales Gesetzesdekret in innerstaatliches
Recht umgewandelt und damit speziell transformiert. Dennoch hatte Italien durch Gesetz vom 9. Februar
1963 eine Abladesteuer auf Getreide eingeführt. Ein weiteres Gesetz aus dem Jahre 1971 hatte als Zeitpunkt
für das gemeinschaftsweite Verbot der Abgaben für Verwaltungsleistungen und der Statistikgebühr bei Ein-
fuhren aus Drittländern den 1. August 1971 festgesetzt, für das Verbot der Abgaben für Verwaltungsleistun-
gen bei Einfuhren aus Mitgliedstaaten den 1. Juli 1968, d.h. Italien hatte einseitig das Inkrafttreten der Wir-
kung der VOen hinausgeschoben.
Im April 1965 führte die Firma Variola Getreide aus Argentinien, im September 1967 aus Kanada ein. In
beiden Fällen erhob das Zollamt Triest Abgaben für Verwaltungsleistungen, Statistikgebühren und Ablade-
steuern. Variola klagte beim Tribunale Trieste auf Rückerstattung der Abgaben. Variola meinte, die Vor-
schriften der streitigen VOen wiesen alle Merkmale auf, um unmittelbar anwendbar zu sein und bewirkten
daher ein Verbot von Abgaben gleicher Wirkung, auf das sich der einzelne berufen könne. Durch die italieni-
sche Praxis, unmittelbar geltende Gemeinschaftsvorschriften auf dem Wege vollständiger wörtlicher Wieder-
gabe in nationales Recht umzuwandeln, werde der Vorrang des Gemeinschaftsrechts gefährdet, da der Ein-
druck erweckt werde, später verabschiedetes nationales Recht gehe den früher in italienisches Recht trans-
formierten Vorschriften vor. Außerdem könne die Transformation dazu führen, dass die ausschließliche
Kompetenz des EuGH zur Auslegung des Gemeinschaftsrechts im Wege des Vorabentscheidungsverfahrens
unterlaufen werde.
Der Präsident des Tribunale Trieste setzte das Verfahren aus und legte dem EuGH acht Fragen vor, darunter
mehrere Fragen zur unmittelbaren Geltung von Vorschriften des Gemeinschaftsrechts in der Rechtsordnung
der Mitgliedstaaten.

II.

1.
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Aus den Entscheidungsgründen:
[7] Die dritte und die sechste Frage gehen dahin, ob die Artikel 18 und 20 der Verordnung Nr. 19/62 und die
Artikel 18 und 21 der Verordnung Nr. 120/67 als in den Mitgliedstaaten unmittelbar geltende Rechtsnormen
anzusehen sind und für die einzelnen Rechte begründen, die die innerstaatlichen Gerichte zu wahren haben.
[8] Nach Artikel 189 Absatz 2 des Vertrages hat die Verordnung »allgemeine Geltung« und »gilt unmittelbar
in jedem Mitgliedstaat«. Schon nach ihrer Rechtsnatur und ihrer Funktion im Rechtsquellensystem des Ge-
meinschaftsrechts erzeugt sie also unmittelbare Wirkungen und ist als solche geeignet, für die einzelnen
Rechte zu begründen, zu deren Schutz die nationalen Gerichte verpflichtet sind. Die Frage ist daher zu beja-
hen.
[9] In der vierten und fünften Frage geht es im wesentlichen darum, ob eine Aufnahme der streitigen Verord-
nungsvorschriften in die Rechtsordnung der Mitgliedstaaten durch innerstaatliche Rechtsvorschriften, die
den Inhalt der gemeinschaftsrechtlichen Vorschriften wiedergeben, erfolgen kann und ob dies bewirkt, daß
die betreffende Rechtsmaterie fortan dem innerstaatlichen Recht unterliegt und die Zuständigkeit des Ge-
richtshofes infolgedessen ausgeschlossen ist.
[10] Die unmittelbare Geltung setzt voraus, daß die Verordnung in Kraft tritt und zugunsten oder zu Lasten
der Rechtssubjekte Anwendung findet, ohne daß es irgendwelcher Maßnahmen zur Umwandlung in nationa-
les Recht bedarf. Die Mitgliedstaaten dürfen aufgrund der ihnen aus dem Vertrag obliegenden Verpflichtun-
gen, die sie mit dessen Ratifizierung eingegangen sind, nicht die unmittelbare Geltung vereiteln, die Verord-
nungen und sonstige Vorschriften des Gemeinschaftsrechts äußern. Die gewissenhafte Beachtung dieser
Pflicht ist eine unerläßliche Voraussetzung für die gleichzeitige und einheitliche Anwendung der Gemein-
schaftsverordnungen in der gesamten Gemeinschaft.
[11] Insbesondere dürfen die Mitgliedstaaten keine Maßnahmen ergreifen, die geeignet sind, die Zuständig-
keit des Gerichtshofes zur Entscheidung über Fragen der Auslegung des Gemeinschaftsrechts oder der Gül-
tigkeit der von den Organen der Gemeinschaft vorgenommenen Handlungen zu beschneiden. Infolgedessen
sind Praktiken unzulässig, durch die die Normadressaten über den Gemeinschaftscharakter einer Rechtsnorm
im unklaren gelassen werden. Die Zuständigkeit des Gerichtshofes, namentlich aufgrund von Artikel 177,
bleibt ungeschmälert, unbeschadet aller Versuche, Normen des Gemeinschaftsrechts durch nationales Gesetz
in innerstaatliches Recht zu transformieren. [...]

Unmittelbare Wirkung von Richtlinien

(4) EuGH, Rs. 9/70, Leberpfennig (Franz Grad gegen Finanzamt Traunstein), Urteil vom 6. Oktober
1970; Slg. 1970, S. 825

Thema: Unmittelbare Anwendbarkeit von Entscheidungen und Richtlinien in vertikaler Richtung
Rechts‑ und Verständnisfragen:
1) Unter welchen Voraussetzungen sind an die Mitgliedstaaten gerichtete Richtlinien und Entscheidungen

unmittelbar anwendbar? (Rn. 9, 10)
2) Welcher Unterschied besteht zwischen Geltung und unmittelbarer Anwendbarkeit? (Rn. 14/16)
3) Was versteht der EuGH unter unmittelbarer Wirkung? (Rn. 5, 8 f.)
4) Welche Gründe nennt der EuGH um darzulegen, dass neben den VOen auch andere der in Art. 288

AEUV genannten Kategorien von Rechtsakten unmittelbare Wirkung entfalten können? (Rn. 5)

Sachverhalt und Verfahren:
Die Entscheidung 65/271 über die Harmonisierung bestimmter Vorschriften, die den Wettbewerb im Eisen-
bahn-, Straßen- und Binnenschiffsverkehr beeinflussen und die RL 67/227 zur Harmonisierung der Rechts-
vorschriften der Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuer bestimmten, dass die Mitgliedstaaten ihre Umsatz-
steuersysteme durch ein gemeinsames Mehrwertsteuersystem ersetzen und bestehende spezielle Steuern im
Transportwesen abschaffen bzw. solche Steuern nicht neu einführen. Aufgrund dessen führte die Bundesre-
publik Deutschland durch das Umsatzsteuergesetz vom 29. Mai 1967 mit Wirkung vom 1. Januar 1968 die
Mehrwertsteuer ein und erstreckte diese auch auf Verkehrsleistungen. Am 1. Januar 1969 trat in der Bundes-
republik jedoch zusätzlich das Gesetz über die Besteuerung des Straßengüterverkehrs in Kraft, das die Beför-
derungen von Gütern einer besonderen Straßengüterverkehrssteuer unterwarf, die nach dem damaligen Bun-
desverkehrsminister »Leberpfennig« genannt wurde, da sie pro gefahrenen Kilometer und transportierte Ton-
ne einen Pfennig ausmachte.
Der österreichische Güterfernverkehrsunternehmer Franz Grad beförderte im Februar 1969 von Hamburg
kommende Obstkonserven und führte sie nach Österreich aus. Das deutsche Zollamt erhob aufgrund des Ge-
setzes über die Besteuerung des Straßengüterverkehrs für diese Beförderung eine Steuer in Höhe von 179,35
DM. Grad erhob gegen diesen Bescheid Klage beim Finanzgericht München. Er machte geltend, das ge-
nannte Gesetz verstoße gegen den EWGV und gegen in Ausführung dieses Vertrages erlassene Rechtsvor-
schriften, insbesondere gegen Art. 4 der Entscheidung 65/ 271 in Verbindung mit Art. 1 der RL 67/227.
Grad vertrat die Ansicht, dass Art. 4 der Entscheidung 65/271 i.V.m. Art. 1 der RL 67/227 des Rates unmit-
telbar anwendbar sei, und dass er sich somit im gerichtlichen Verfahren auf diese Vorschriften berufen kön-
ne, da die Entscheidung zusammen mit der Richtlinie den Mitgliedstaaten eine klare und genaue Verpflich-
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tung auferlege, die keinerlei Einschränkungen zulasse. Die Bundesregierung widersprach dieser Auffassung
mit dem Hinweis, der EWGV unterscheide in Art. 189 EWGV (= Art. 288 AEUV) im Hinblick auf das se-
kundäre Recht bewusst zwischen unmittelbar anwendbaren Rechtsakten – den Verordnungen – und solchen,
auf die dieses Merkmal nicht zutreffe, nämlich Richtlinien und an Staaten gerichtete Entscheidungen.

Aus den Entscheidungsgründen:
[2] Mit der ersten Frage bittet das Finanzgericht den Gerichtshof um Entscheidung darüber, ob Artikel 4 Ab-
satz 2 der Entscheidung in Verbindung mit Artikel 1 der Richtlinie unmittelbare Wirkungen in den Rechtsbe-
ziehungen zwischen den Mitgliedstaaten und Einzelpersonen erzeugt und ob diese Vorschriften Rechte der
einzelnen begründen, welche auch die staatlichen Gerichte zu beachten haben.
[3] Die Frage betrifft die Gesamtwirkung von Vorschriften, die in einer Entscheidung beziehungsweise einer
Richtlinie enthalten sind. Nach Artikel 189 EWG-Vertrag ist eine Entscheidung in allen ihren Teilen für die-
jenigen verbindlich, die sie bezeichnet. Ferner ist nach diesem Artikel eine Richtlinie für jeden Mitgliedstaat,
an den sie gerichtet wird, hinsichtlich des zu erreichenden Ziels verbindlich, überläßt jedoch den innerstaatli-
chen Stellen die Wahl der Form und der Mittel.
[4] Die Bundesregierung vertritt in ihren Erklärungen die Auffassung, Artikel 189 habe, wenn er zwischen
den Wirkungen von Verordnungen einerseits sowie von Entscheidungen und Richtlinien andererseits unter-
scheide, damit für Entscheidungen und Richtlinien die Möglichkeit ausgeschlossen, die in der Frage ange-
sprochenen Wirkungen zu erzeugen; solche Wirkungen seien vielmehr den Verordnungen vorbehalten.
[5] Zwar gelten nach Artikel 189 Verordnungen unmittelbar und können infolgedessen schon wegen ihrer
Rechtsnatur unmittelbare Wirkungen erzeugen. Hieraus folgt indessen nicht, daß andere in diesem Artikel
genannte Kategorien von Rechtsakten niemals ähnliche Wirkungen erzeugen könnten. Namentlich die Be-
stimmung, daß Entscheidungen in allen ihren Teilen für den Adressaten verbindlich sind, erlaubt die Frage,
ob sich auf die durch die Entscheidung begründete Verpflichtung nur die Gemeinschaftsorgane gegenüber
dem Adressaten berufen können oder ob ein solches Recht gegebenenfalls allen zusteht, die ein Interesse an
der Erfüllung dieser Verpflichtung haben. Mit der den Entscheidungen durch Artikel 189 zuerkannten ver-
bindlichen Wirkung wäre es unvereinbar, grundsätzlich auszuschließen, daß betroffene Personen sich auf die
durch die Entscheidung auferlegte Verpflichtung berufen können. Insbesondere in den Fällen, in denen etwa
die Gemeinschaftsbehörden einen Mitgliedstaat oder alle Mitgliedstaaten durch Entscheidung zu einem be-
stimmten Verhalten verpflichten, würde die nützliche Wirkung (»effet utile«) einer solchen Maßnahme abge-
schwächt, wenn die Angehörigen dieses Staates sich vor Gericht hierauf nicht berufen und die staatlichen
Gerichte sie nicht als Bestandteil des Gemeinschaftsrechts berücksichtigen könnten. Zwar können die Wir-
kungen einer Entscheidung andere sein als diejenigen einer in einer Verordnung enthaltenen Vorschrift; die-
ser Unterschied schließt jedoch nicht aus, daß das Endergebnis, nämlich das Recht des einzelnen, sich auf
die Maßnahme vor Gericht zu berufen, gegebenenfalls das gleiche sein kann wie bei einer unmittelbar an-
wendbaren Verordnungsvorschrift.
[6] Artikel 177, wonach die staatlichen Gerichte befugt sind, den Gerichtshof mit der Gültigkeit und Ausle-
gung aller Handlungen der Organe ohne Unterschied zu befassen, setzt im übrigen voraus, daß die einzelnen
sich vor diesen Gerichten auf die genannten Handlungen berufen können. Es ist daher in jedem einzelnen
Fall zu prüfen, ob die Bestimmung, um die es geht, nach Rechtsnatur, Systematik und Wortlaut geeignet ist,
unmittelbare Wirkungen in den Rechtsbeziehungen zwischen dem Adressaten der Handlung und Dritten zu
begründen.
[7] Die an alle Mitgliedstaaten gerichtete Entscheidung des Rates vom 13. Mai 1965 ist insbesondere auf
Artikel 75 des Vertrages gestützt, der den Rat ermächtigt, zur Durchführung einer gemeinsamen Verkehrspo-
litik »gemeinsame Regeln«, »Zulassungsbedingungen« und »alle sonstigen zweckdienlichen Vorschriften«
zu erlassen. Der Rat verfügt daher in der Auswahl der zu treffenden Maßnahmen über einen sehr großen
Spielraum. Die fragliche Entscheidung legt, insgesamt gesehen, die im Rahmen einer Politik zur Harmoni-
sierung der staatlichen Vorschriften angestrebten Ziele sowie die Zeitfolge ihrer Verwirklichung fest. Im
Hinblick auf diese Ziele sieht Artikel 4 der Entscheidung in Absatz 1 vor, daß die Mitgliedstaaten, sobald ein
gemeinsames Umsatzsteuersystem vom Rat beschlossen und in den Mitgliedstaaten in Kraft gesetzt worden
ist, verpflichtet sind, es nach noch zu bestimmenden Modalitäten auf die Güterbeförderung im Eisenbahn‑,
Straßen- und Binnenschiffsverkehr anzuwenden. Absatz 2 dieses Artikels bestimmt, daß dieses gemeinsame
Umsatzsteuersystem spätestens mit seinem Inkrafttreten an die Stelle der spezifischen Steuern tritt, die statt
der Umsatzsteuer erhoben werden, soweit die Güterbeförderung durch die genannten Verkehrsträger solchen
Steuern unterliegt.
[8] Diese Vorschrift legt den Mitgliedstaaten somit zwei Verpflichtungen auf: einmal, spätestens von einem
bestimmten Zeitpunkt an das gemeinsame Umsatzsteuersystem auf die Güterbeförderung im Eisenbahn-,
Straßen- und Binnenschiffsverkehr anzuwenden, und sodann, dieses System spätestens mit seinem Inkraft-
treten an die Stelle der spezifischen Steuern im Sinne von Absatz 2 treten zu lassen. Diese zweite Verpflich-
tung umfaßt offensichtlich das Verbot, solche Steuern einzuführen oder wiedereinzuführen, wodurch vermie-
den werden soll, daß das gemeinsame Umsatzsteuersystem im Verkehrswesen mit ähnlichen, zusätzlichen
Steuerregelungen zusammentrifft.
[9] Nach den vom Finanzgericht vorgelegten Akten bezieht sich die Frage vor allem auf die zweite Ver-
pflichtung. Diese Verpflichtung ist ihrem Wesen nach zwingend und allgemein, auch wenn die Vorschrift die
Bestimmung des Zeitpunkts, zu dem sie wirksam wird, offenläßt. Sie untersagt den Mitgliedstaaten aus-
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drücklich, das gemeinsame Umsatzsteuersystem mit spezifischen Steuern zu kumulieren, die statt der Um-
satzsteuer erhoben werden. Diese Verpflichtung ist unbedingt und hinreichend klar und genau, um unmittel-
bare Wirkungen in den Rechtsbeziehungen zwischen den Mitgliedstaaten und den einzelnen begründen zu
können.
[10] Das Datum, an dem diese Verpflichtung wirksam wird, wurde durch die Richtlinien des Rates zur Har-
monisierung der Rechtsvorschriften über die Umsatzsteuer bestimmt; dort ist festgelegt, bis zu welchem
Zeitpunkt die Mitgliedstaaten das gemeinsame Mehrwertsteuersystem spätestens einführen müssen. Der
Umstand, daß dieser Zeitpunkt durch eine Richtlinie festgesetzt wurde, nimmt dieser Bestimmung nichts von
ihrer bindenden Wirkung. Damit ist aufgrund der Ersten Richtlinie die durch Artikel 4 Absatz 2 der Ent-
scheidung vom 13. Mai 1965 begründete Verpflichtung vollständig geworden. Diese Vorschrift legt den Mit-
gliedstaaten mithin Verpflichtungen auf – namentlich diejenige, von einem bestimmten Zeitpunkt an das ge-
meinsame Mehrwertsteuersystem nicht mehr mit den genannten spezifischen Steuern zu kumulieren –, die
geeignet sind, unmittelbare Wirkungen in den Rechtsbeziehungen zwischen den Mitgliedstaaten und den ein-
zelnen zu erzeugen und für letztere das Recht zu begründen, sich vor Gericht auf diese Verpflichtung zu be-
rufen. […]

(5) EuGH, Rs. 148/78, Ratti (Strafverfahren gegen Tullio Ratti), Urteil vom 5. April 1979; Slg. 1979,
S. 1629

Thema: Unmittelbare Wirkung von Richtlinien vor Ablauf der Umsetzungsfrist?
Rechts- und Verständnisfragen:
1) Wie wird der Begriff »unmittelbare Wirkung« gerechtfertigt? (Schlussanträge)
2) Wie lässt sich begründen, dass Richtlinien im Einzelfall unmittelbare Wirkung haben können?

(Rn. 20, 21)
3) Welche Rechtsfolgen ergeben sich, wenn ein Mitgliedstaat eine Richtlinie nicht innerhalb der dazu vor-

gesehenen Frist durchführt? (Rn. 22, 23, 42, 43)
4) Können einzelne Bürger Rechte aus Richtlinien ableiten, bevor deren Umsetzungsfrist abgelaufen ist?

(Rn. 43, 44, 46)

Sachverhalt und Verfahren:
Um Beeinträchtigungen des freien Warenverkehrs zu beseitigen, hatte der Rat die RLen 73/173 und 77/728
zur Rechtsharmonisierung bei Lacken und Lösemitteln erlassen. Diese Richtlinien mussten von den Mit-
gliedstaaten bis zum Dezember 1974 bzw. November 1979 durchgeführt werden. In Italien galt jedoch 1978
für Lösemittel und Lacke noch immer das Gesetz Nr. 245 vom 5. März 1963, das zum Teil strengere Vor-
schriften als die beiden Richtlinien enthielt und für den Fall der Verletzung seiner Bestimmungen Geldstra-
fen androhte.
Die italienische Firma Silvam ging 1978 dazu über, die beiden genannten Richtlinien auf ihre Lösemittel und
Lacke anzuwenden. Daraufhin wurde gegen ihren Leiter, Tullio Ratti, bei der Pretura Mailand wegen Nicht-
einhaltung des Gesetzes Nr. 245 ein Strafverfahren eingeleitet.
Die Pretura Mailand setzte im Mai 1978 das Verfahren aus und legte dem EuGH gem. Art. 177 EWGV
(=Art. 267 AEUV) unter anderem folgende Fragen zur Vorabentscheidung vor:
»a) Stellen die Richtlinie 73/173 des Rates der Europäischen Gemeinschaften vom 4. Juni 1973 und insbe-
sondere ihr Artikel 8 unmittelbar geltende Vorschriften dar, die den einzelnen subjektive Rechte verleihen,
welche von den staatlichen Gerichten zu schützen sind? [...]
e) Gelten die Richtlinie 77/728 des Rates der Europäischen Gemeinschaften vom 7. November 1977 und ins-
besondere ihr Artikel 9 unmittelbar und direkt in bezug auf die den Mitgliedstaaten vom Zeitpunkt der Be-
kanntgabe der Richtlinie an auferlegten Unterlassungspflichten und für den Fall, daß der einzelne, der sich
auf ein berechtigtes Vertrauen gestützt hat, den Bestimmungen der Richtlinie vor dem Ablauf der dem Mit-
gliedstaat gewährten Anpassungsfrist nachgekommen ist?«

Aus den Schlussanträgen des Generalanwalts Gerhard Reischl:3

[7] Soweit nach den Rechtswirkungen der Richtlinie Nr. 73/173 gefragt wird, zu der nationale Durchfüh-
rungsmaßnahmen – was in Italien nicht geschehen ist – bis Ende 1974 hätten getroffen werden müssen, ist
zunächst hervorzuheben – und dies bezieht sich auf die Formulierung der Frage –, daß es sicher unangemes-
sen ist, von einer unmittelbaren Geltung der Richtlinie zu sprechen. Dieser Terminus wird in Artikel 189 des
Vertrages nur für Verordnungen, also für die unmittelbare Gemeinschaftsgesetzgebung, verwendet, die auch
Rechtsbeziehungen zwischen den einzelnen begründen kann. Von den Verordnungen heben sich aber – das
macht der Vertrag klar, und das wurde auch in der Rechtsprechung schon wiederholt betont – eindeutig die
Richtlinien ab, die nur Verpflichtungen für die Mitgliedstaaten begründen. Keinesfalls kann daher – wie es
der Angeklagte des Ausgangsverfahrens getan hat – davon gesprochen werden, auch Richtlinien könnten In-
halt und Wirkung einer Verordnung haben; Richtlinien können vielmehr allenfalls ähnliche Wirkungen her-

3 Rn. von den Verf.; die wiedergegebene Passage beginnt auf S. 1650 der amtl. Slg.
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vorbringen [...]. Das Wesentliche dieser Wirkung besteht in gewissen Fällen, die aber eher die Ausnahme
bilden, darin, daß Mitgliedstaaten, die ihren Verpflichtungen aus der Richtlinie nicht nachkommen, die Mög-
lichkeit genommen wird, sich auf den aus der Sicht des Gemeinschaftsrechts rechtswidrigen nationalen
Rechtszustand zu berufen, daß also einzelne das Recht erhalten, sich dem säumigen Staat gegenüber auf die
Richtlinie zu beziehen und daraus Ansprüche herzuleiten, die von den nationalen Gerichten beachtet werden
müssen. Richtigerweise sollte daher in solchen Fällen – und das ist in der Rechtsprechung stets geschehen –
nur von unmittelbaren Wirkungen der Richtlinie gesprochen werden. [...]

Aus den Entscheidungsgründen:
[Zu Frage a]
[18] Diese Frage wirft das allgemeine Problem der Rechtsnatur der Bestimmungen einer aufgrund von Arti-
kel 189 des Vertrages erlassenen Richtlinie auf.
[19] In dieser Hinsicht hat der Gerichtshof in ständiger Rechtsprechung [...] ausgeführt, daß zwar nach Arti-
kel 189 Verordnungen unmittelbar gelten und infolgedessen schon wegen ihrer Rechtsnatur unmittelbare
Wirkungen erzeugen können, daß hieraus indessen nicht folgt, daß andere in diesem Artikel genannte Kate-
gorien von Rechtsakten niemals ähnliche Wirkungen erzeugen könnten.
[20] Mit der den Richtlinien durch Artikel 189 zuerkannten verbindlichen Wirkung wäre es unvereinbar,
grundsätzlich auszuschließen, daß sich betroffene Personen auf die durch die Richtlinie auferlegte Verpflich-
tung berufen können.
[21] Insbesondere in den Fällen, in denen etwa die Gemeinschaftsbehörden die Mitgliedstaaten durch Richt-
linie zu einem bestimmten Verhalten verpflichten, würde die praktische Wirksamkeit einer solchen Maßnah-
me abgeschwächt, wenn die einzelnen sich vor Gericht hierauf nicht berufen und die staatlichen Gerichte sie
nicht als Bestandteil des Gemeinschaftsrechts berücksichtigen könnten.
[22] Daher kann ein Mitgliedstaat, der die in der Richtlinie vorgeschriebenen Durchführungsmaßnahmen
nicht fristgemäß erlassen hat, den einzelnen nicht entgegenhalten, daß er – der Staat – die aus dieser Richtli-
nie erwachsenen Verpflichtungen nicht erfüllt hat.
[23] Hieraus folgt, daß das nationale Gericht, bei dem ein Rechtsbürger, der den Vorschriften einer Richtlinie
nachgekommen ist, die Nichtanwendung einer mit dieser noch nicht in die innerstaatliche Rechtsordnung des
säumigen Staates übernommenen Richtlinie unvereinbaren nationalen Bestimmung beantragt hat, diesem
Antrag stattgeben muß, sofern die in Frage stehende Verpflichtung unbedingt und hinreichend genau ist. [...]

[Zu Frage e]
[40] Diese Richtlinie hat einen ähnlichen Gegenstand wie die Richtlinie 73/173, denn sie sieht eine gleichar-
tige Regelung für diejenigen gefährlichen Zubereitungen vor, die als Anstrichmittel, Lacke, Druckfarben,
Klebstoffe und dergleichen verwendet werden sollen.
[41] Nach Artikel 12 dieser Richtlinie müssen die Mitgliedstaaten die Richtlinie binnen vierundzwanzig Mo-
naten nach ihrer Bekanntgabe, die am 9. November 1977 erfolgt ist, in Kraft setzen.
[42] Diese Frist ist somit noch nicht abgelaufen, und die Mitgliedstaaten haben noch bis zum 9. November
1979 Zeit, um die Vorschriften der Richtlinie 77/728 in ihre innerstaatliche Rechtsordnung zu übernehmen.
[43] Hieraus ergibt sich, daß die Richtlinie und insbesondere ihr Artikel 9 aus den für die Antwort auf die
erste Frage des vorlegenden Gerichts angeführten Gründen erst am Ende des festgesetzten Zeitraums und nur
für den Fall, daß der Mitgliedstaat die Richtlinie nicht erfüllt hat, die in Bezug auf die erste Frage beschrie-
benen Wirkungen haben können.
[44] Solange dieser Endtermin nicht erreicht ist, dürfen die Mitgliedstaaten die Materie frei regeln.
[45] Hat ein Mitgliedstaat die Vorschriften dieser Richtlinie vor dem Ende des in dieser Richtlinie festgesetz-
ten Zeitraums in seine innerstaatliche Rechtsordnung übernommen, so kann sich dieser Umstand nicht ge-
genüber den anderen Mitgliedstaaten auswirken.
[46] Da schließlich die Richtlinien ihrem Wesen nach nur den Mitgliedstaaten Verpflichtungen auferlegen,
kann sich der einzelne vor dem Ablauf der für ihre Durchführung vorgesehenen Frist nicht auf den Grund-
satz des »berechtigten Vertrauens« berufen. [...]

(6) EuGH, Rs. 8/81, Becker (Ursula Becker gegen Finanzamt Münster-Innenstadt), Urteil vom 19. Januar
1982; Slg. 1982, S. 53

Thema: Unmittelbare Anwendbarkeit einzelner Bestimmungen von Richtlinien
Rechts- und Verständnisfragen:
1) Wie kann begründet werden, dass Richtlinien im Einzelfall unmittelbare Wirkungen entfalten können?

(Rn. 23, 29)
2) Sind Richtlinien entweder ganz oder gar nicht unmittelbar anwendbar oder müssen die einzelnen Artikel

und/oder Absätze der Richtlinien jeweils gesondert geprüft werden? (Rn. 27 – 30)
3) Welche Voraussetzungen muss eine Regelung in einer Richtlinie erfüllen, um unmittelbare Wirkung zu

entfalten? (Rn. 29)
4) Wem gegenüber kann die unmittelbare Wirkung einer Richtlinie geltend gemacht werden? (Rn. 25)
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Sachverhalt und Verfahren:
Im Jahre 1977 verabschiedete der Rat die Sechste Umsatzsteuerrichtlinie 77/388 (ABl. 1977 L 145/1) zur
Vereinheitlichung der Umsatzsteuererhebung in den Mitgliedstaaten, wonach. gewisse Tätigkeiten, darunter
die Vermittlung von Krediten, künftig nicht mehr der Umsatzsteuer unterliegen sollten. Die RL hätte bis zum
1. Januar 1979 umgesetzt werden müssen. Das dazu erlassene UStG trat erst am 1. Januar 1980 in Kraft.
Damit stellte sich die Frage, wie die Umsätze der Kreditvermittler im Jahre 1979 behandelt werden sollten.
In Kenntnis der RL beantragte die Kreditvermittlerin Ursula Becker beim Finanzamt Münster‑Innenstadt
Steuerbefreiung schon für ihre im Jahr 1979 erzielten Umsätze. Das FA lehnte den Antrag ab und zog die
Umsätze unter Anwendung der bis zum 31. Dezember 1979 geltenden deutschen Rechtsvorschriften zur
Umsatzsteuer heran.
Nach erfolglosem Widerspruchsverfahren erhob Frau Becker gegen den Steuerbescheid Klage beim Finanz-
gericht Münster. Das FG setzte im November 1980 das Verfahren aus und ersuchte den EuGH gem. Art. 177
EWGV (= Art. 267 AEUV) um Vorabentscheidung über die Frage, ob die “ die Bestimmung über die Um-
satzsteuerfreiheit der Umsätze aus der Kreditvermittlung in […] Sechsten Richtlinie [...] ab 1. Januar 1979
unmittelbar geltendes Recht in der Bundesrepublik Deutschland [ist]?«
Unter anderem das FA Münster-Innenstadt wies darauf hin, dass nach der Rechtsprechung des EuGH eine
Richtlinienbestimmung nur dann unmittelbare Wirkungen erzeugen könne, wenn sie den Mitgliedstaaten
eine Verpflichtung auferlege, die dem Interesse des einzelnen diene, keinem zeitlichen Aufschub mehr unter-
liege, klar und unbedingt sei und zu ihrer Durchführung keine weiteren Maßnahmen erfordere. Der Bestim-
mung des Art. 13 der RL könne jedoch wegen des Gestaltungsspielraums und der Befugnisse, die diese Vor-
schrift einräume, keine unmittelbare Wirkung zukommen.
Die Kommission führte aus, bei Art. 13 sei zwischen der Pflicht zur Steuerbefreiung als solcher und den
Maßnahmen zu unterscheiden, die die Mitgliedstaaten im Interesse einer korrekten Anwendung dieser Be-
freiung erlassen dürften. Die Befreiungspflicht als solche genüge den vom EuGH aufgestellten Vorausset-
zungen der unmittelbaren Wirksamkeit, so dass der einzelne sich vom 1. Januar 1979 an auf sie berufen kön-
ne.

Aus den Entscheidungsgründen:
Zur Wirkung der Richtlinien im allgemeinen
[17] Nach Artikel 189 Absatz 3 EWG-Vertrag ist »die Richtlinie [...] für jeden Mitgliedstaat, an den sie ge-
richtet wird, hinsichtlich des zu erreichenden Ziels verbindlich, überläßt jedoch den innerstaatlichen Stellen
die Wahl der Form und der Mittel.«
[18] Nach dieser Bestimmung begründet die Richtlinie für die Staaten, an die sie gerichtet ist, eine Verpflich-
tung zur Erreichung eines bestimmten Ziels, die bei Ablauf der durch die Richtlinie selbst festgesetzten Frist
erfüllt sein muß.
[19] Daraus folgt, daß immer dann, wenn eine Richtlinie ordnungsgemäß durchgeführt wird, ihre Wirkungen
den einzelnen auf dem Wege über die von dem jeweiligen Mitgliedstaat ergriffenen Durchführungsmaßnah-
men treffen (Urteil […] Rs. 102/79, Kommission/Belgien, Slg. S. 1473).
[20] Besondere Probleme ergeben sich dagegen, wenn ein Mitgliedstaat eine Richtlinie nicht ordnungsge-
mäß durchgeführt hat, insbesondere wenn die Bestimmungen einer Richtlinie bei Ablauf der für ihre Durch-
führung gesetzten Frist noch nicht durchgeführt worden sind.
[21] Aus der ständigen Rechtsprechung des Gerichtshofes – zuletzt in [der Rs. 148/78, Ratti = Fall 5] – er-
gibt sich, daß zwar nach Artikel 189 Verordnungen unmittelbar gelten und infolgedessen schon wegen ihrer
Rechtsnatur unmittelbare Wirkungen erzeugen können, daß hieraus indessen nicht folgt, daß andere in die-
sem Artikel genannte Kategorien von Rechtsakten niemals ähnliche Wirkungen erzeugen könnten.
[22] Mit der den Richtlinien durch Artikel 189 zuerkannten verbindlichen Wirkung wäre es folglich unver-
einbar, grundsätzlich auszuschließen, daß sich betroffene Personen auf die durch die Richtlinie auferlegte
Verpflichtung berufen können.
[23] Insbesondere in den Fällen, in denen etwa die Gemeinschaftsbehörden die Mitgliedstaaten durch Richt-
linie zu einem bestimmten Verhalten verpflichten, würde die praktische Wirksamkeit einer solchen Maßnah-
me abgeschwächt, wenn die einzelnen sich vor Gericht hierauf nicht berufen und die staatlichen Gerichte sie
nicht als Bestandteil des Gemeinschaftsrechts berücksichtigen könnten.
[24] Daher kann ein Mitgliedstaat, der die in der Richtlinie vorgeschriebenen Durchführungsmaßnahmen
nicht fristgemäß erlassen hat, den einzelnen nicht entgegenhalten, daß er die aus dieser Richtlinie erwachse-
nen Verpflichtungen nicht erfüllt hat.
[25] Demnach können sich die einzelnen in Ermangelung von fristgemäß erlassenen Durchführungsmaßnah-
men auf Bestimmungen einer Richtlinie, die inhaltlich als unbedingt und hinreichend genau erscheinen, ge-
genüber allen innerstaatlichen, nicht richtlinienkonformen Vorschriften berufen; einzelne können sich auf
diese Bestimmungen auch berufen, soweit diese Rechte festlegen, die dem Staat gegenüber geltend gemacht
werden können.
[26] In der Frage des Finanzgerichts geht es darum, ob Artikel 13 Teil B Buchstabe d Nr. 1 der Richtlinie
eine solche Eigenschaft zuzuerkennen ist; nach dieser Bestimmung »befreien die Mitgliedstaaten unter den
Bedingungen, die sie zur Gewährleistung einer korrekten und einfachen Anwendung der nachstehenden Be-
freiungen sowie zur Verhütung von Steuerhinterziehungen, Steuerumgehungen und etwaigen Mißbräuchen
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festsetzen, von der Steuer: ... d) die folgenden Umsätze: 1. die Gewährung und Vermittlung von Kredi-
ten ...«.

Zum System der Richtlinie und zum Zusammenhang
[27] Diese Bestimmung ist für sich gesehen und soweit sie die steuerfreie Leistung sowie den von der Steuer
befreiten Personenkreis festlegt, hinreichend genau, damit sich ein einzelner auf sie berufen und ein Gericht
sie anwenden kann. Allerdings bleibt zu prüfen, ob das durch die Bestimmung eingeräumte Recht auf Steu-
erbefreiung unter Berücksichtigung des allgemeinen Systems der Richtlinie, des Zusammenhangs, in den Ar-
tikel 13 gestellt ist, sowie der Besonderheiten der Steuerregelung, in deren Rahmen die Steuerbefreiung an-
zuwenden ist, als unbedingt anzusehen ist.
[28] Was das allgemeine System der Richtlinie anbelangt, so ist in erster Linie auf das Argument einzuge-
hen, das daraus hergeleitet wird, daß die von dem nationalen Gericht angeführte Bestimmung Bestandteil
einer Harmonisierungsrichtlinie ist, die den Mitgliedstaaten in verschiedener Hinsicht einen Gestaltungs-
spielraum mit Befugnissen und Optionen einräumt.
[29] Zwar läßt die Sechste Richtlinie den Mitgliedstaaten unbestreitbar einen mehr oder weniger weiten Ge-
staltungsspielraum zur Durchführung gewisser Bestimmungen, aber gleichwohl kann den einzelnen nicht
versagt werden, sich auf diejenigen Bestimmungen zu berufen, die angesichts ihres Gegenstands geeignet
sind, aus dem Gesamtzusammenhang gelöst und gesondert angewendet zu werden. Diese Mindestgarantie
zugunsten der durch die mangelnde Durchführung der Richtlinie beeinträchtigten Rechtsbürger ergibt sich
aus dem zwingenden Charakter der Verpflichtung, die den Mitgliedstaaten durch Artikel 189 Absatz 3
EWG-Vertrag auferlegt ist. Dieser Verpflichtung wäre jede Wirksamkeit genommen, wenn den Mitgliedstaa-
ten gestattet würde, durch ihre Untätigkeit sogar diejenigen Wirkungen aufzuheben, die gewisse Bestimmun-
gen einer Richtlinie aufgrund ihres Inhalts erzeugen können.
[30] Daher lassen sich weder der allgemeine Charakter der fraglichen Richtlinie noch der Spielraum, den sie
den Mitgliedstaaten an anderer Stelle einräumt, dafür anführen, denjenigen Bestimmungen jegliche Wirkung
zu versagen, auf die sich angesichts ihres Gegenstands die einzelnen sinnvollerweise vor Gericht berufen
können, auch wenn die Richtlinie in ihrer Gesamtheit nicht durchgeführt worden ist. [...]

(7) EuGH, Rs. C-282/10, Dominguez (Maribel Dominguez gegen Centre informatique du Centre Ouest
Atlantique, Préfet de la région Centre), Urteil vom 24. Januar 2012; ECLI:EU:C:2012:33

Thema: Richtlinienkonforme Auslegung – unmittelbare Wirkung von Richtlinien – Staatshaftung
Rechts- und Verständnisfragen:
1) Darf der Anspruch auf bezahlten Mindesturlaub nach nationalen Regelungen von einer effektiven Min-

destarbeitszeit abhängen? (Rn. 21)
2) Wo liegen die Grenzen bei einer unionsrechtskonformen Auslegung von nationalem Recht? (Rn. 25)
3) Welche Voraussetzungen müssen erfüllt sein, dass sich ein Einzelner unmittelbar auf eine Richtlinie stüt-

zen kann? (Rn. 33, 35, 38)
4) Welche Möglichkeiten hat die aufgrund der Unvereinbarkeit des nationalen Rechts mit dem Unionsrecht

geschädigte Partei gegenüber dem Staat? (Rn. 43)
Sachverhalt und Verfahren:
Frau Dominguez, die seit 1987 beim Centre Ouest Atlantique (CICOA) beschäftigt ist, war aufgrund eines
Wegeunfalls von ihrem Wohnsitz zum Arbeitsort vom 3. November 2005 bis 7. Januar 2007 krankgeschrie-
ben. Auf dem Klageweg erstrebt sie für diesen Zeitraum 22,5 bezahlte Urlaubstage, hilfsweise eine Urlaubs-
abgeltung zu erhalten. Allerdings sieht Art. L. 223-4 des Code du travail vor, dass der Anspruch auf bezahl-
ten Jahresurlaub von einer effektiven Mindestarbeitszeit von einem Monat während des Bezugszeitraums ab-
hängt, was jedoch nicht gilt, wenn die Erfüllung des Arbeitsvertrages aufgrund eines Arbeitsunfalls unter-
brochen ist, da dies als effektive Arbeitszeit angesehen wird. Frau Dominguez trägt vor, dass ein Wegeunfall
ein Arbeitsunfall sei, somit die Regelung über Arbeitsunfälle anwendbar sei und die durch den Wegeunfall
bedingte Arbeitsunterbrechung tatsächlicher Arbeitszeit gleichzusetzen sei.
Aufgrund der Rechtsprechung des Gerichtshof zu Art. 7 der Richtlinie 2003/88, welcher vorgibt, dass die
Mitgliedstaaten die erforderlichen Maßnahmen treffen müssen, damit jeder Arbeitnehmer einen bezahlten
Mindestjahresurlaub von vier Wochen erhält, hat der Cour de cassation Zweifel an der Vereinbarkeit der na-
tionalen Regelung mit der Richtlinie. Daher wurde das Verfahren ausgesetzt und dem Gerichtshof drei Fra-
gen zur Vorabentscheidung vorgelegt.
Mit seiner ersten Frage möchte das Gericht wissen, ob Art. 7 Abs. 1 der Richtlinie 2003/88 dahingehend aus-
zulegen ist, dass er nationalen Bestimmungen oder Gepflogenheiten entgegensteht, nach denen der Anspruch
auf bezahlten Jahresurlaub von einer tatsächlichen Mindestarbeitszeit von zehn Tagen (oder einem Monat)
während des Bezugszeitraums abhängig ist.
Bei Bejahung dieser Fragen, möchte das Gericht weiter wissen, ob in einem Rechtsstreit zwischen Privatper-
sonen eine dem Art. 7 der Richtlinie entgegenstehende nationale Regelung, nach der der Anspruch auf be-
zahlten Jahresurlaub von einer effektiven Mindestarbeitszeit während des Bezugszeitraums abhängt, unange-
wendet bleiben muss.
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Im Rahmen der dritten Vorlagefrage möchte das vorlegende Gericht im Wesentlichen wissen, ob Art. 7 der
Richtlinie nationalen Bestimmungen entgegensteht, welche je nach Ursache der Fehlzeiten des krankge-
schriebenen Arbeitnehmers die Dauer des bezahlten Jahresurlaubs länger als die von der Richtlinie vorgege-
benen Mindestdauer von vier Wochen festsetzen oder genauso lange ist wie diese.

Aus den Entscheidungsgründen:
Zur ersten Frage
[16] Nach ständiger Rechtsprechung ist der Anspruch jedes Arbeitnehmers auf bezahlten Jahresurlaub als
ein besonders bedeutsamer Grundsatz des Sozialrechts der Union anzusehen, von dem nicht abgewichen
werden darf und den die zuständigen nationalen Stellen nur in den in der Richtlinie 93/104/EG des Rates
vom 23. November 1993 über bestimmte Aspekte der Arbeitszeitgestaltung (ABl. L 307, S. 18) selbst, die
durch die Richtlinie 2003/88 kodifiziert wurde, ausdrücklich gezogenen Grenzen umsetzen dürfen ([…]).
[17] Die Richtlinie 93/104 ist somit dahin auszulegen, dass sie es den Mitgliedstaaten verwehrt, den allen
Arbeitnehmern eingeräumten Anspruch auf bezahlten Jahresurlaub dadurch einseitig einzuschränken, dass
sie eine Voraussetzung für diesen Anspruch aufstellen, die bewirkt, dass bestimmte Arbeitnehmer von die-
sem Anspruch ausgeschlossen sind […].
[18] Zwar steht es den Mitgliedstaaten frei, in ihren innerstaatlichen Rechtsvorschriften die Voraussetzungen
für die Ausübung und die Umsetzung dieses Anspruchs festzulegen, sie dürfen dabei aber die Entstehung
dieses Anspruchs selbst nicht von irgendeiner Voraussetzung abhängig machen […].
[19] So können die zur Umsetzung der Vorschriften der durch die Richtlinie 2003/88 kodifizierten Richtlinie
93/104 erforderlichen Durchführungs‑ und Anwendungsbestimmungen gewisse Unterschiede in Bezug auf
die Voraussetzungen für die Ausübung des Anspruchs auf bezahlten Jahresurlaub aufweisen, diese Richtlinie
erlaubt es den Mitgliedstaaten aber nicht, bereits die Entstehung eines ausdrücklich allen Arbeitnehmern zu-
erkannten Anspruchs auszuschließen […].
[20] Da schließlich in der Richtlinie 2003/88 nicht zwischen Arbeitnehmern, die während des Bezugszeit-
raums wegen Krankheit der Arbeit ferngeblieben sind, und solchen, die während dieses Zeitraums tatsäch-
lich gearbeitet haben, unterschieden wird […], folgt daraus, dass ein Mitgliedstaat den nach der Richtlinie
2003/88 allen Arbeitnehmern zustehenden Anspruch auf bezahlten Jahresurlaub bei ordnungsgemäß krank-
geschriebenen Arbeitnehmern nicht von der Voraussetzung abhängig machen kann, dass sie während des von
diesem Staat festgelegten Bezugszeitraums tatsächlich gearbeitet haben […].
[21] Demnach ist Art. 7 Abs. 1 der Richtlinie 2003/88 dahin auszulegen, dass er nationalen Bestimmungen
oder Gepflogenheiten entgegensteht, nach denen der Anspruch auf bezahlten Jahresurlaub von einer effekti-
ven Mindestarbeitszeit von zehn Tagen oder einem Monat während des Bezugszeitraums abhängt.
Zur zweiten Frage […]
[23] Vorab ist darauf hinzuweisen, dass sich die Frage, ob eine nationale Bestimmung wegen Unvereinbar-
keit mit dem Unionsrecht unangewendet bleiben muss, nur stellt, wenn keine unionsrechtskonforme Ausle-
gung dieser Bestimmung möglich ist.
[24] Nach ständiger Rechtsprechung müssen die nationalen Gerichte bei der Anwendung des nationalen
Rechts dieses so weit wie möglich anhand des Wortlauts und des Zwecks der Richtlinie auslegen, um das in
der Richtlinie festgelegte Ziel zu erreichen und damit Art. 288 Abs. 3 AEUV nachzukommen. Die Verpflich-
tung zur unionsrechtskonformen Auslegung des nationalen Rechts ist dem System des AEU-Vertrags imma-
nent, da den nationalen Gerichten dadurch ermöglicht wird, im Rahmen ihrer Zuständigkeiten die volle
Wirksamkeit des Unionsrechts sicherzustellen, wenn sie über die bei ihnen anhängigen Rechtsstreitigkeiten
entscheiden (vgl. u. a. Rs. C‑397/01, Pfeiffer, Randnr. 114 [= S. 32], […] und Rs. C‑555/07, Kücükdeveci,
Randnr. 48 [= Fall 44]).
[25] Zwar unterliegt der Grundsatz der unionsrechtskonformen Auslegung des nationalen Rechts bestimmten
Schranken. So findet die Verpflichtung des nationalen Richters, bei der Auslegung und Anwendung der ein-
schlägigen Vorschriften des innerstaatlichen Rechts den Inhalt einer Richtlinie heranzuziehen, in den allge-
meinen Rechtsgrundsätzen ihre Schranken und darf nicht als Grundlage für eine Auslegung contra legem des
nationalen Rechts dienen (vgl. Rs. C‑268/06, Impact, Randnr. 100 ).
[26] Das vorlegende Gericht meint im Ausgangsverfahren einer solchen Schranke gegenüberzustehen. Sei-
ner Ansicht nach ist Art. L. 223‑2 Abs. 1 des Code du travail, nach dem der Anspruch auf bezahlten Jahres-
urlaub von einer effektiven Mindestarbeitszeit von einem Monat während des Bezugszeitraums abhängt,
einer mit Art. 7 der Richtlinie 2003/88 vereinbaren Auslegung nicht zugänglich.
[27] Der Grundsatz der unionsrechtskonformen Auslegung verlangt, dass die nationalen Gerichte unter Be-
rücksichtigung des gesamten innerstaatlichen Rechts und unter Anwendung der dort anerkannten Ausle-
gungsmethoden alles tun, was in ihrer Zuständigkeit liegt, um die volle Wirksamkeit der fraglichen Richtli-
nie zu gewährleisten und zu einem Ergebnis zu gelangen, das mit dem von der Richtlinie verfolgten Ziel im
Einklang steht (vgl. Rs. C‑212/04, Adeneler, Randnr. 111 [= S. 32] […]).
[28] Im Ausgangsverfahren ist Art. L. 223‑4 des Code du travail, nach dem bei bestimmten Fehlzeiten vom
Arbeitsplatz das Erfordernis effektiver Arbeit während des Bezugszeitraums nicht besteht, integraler Be-
standteil des von den nationalen Gerichten zu berücksichtigenden innerstaatlichen Rechts.
[29] Würde nämlich Art. L. 223‑4 des Code du travail von dem nationalen Gericht dahin ausgelegt, dass
Fehlzeiten aufgrund eines Wegeunfalls den Fehlzeiten wegen eines Arbeitsunfalls gleichzustellen sind, um
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die volle Wirksamkeit von Art. 7 der Richtlinie 2003/88 zu gewährleisten, sähe sich dieses Gericht nicht der
in Randnr. 26 des vorliegenden Urteils angeführten Schranke der unionsrechtskonformen Auslegung von
Art. L. 223‑2 des Code du travail gegenüber.
[30] Art. 7 der Richtlinie 2003/88 unterscheidet nämlich nicht zwischen den Arbeitnehmern, die während des
Bezugszeitraums krankheitsbedingt fehlten, und denen, die während dieses Zeitraums effektiv gearbeitet ha-
ben (vgl. Randnr. 20 des vorliegenden Urteils). Daraus folgt, dass ein Mitgliedstaat den Anspruch auf be-
zahlten Jahresurlaub eines aus gesundheitlichen Gründen während des Bezugszeitraums fehlenden Arbeit-
nehmers nicht von der Voraussetzung abhängig machen kann, dass dieser während des Bezugszeitraums ef-
fektiv gearbeitet hat. Somit darf nach Art. 7 der Richtlinie 2003/88 das Recht eines jeden Arbeitnehmers auf
bezahlten Mindestjahresurlaub von vier Wochen nicht beeinträchtigt werden, gleich, ob er während des Be-
zugszeitraums infolge eines Unfalls am Arbeitsplatz oder anderswo oder aber infolge einer Krankheit, wel-
cher Art oder welchen Ursprungs auch immer, krankgeschrieben ist.
[31] Demnach wird das vorlegende Gericht, um die volle Wirksamkeit der Richtlinie 2003/88 zu gewährleis-
ten und zu einem Ergebnis zu gelangen, das mit dem von der Richtlinie verfolgten Ziel im Einklang steht,
unter Berücksichtigung des gesamten innerstaatlichen Rechts und insbesondere von Art. L. 223‑4 des Code
du travail und unter Anwendung der nach diesem Recht anerkannten Auslegungsmethoden zu prüfen haben,
ob es dieses Recht in einer Weise auslegen kann, die es erlaubt, die Fehlzeiten des Arbeitnehmers aufgrund
eines Wegeunfalls einem der in diesem Artikel des Code du travail aufgeführten Tatbestände gleichzustellen.
[32] Sollte eine solche Auslegung nicht möglich sein, ist zu prüfen, ob Art. 7 Abs. 1 der Richtlinie 2003/88
unmittelbare Wirkung hat und gegebenenfalls, ob Frau Dominguez in Anbetracht der Rechtsnatur der Be-
klagten im Ausgangsverfahren sich diesen und insbesondere ihrem Arbeitgeber, dem CICOA, gegenüber da-
rauf berufen kann.
[33] Insoweit ergibt sich aus der ständigen Rechtsprechung des Gerichtshofs, dass sich der Einzelne in all
den Fällen, in denen die Bestimmungen einer Richtlinie inhaltlich unbedingt und hinreichend genau sind, vor
nationalen Gerichten gegenüber dem Staat auf diese Bestimmungen berufen kann, wenn dieser die Richtlinie
nicht fristgemäß oder nur unzulänglich in das nationale Recht umgesetzt hat (vgl. u. a. Rs. C‑397/01,
Pfeiffer, Randnr. 103 [= S. 32] […]).
[34] Art. 7 der Richtlinie 2003/88 erfüllt diese Kriterien, da er den Mitgliedstaaten unmissverständlich eine
Verpflichtung zur Erreichung eines bestimmten Ergebnisses auferlegt, die im Hinblick auf die Anwendung
der dort aufgestellten Regel an keine Bedingung geknüpft ist und die dahin geht, jedem Arbeitnehmer einen
bezahlten Mindestjahresurlaub von vier Wochen zu gewähren.
[35] Auch wenn Art. 7 der Richtlinie 2003/88 den Mitgliedstaaten einen gewissen Gestaltungsspielraum
beim Erlass der Bedingungen für die Inanspruchnahme und Gewährung des dort niedergelegten Anspruchs
auf bezahlten Jahresurlaub lässt, so beeinträchtigt dieser Umstand doch nicht die Genauigkeit und Unbe-
dingtheit der in diesem Artikel vorgesehenen Verpflichtung. Insoweit ist festzustellen, dass Art. 7 der Richt-
linie nicht zu den Vorschriften zählt, von denen Art. 17 der Richtlinie Abweichungen zulässt. Es ist deshalb
möglich, den Mindestschutz zu bestimmen, den die Mitgliedstaaten aufgrund von Art. 7 auf jeden Fall ver-
wirklichen müssen (vgl. Rs. C‑397/01, Pfeiffer, Randnr. 105 [= S. 32]).
[36] Da Art. 7 Abs. 1 der Richtlinie 2003/88 die Voraussetzungen erfüllt, um unmittelbare Wirkung zu ent-
falten, ist überdies festzustellen, dass das CICOA, einer der Beklagten im Ausgangsverfahren und Arbeitge-
ber von Frau Dominguez, eine auf dem Gebiet der sozialen Sicherheit tätige Einrichtung ist.
[37] Zwar kann nach ständiger Rechtsprechung eine Richtlinie nicht selbst Verpflichtungen für einen Einzel-
nen begründen, so dass ihm gegenüber eine Berufung auf die Richtlinie als solche nicht möglich ist (vgl.
insbesondere Rs. C‑91/92, Faccini Dori, Randnr. 20 [= S. 14], […], Rs. C‑397/01, Pfeiffer, Randnr. 108 [=
S. 32] und Rs. C‑555/07, Kücükdeveci, Randnr. 46 [= Fall 44]).
[38] Jedoch kann der Einzelne, wenn er sich nicht einem Privaten, sondern dem Staat gegenüber auf eine
Richtlinie berufen kann, dies unabhängig davon tun, in welcher Eigenschaft – als Arbeitgeber oder als Ho-
heitsträger – der Staat handelt. In dem einen wie dem anderen Fall muss nämlich verhindert werden, dass der
Staat aus der Nichtbeachtung des Unionsrechts Nutzen ziehen kann (siehe u. a. Rs. 152/84, Marshall,
Randnr. 49 [= Fall 8], […]).
[39] So gehört eine Einrichtung, die unabhängig von ihrer Rechtsform kraft staatlichen Rechtsakts unter
staatlicher Aufsicht eine Dienstleistung im öffentlichen Interesse zu erbringen hat und die hierzu mit beson-
deren Rechten ausgestattet ist, die über die für die Beziehungen zwischen Privatpersonen geltenden Vor-
schriften hinausgehen, zu den Rechtssubjekten, denen die unmittelbar anwendbaren Bestimmungen einer
Richtlinie entgegengehalten werden können […].
[40] Es ist daher Sache des vorlegenden Gerichts, zu prüfen, ob Art. 7 Abs. 1 der Richtlinie 2003/88 dem
CICOA gegenüber geltend gemacht werden kann.
[41] Sollte dem so sein, müsste das nationale Gericht, da Art. 7 der Richtlinie 2003/88 alle erforderlichen
Voraussetzungen erfüllt, um unmittelbare Wirkung zu entfalten, jede entgegenstehende nationale Bestim-
mung unangewendet lassen.
[42] Sollte dem nicht so sein, ist daran zu erinnern, dass sogar eine klare, genaue und unbedingte Richtlini-
enbestimmung, mit der dem Einzelnen Rechte gewährt oder Verpflichtungen auferlegt werden sollen, im
Rahmen eines Rechtsstreits, in dem sich ausschließlich Private gegenüberstehen, nicht als solche Anwen-
dung finden kann (vgl. Rs. C‑397/01, Pfeiffer, Randnr. 109 [= S. 32]).
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[43] In einer solchen Situation kann sich die durch die Unvereinbarkeit des nationalen Rechts mit dem Uni-
onsrecht geschädigte Partei jedoch auf die auf dem Urteil vom 19. November 1991, Francovich u. a.
(Rs. C‑6/90 und C‑9/90 [= S. 230]), beruhende Rechtsprechung berufen, um gegebenenfalls Ersatz des ent-
standenen Schadens zu erlangen. […]

Zur dritten Frage […]
[46] Wie in Randnr. 30 des vorliegenden Urteils festgestellt wurde, unterscheidet Art. 7 der Richtlinie
2003/88 nicht nach der Ursache der Fehlzeiten des ordnungsgemäß krankgeschriebenen Arbeitnehmers, da
jeder Arbeitnehmer, gleich, ob er infolge eines Unfalls am Arbeitsplatz oder anderswo oder aber infolge
einer Krankheit, welcher Art oder welchen Ursprungs auch immer, krankgeschrieben ist, Anspruch auf einen
bezahlten Mindestjahresurlaub von vier Wochen hat.
[47] Jedoch bedeutet […] die in der vorstehenden Randnummer getroffene Feststellung nicht, dass die Richt-
linie 2003/88 nationalen Bestimmungen entgegensteht, die einen Anspruch auf einen bezahlten Jahresurlaub
von mehr als vier Wochen vorsehen, der unter den in diesen nationalen Bestimmungen niedergelegten Be-
dingungen für die Inanspruchnahme und Gewährung eingeräumt wird.[…]
[49] Es steht den Mitgliedstaaten somit frei, in ihrem nationalen Recht einen Anspruch auf bezahlten Jahres-
urlaub vorzusehen, der je nach Ursache der gesundheitsbedingten Abwesenheit des Arbeitnehmers unter-
schiedlich ist, solange er immer noch länger als die in Art. 7 dieser Richtlinie vorgesehene Mindestdauer von
vier Wochen oder genauso lang wie diese ist.
[50] Aus dem Vorstehenden ergibt sich, dass Art. 7 Abs. 1 der Richtlinie 2003/88 dahin auszulegen ist, dass
er einer nationalen Bestimmung nicht entgegensteht, nach der je nach Ursache der Fehlzeiten des krankge-
schriebenen Arbeitnehmers die Dauer des bezahlten Jahresurlaubs länger als die von dieser Richtlinie ge-
währleistete Mindestdauer von vier Wochen oder genauso lang wie diese ist.[…]

Horizontale Drittwirkung von Richtlinien

(8) EuGH, Rs. 152/84, Marshall I (M.H. Marshall gegen Southhampton and South-West Hampshire Area
Health Authority (Teaching)), Urteil vom 26. Februar 1986; Slg. 1986, S. 723

Thema: Horizontale Drittwirkung von Richtlinien

Rechts- und Verständnisfragen:
1) Müssen die Bestimmungen einer Richtlinie gewissen Mindestanforderungen genügen, damit sich Uni-

onsbürger unmittelbar darauf berufen können? (Rn. 46)
2) Wenn sich Unionsbürger unmittelbar auf Richtlinien berufen können, gilt dies nur gegenüber dem Staat

(»vertikale Drittwirkung«) oder auch gegenüber privaten Dritten (»horizontale Drittwirkung«)? (Rn. 48)
3) Was gilt für den Fall, dass der Staat als Arbeitgeber handelt? (Rn. 49, 51)

Sachverhalt und Verfahren:
Nach der Betriebsordnung der staatlichen Southampton and South‑West Hampshire Area Health Authority
endeten die Arbeitsverhältnisse der Angestellten dieser Behörde normalerweise mit Erreichen der Alters-
grenze, die zum Bezug einer Rente berechtigte. Nach britischem Recht lag diese Altersgrenze für Männer
bei 65 und für Frauen bei 60 Jahren. Frau Marshall wurde von der Gesundheitsbehörde im Alter von 62 Jah-
ren entlassen, obwohl sie lieber bis zu ihrem 65. Lebensjahr gearbeitet hätte, um die persönliche Befriedi-
gung aus der Arbeit und die finanziellen Vorteile durch das gegenüber der Rente höhere Arbeitseinkommen
nicht zu verlieren. Auf Klage von Frau Marshall legte das Employment Appeal Tribunal dem EuGH zum
einen die Frage vor, ob die beschriebene Diskriminierung mit dem Gemeinschaftsrecht, insbesondere der
RL 76/207 zur Verwirklichung des Grundsatzes der beruflichen Gleichbehandlung von Männern und Frauen
vereinbar ist. Zum anderen fragte das Gericht, ob sich Frau Marshall gegenüber der Health Authority über-
haupt auf die Bestimmungen einer Richtlinie berufen kann.

Aus den Schlussanträgen des Generalanwalts Sir Gordon Slynn:4

[44] Richtlinien eine sogenannte »horizontale Wirkung« zuzuerkennen, würde die vom EWG- Vertrag in den
Artikeln 189 und 191 getroffene Unterscheidung zwischen Verordnungen und Richtlinien vollständig verwi-
schen. [...]
[46] Dies wirft die Frage auf, ob die Berufungsbeklagte im vorliegenden Fall insoweit als Staat zu behandeln
ist, so daß eine Berufung auf die Richtlinie ihr gegenüber möglich ist; denn ist sie nicht so zu behandeln,
kann sich die Berufungsklägerin vor dem nationalen Gericht nicht auf die Richtlinie berufen. Was in einer
bestimmten nationalen Rechtsordnung den »Staat« darstellt, ist durch das nationale Gericht zu entscheiden.
Jedoch muß, auch vielleicht entgegen der Tendenz der Rechtsprechung in Fällen, in denen es um die hoheit-
liche Unantastbarkeit geht, wo die Ausübung hoheitlicher Gewalt von wirtschaftlichen und ähnlichen Tätig-
keiten unterschieden wird, nach Gemeinschaftsrecht, soweit es um die Frage eines einzelnen geht, der sich

3.

4 Rn. von den Verf.; die wiedergegebene Passage beginnt auf S. 734 der amtl. Slg.
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auf die Bestimmungen einer Richtlinie gegenüber dem Staat beruft, der Begriff des Staates meines Erachtens
weit, d.h. alle staatlichen Organe umfassend, verstanden werden. [...]
[47] [...] Es wurde geltend gemacht, soweit der Staat als Arbeitgeber handele, sollte er genauso wie ein pri-
vater Arbeitgeber behandelt werden, und es wäre ungerecht, eine Unterscheidung vorzunehmen. Ich schließe
mich dem nicht an. Der Staat kann Recht setzen, aber ein privater Arbeitgeber kann dies nicht. Eben weil der
Staat Recht setzen kann, kann er sein Versäumnis, die betreffende Richtlinie durchzuführen, wiedergutma-
chen. Diese Erwägung läßt ihn von vornherein in einer grundsätzlich anderen Stellung erscheinen als einen
privaten Arbeitgeber und rechtfertigt, daß er, was das Recht einer Person angeht, sich auf die Bestimmungen
einer Richtlinie zu berufen, anders behandelt wird. [...] Wenn sich damit Angestellte privater Arbeitgeber ge-
genüber Staatsbediensteten im Nachteil befinden, hat der Staat, wie es seine Pflicht ist, diese Lage zu berei-
nigen, indem er anderen Angestellten die gleichen Vorteile verschafft.

Aus den Entscheidungsgründen:
[39] Da die erste Frage [nach der Gemeinschaftsrechtswidrigkeit der Diskriminierung] bejaht worden ist,
fragt es sich, ob sich der einzelne vor den nationalen Gerichten auf Artikel 5 Absatz 1 der Richtlinie 76/207
berufen kann.
[40] Die Klägerin und die Kommission schlagen vor, diese Frage zu bejahen. In bezug auf die Artikel 2 Ab-
satz 1 und 5 Absatz 1 der Richtlinie 76/207 machen sie insbesondere geltend, diese Bestimmungen seien
hinreichend klar, um – zumindest beim Vorliegen einer offensichtlichen Diskriminierung – von den nationa-
len Gerichten ohne gesetzgeberisches Tätigwerden der Mitgliedstaaten angewandt werden zu können. [...]
[43] Die Beklagte und die Regierung des Vereinigten Königreichs regen demgegenüber an, die zweite Frage
zu verneinen. Sie räumen ein, daß eine Richtlinie unter bestimmten Voraussetzungen eine unmittelbare Wir-
kung gegenüber dem Mitgliedstaat entfalten könne, da sich dieser nicht hinter seiner eigenen Vertragsverlet-
zung verschanzen könne. Eine Richtlinie könne jedoch niemals einzelnen unmittelbar Verpflichtungen aufer-
legen, und sie könne gegenüber einem Mitgliedstaat nur in seiner Eigenschaft als Hoheitsträger und nicht in
seiner Eigenschaft als Arbeitgeber unmittelbare Wirkung haben. In dieser letzteren Eigenschaft unterscheide
sich nämlich der Staat nicht von einem privaten Arbeitgeber. Es sei deshalb nicht gerechtfertigt, die Ange-
stellten des Staates gegenüber den Angestellten einer Privatperson zu privilegieren. [...]
[45] Schließlich halten die Beklagte und die Regierung des Vereinigten Königreichs die Bestimmungen der
Richtlinie 76/207 weder für unbedingt noch für hinreichend klar und bestimmt, um eine unmittelbare Wir-
kung zu entfalten. Zum einen lasse die Richtlinie eine gewisse Zahl von Ausnahmen zu, deren Einzelheiten
von den Mitgliedstaaten festzulegen seien, und zum anderen sei der Wortlaut des Artikels 5 völlig unbe-
stimmt und erfordere spätere Durchführungsmaßnahmen.
[46] Es ist daran zu erinnern, daß nach ständiger Rechtsprechung des Gerichtshofes [vgl. insbes. das Urteil
in der Rs. 8/81, Becker = Fall 6] in all den Fällen, in denen Bestimmungen einer Richtlinie inhaltlich als
unbedingt und hinreichend genau erscheinen, die einzelnen berechtigt sind, sich gegenüber dem Staat auf
diese Bestimmungen zu berufen, wenn der Staat die Richtlinie nicht fristgemäß in nationales Recht umsetzt
oder eine unzutreffende Umsetzung der Richtlinie vornimmt.
[47] Diese Rechtsprechung beruht auf der Erwägung, daß es mit dem verbindlichen Charakter, den Artikel
189 der Richtlinie zuerkennt, unvereinbar wäre, grundsätzlich auszuschließen, daß sich betroffene Personen
auf die in der Richtlinie enthaltene Verpflichtung berufen können. Der Gerichtshof hat daraus gefolgert, daß
ein Mitgliedstaat, der die in der Richtlinie vorgeschriebenen Durchführungsmaßnahmen nicht fristgemäß er-
lassen hat, den einzelnen nicht entgegenhalten kann, daß er die aus der Richtlinie erwachsenen Verpflichtun-
gen nicht erfüllt hat.
[48] Zu dem Argument, wonach eine Richtlinie nicht gegenüber einem einzelnen in Anspruch genommen
werden könne, ist zu bemerken, daß nach Artikel 189 EWG-Vertrag der verbindliche Charakter einer Richtli-
nie, auf dem die Möglichkeit beruht, sich vor einem nationalen Gericht auf die Richtlinie zu berufen, nur für
»jeden Mitgliedstaat, an den sie gerichtet wird«, besteht. Daraus folgt, daß eine Richtlinie nicht selbst Ver-
pflichtungen für einen einzelnen begründen kann und daß eine Richtlinienbestimmung daher als solche nicht
gegenüber einer derartigen Person in Anspruch genommen werden kann. Es ist deshalb zu prüfen, ob im vor-
liegenden Fall davon auszugehen ist, daß die Beklagte als einzelner gehandelt hat.
[49] Hierzu ist festzustellen, daß, wenn die Rechtsbürger imstande sind, sich gegenüber dem Staat auf eine
Richtlinie zu berufen, sie dies unabhängig davon tun können, in welcher Eigenschaft – als Arbeitgeber oder
als Hoheitsträger – der Staat handelt. In dem einen wie dem anderen Fall muß nämlich verhindert werden,
daß der Staat aus seiner Nichtbeachtung des Gemeinschaftsrechts Nutzen ziehen kann. [...]
[51] Das von der Regierung des Vereinigten Königreichs vorgebrachte Argument, die Möglichkeit, sich ge-
genüber der Beklagten in ihrer Eigenschaft als staatliche Einrichtung auf die Richtlinie zu berufen, hätte eine
willkürliche und ungerechte Unterscheidung zwischen den Rechten der Arbeitnehmer des Staates und denen
der privaten Arbeitnehmer zur Folge, kann keine andere Beurteilung rechtfertigen. Ein solcher Unterschied
hätte nämlich leicht vermieden werden können, wenn der betreffende Mitgliedstaat die Richtlinie ordnungs-
gemäß in sein nationales Recht umgesetzt hätte.
[52] Was schließlich die Frage angeht, ob Artikel 5 Absatz 1 der Richtlinie 76/207, der den in Artikel 2 Ab-
satz 1 dieser Richtlinie aufgestellten Grundsatz der Gleichbehandlung durchführt, inhaltlich als unbedingt
und hinreichend genau erscheint, damit sich ein einzelner gegenüber dem Staat darauf berufen kann, so ist
festzustellen, daß diese Bestimmung, für sich allein betrachtet, jede Diskriminierung aufgrund des Ge-
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schlechts hinsichtlich der Arbeitsbedingungen einschließlich der Entlassungsbedingungen allgemein und un-
zweideutig ausschließt. Die Bestimmung ist somit hinreichend genau, um von einem Rechtsbürger in An-
spruch genommen und vom Gericht angewandt werden zu können.

Weitere wichtige Entscheidung:
Zu der Frage, ob Normen einer Richtlinie, die hinreichend klare und unbedingte Rechtsgrundsätze enthalten,
im Falle ihrer nicht rechtzeitigen oder nicht richtigen Umsetzung durch die Mitgliedstaaten auch in Rechts-
beziehungen zwischen Privaten einwirken können, hat der EuGH drei Lösungswege eingeschlagen: Zum
einen hat der EuGH den Begriff »Staat« weit ausgelegt (vgl. Rs. 152/84, Marshall I = Fall 8, Rs. 222/84,
Johnston, Rs. 103/88, Fratelli Costanzo, Slg. 1989, S. 1839 und Rs. C-188/89, Foster, Urteil vom 12. Juli
1990; Slg. 1990, S. I-3313). Zum anderen hat der EuGH in Fällen, in denen beide Parteien als Private anzu-
sehen waren, den nationalen Gerichten die Pflicht auferlegt, soweit wie möglich das nationale Recht richtli-
nienkonform auszulegen (vgl. Rs. 79/83, Harz, Slg. 1984, S. 1921, und Rs. C-106/89, Marleasing, s.u.
S. 20 f.). Schließlich hat der EuGH festgestellt, dass ein Mitgliedstaat gegenüber Privaten, die aus einer kor-
rekten Richtlinienumsetzung Vorteile gezogen hätten, schadensersatzpflichtig werden kann (Verb. Rs. C-6 u.
9/90, Francovich,s. S. 223). Der EuGH verneint die Frage der direkten horizontalen Wirkung von Richtlinien
zwischen Privaten (Rs. C-91/92, Faccini Dori, s. S. 14).

* Rs. C-91/92, Faccini Dori (Paola Faccini Dori gegen Recreb s.r.l.), Urteil vom 14. Juli 1994; Slg. 1994, S.
I-3325
Die Klägerin des Ausgangsverfahrens wurde am 19. Januar 1989 während einer Reise in der Nähe des Mai-
länder Bahnhofs angesprochen und überredet, einen Vertrag zu unterschreiben, mit dem sie bei der Firma
Interdiffusion einen Fernkurs für Englisch zum Preis von 589.000 Lire bestellte. Zu Hause angekommen,
überlegte es sich die Klägerin anders und erklärte in einem eingeschriebenen Brief an Interdiffusion den
Rücktritt vom Vertrag. Interdiffusion lehnte den Rücktritt ab und trat seine Ansprüche an das Inkassobüro
Recreb ab. Recreb erwirkte anschließend einen Mahnbescheid gegen die Klägerin, diese legte Widerspruch
ein, und der mit dem Widerspruch befaßte Giudice conciliatore di Firenze legte dem EuGH vor.
Die RL 85/577 betreffend den Verbraucherschutz im Falle von außerhalb von Geschäftsräumen geschlosse-
nen Verträgen (sog. »Haustürgeschäfte‑RL«, ABl. 1985 L 372, S. 31) sieht in ihrem Artikel 5 ausdrücklich
vor, dass Verbraucher in solchen Fällen binnen sieben Tagen vom Vertrag zurücktreten können. Die RL war
bis Ende 1987 in innerstaatliches Recht umzusetzen, dies war in Italien jedoch erst am 2. März 1992 gesche-
hen.

Aus den Schlussanträgen des Generalanwalts Carl Otto Lenz:5

II. Zu den Wirkungen einer noch nicht durchgeführten Richtlinie
1. Zum Verhältnis des einzelnen gegenüber dem Staat[….]
[30] [... Die] vertikale Direktwirkung von Richtlinien [...] versagt dort, wo nicht der Staat, sondern ein Priva-
ter verpflichtet wird.
[31] Genauso verhält es sich aber im Ausgangsverfahren. Die Verpflichtung, den Vertragspartner aus dem
Vertrag zu entlassen, trifft nicht den Staat, sondern die andere Vertragspartei. Die Berufung auf die Richtlinie
gegenüber dem Staat und all seinen Organen hilft zur Lösung des konkreten Problems in einem Rechtsstreit
zwischen Privaten nicht weiter. Um diesem Dilemma Abhilfe zu schaffen, hat der Gerichtshof in seiner
Rechtsprechung verschiedene Ansätze entwickelt.
a) Weites Verständnis des Staatsbegriffs [...]
b) Verpflichtung aller Staatsorgane zur Anwendung des Gemeinschaftsrechts im Wege der Rechtsausle-

gung [...]
c) Entschädigungsansprüche gegenüber dem Staat [...]

Zwischenergebnis
[38] aa) Wenn das vorlegende Gericht also nach den Wirkungen der Richtlinie 85/577 zwischen dem einzel-
nen und dem italienischen Staat für die Zeit nach Verstreichen der Umsetzungsfrist und der tatsächlichen
Durchführung der Richtlinie fragt, ist es auf das Bestehen des gemeinschaftsrechtlichen Entschädigungsan-
spruchs zu verweisen. [...]

II. 2. Zur horizontalen Anwendbarkeit von Richtlinien
[42] Auf die Frage nach den Wirkungen einer nicht umgesetzten Richtlinie auf die Rechtsverhältnisse Priva-
ter, auch horizontale Wirkung genannt, gibt es unter Anwendung der bisherigen und ständigen Rechtspre-
chung nur eine knappe und klare Antwort: Eine Richtlinie kann nicht selbst Verpflichtungen für einen einzel-
nen begründen.
[43] Der Gerichtshof begründet dieses Ergebnis folgendermaßen: »... nach Artikel 189 EWG‑Vertrag [be-
steht] der verbindliche Charakter einer Richtlinie, auf dem die Möglichkeit beruht, sich vor einem nationalen
Gericht auf die Richtlinie zu berufen, nur für jeden Mitgliedstaat, an den sie gerichtet wird. Daraus folgt, daß

5 Die folgenden Fußnoten sind in Auswahl aus dem Originaltext übernommen.
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eine Richtlinie nicht selbst Verpflichtungen für einen einzelnen begründen kann und daß eine Richtlinienbe-
stimmung daher als solche nicht gegenüber einer derartigen Person in Anspruch genommen werden kann.«
[44] Die Betonung liegt somit eindeutig auf der Ablehnung der Belastung eines Privaten. Bindungswirkung
tritt entsprechend dem Wortlaut des Vertrags nur für die Mitgliedstaaten, die Adressaten der Richtlinie, ein.
[45] Man könnte die Ausführungen an dieser Stelle beenden und für eine Beibehaltung der bisherigen Recht-
sprechung plädieren.
[46] Ein derartiges Vorgehen erscheint mir jedoch unbefriedigend. Im Anschluß an Foster und Marleasing
haben sich die Stimmen in der Wissenschaft gemehrt, die für eine horizontale Wirkung von Richtlinien ein-
treten. Aus den Reihen der Mitglieder des Gerichtshofes haben sich bis heute Generalanwalt Van Gerven6

und jüngst Generalanwalt Jacobs7 – wenn auch nicht im Rahmen der Beantwortung entscheidungserhebli-
cher Fragen – für die horizontale Anwendbarkeit von Richtlinien ausgesprochen.
[47] Die Überlegungen für eine horizontale Wirkung von Richtlinien sind getragen von dem Bestreben, dem
mit Rechtsbindungswillen des Gemeinschaftsgesetzgebers Begünstigten zu seinem Recht zu verhelfen und
dessen Position nicht auf unbestimmte Zeit in das Belieben eines säumigen Mitgliedstaats zu stellen.
[48] In einer Zeit der Vollendung des Binnenmarkts, eines Raumes ohne Binnengrenzen, in der fortschrei-
tend Harmonisierungsvorschriften zur Regelung der Rechtsverhältnisse Privater erlassen werden, erscheint
es mir angezeigt, die Wirkung von Richtlinien zu überdenken. [...]
[49] In die Reihe der Argumente, die für die horizontale Wirkung von Richtlinien streiten, läßt sich das glei-
cher Wettbewerbsbedingungen zuvorderst einreihen. Außerdem werden ohne die horizontale Wirkung die
Rechtssubjekte des gemeinschaftskonform handelnden Mitgliedstaats häufig benachteiligt.
[50] Für die horizontale Wirkung von Richtlinien spricht auch das im Rang eines Grundrechts stehende Dis-
kriminierungsverbot, und zwar in mehrfacher Hinsicht. Zum einen ist es unbefriedigend, wenn Rechtssub-
jekte je nachdem, ob sie vergleichbare rechtliche Beziehungen mit einer dem Staat zuzurechnenden Einrich-
tung oder einem Privaten unterhalten, unterschiedlichen Regeln unterworfen sind. Zum anderen widerspricht
es den Anforderungen an einen Binnenmarkt, wenn für die einzelnen unterschiedliches Recht in den ver-
schiedenen Mitgliedstaaten gilt, obwohl Harmonisierungsvorschriften von der Gemeinschaft erlassen wor-
den sind.
[51] Die Beibehaltung der Unterschiede liefe dem erklärten Ziel der Rechtsangleichung entgegen. Diese
Feststellung kann nicht mit dem Hinweis auf die Natur der Richtlinie entkräftet werden, der zufolge bis zur
Umsetzung der Richtlinie zwangsläufig unterschiedliche Bedingungen in den Mitgliedstaaten anzutreffen
seien, denn die Ungleichheit ist nur bis zum Ablauf der Umsetzungsfrist hinzunehmen. Es zählt zu den Zie-
len der Richtlinie, daß danach vergleichbare Bedingungen vorherrschen.
[52] Das Diskriminierungsargument gewinnt durch das Inkrafttreten des Vertrags von Maastricht und der im
EG‑Vertrag verankerten Unionsbürgerschaft noch an Gewicht. [...] Die Einführung einer Unionsbürgerschaft
erweckt die Erwartung, daß die Unionsbürger jedenfalls vor dem Gemeinschaftsrecht gleich behandelt wer-
den.
[53] Bei Richtlinien, deren Inhalt darauf angelegt ist, im Verhältnis zwischen Privaten zu wirken und die
Vorschriften enthalten, die den Schutz der schwächeren Vertragspartei bezwecken 8, ist augenfällig, daß die
Richtlinie durch Nichtumsetzung ihres »effet utile« beraubt wird. Nach verstrichener Umsetzungsfrist müßte
daher die Anwendung von Schutznormen mit genauem und unbedingtem Inhalt möglich sein. Der mit
Rechtsbindungswillen des Gemeinschaftsgesetzgebers verabschiedeten Richtlinienvorschrift müßte materiel-
le Wirkung zugebilligt werden, ohne daß das vertragswidrige Verhalten eines Mitgliedstaats die Geltendma-
chung aus sich heraus vollständiger Rechtspositionen verhindern könnte.
[54] Bei einer Befürwortung der horizontalen Direktwirkung von Richtlinien ist davon auszugehen, daß Gel-
tungsgrund und Wirkungsweise eine grundsätzlich andere Qualität haben als bei der vertikalen Direktwir-
kung. Während bei der unmittelbaren Anwendbarkeit von Richtlinien im herkömmlichen Sinne das gemein-
schaftsrechtswidrige Verhalten des Mitgliedstaats das Rechtsverhältnis zwischen einzelnem und Staat unmit-
telbar bestimmt, hat der private Dritte keinen Einfluß auf die Durchführung einer Richtlinie 9. Die zu Guns-
ten der unmittelbaren Anwendbarkeit von Richtlinien gegenüber dem Mitgliedstaat angeführten Argumente
und Rechtsgrundsätze 10, der Mitgliedstaat dürfe keine Vorteile aus seinem gemeinschaftsrechtswidrigen
Verhalten ziehen, greifen im Verhältnis Privater untereinander ebensowenig wie das Abstellen auf den Sank-
tionscharakter der unmittelbaren Wirkung gegenüber dem Staat.
[55] Die unmittelbare Anwendbarkeit von Richtlinien zwischen Privaten würde den Charakter einer Einrede
im Sinne eines »sich berufen« auf die begünstigende Norm verlieren. Der unmittelbar anwendbaren Richtli-

6 Rechtssache C-271/91 (Marshall II, Schlußanträge vom 26. Januar 1993, Nr. 12).
7 Rechtssache C-316/93 (Vaneetveld, Schlußanträge vom 27. Januar 1994, Nrn. 15 f.).
8 Z.B. Richtlinie 80/987/EWG zur Angleichung der Rechtsvorschriften üher den Schutz der Arbeitnehmer

bei Zahlungsunfähigkeit des Arbeitgebers, vgl. dazu verbundene Rechtssachen C‑6/90 und C‑9/90 (Franco-
vich) oder Richtlinie 87/577, Gegenstand des vorliegenden Falles ebenso wie des Urteil vom 14. März
1991 in der Rechtssache C‑361/89 (Di Pinto, Slg. 1991, I‑1189).

9 Allerdings bedarf es schon im Rahmen der bisherigen Rechtsprechung zur Richtlinienwirkung nicht der un-
mittelbaren Verantwortlichkeit für die Vertragsverletzung, wie die von der Rechtssprechung des Gerichts-
hofes vorgenommene weite Auslegung des Staatsbegriffs zeigt [...].

10 »Nemo auditur«, »venire contra factum proprium«, »estoppel«.
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nienbestimmung würden vielmehr Wirkungen erga omnes zugebilligt. Sie käme dadurch unmittelbar an-
wendbaren Vertragsvorschriften gleich. Die horizontal wirkende Richtlinienvorschrift würde am Vorrangcha-
rakter des Gemeinschaftsrechts teilnehmen, was im Interesse einer einheitlichen und effizienten Anwendung
des Gemeinschaftsrechts zu begrüßen wäre.
[56] Obwohl die horizontale Direktwirkung von Richtlinien aus den angeführten Gründen als wünschens-
wert erscheint, werden gewichtige Argumente gegen eine dahingehende Rechtsfortbildung angeführt.
[57] Regelmäßig wird im Rahmen der Gegenargumente auf den Wortlaut des Artikels 189 EWG‑Vertrag und
die Natur der Richtlinie verwiesen, die nur für die Mitgliedstaaten und auch gegenüber diesen nur in ihren
Zielen verbindlich sei.
[58] Meines Erachtens lassen sich diese Argumente entkräften. Was zunächst die Freiheit der Mitgliedstaa-
ten zur Wahl der Form und der Mittel für die Durchführung der Richtlinie anbelangt, ist diese völlig unbe-
rührt bis zum Ablauf der Übergangszeit. Selbst danach verbleibt den Mitgliedstaaten – auch unter der Vor-
aussetzung der Direktwirkung einzelner Vorschriften – ein Gestaltungsspielraum überall dort, wo die Richtli-
nie darauf angelegt ist. Nur ein Bruchteil der Richtlinienbestimmungen wird sich zur horizontalen Anwend-
barkeit eignen. Im übrigen können sich die Mitgliedstaaten nach Ablauf der Umsetzungsfrist nicht auf Frei-
heiten berufen, die ihnen nur für die Zwecke der ordnungsgemäßen und fristgerechten Durchführung einge-
räumt worden sind.
[59] Die Bindung des Mitgliedstaats an die Ziele der Richtlinie besteht unmittelbar bei Wirksamwerden der
Richtlinie. Hinsichtlich der Ziele einer Richtlinie besteht regelmäßig kein Gestaltungsspielraum für die Mit-
gliedstaaten. Zu den Zielen einer Richtlinie zählt es beispielsweise, Schutznormen spätestens bis zum Ende
der Umsetzungsfrist verbindliche Rechtskraft zu verleihen. Die Verbindlichkeit derartiger Normen ist – wie
ich bereits bemerkt habe – vom Gemeinschaftsgesetzgeber gewollt und liegt in der Natur der Richtlinie.
Denn Richtlinien sind nicht Rechtsakte minderer Qualität, sondern sind zu ihrer Durchführung an die Mit-
gliedstaaten gerichtet, denen eine Vertragspflicht zur rechtzeitigen und vollständigen Umsetzung obliegt.
[60] Die Natur der Richtlinie steht daher meines Erachtens ihrer horizontalen Wirkung nicht im Wege. Eben-
sowenig würde die Grenzziehung zwischen Verordnung und Richtlinie verwischt, da die unmittelbaren Wir-
kungen der Richtlinie erst nach Verstreichen der Durchführungsfrist und nur für klare und unbedingte Vor-
schriften in Betracht kommen.
[61] Als Argument gegen die horizontale Anwendbarkeit von Richtlinien wird die unter rechtsstaatlichen
Aspekten unzulässige Belastung Dritter ins Feld geführt. Dieses Argument läßt sich in der Tat nicht von der
Hand weisen. Es fragt sich, ob ein Privater, der sich im Rahmen der mitgliedstaatlichen Rechtsordnung
rechtmäßig verhält, mit Belastungen überzogen werden darf, die sich aus einer nicht an ihn gerichteten nicht
umgesetzten Richtlinie ergeben, für die er sich überdies bei dem säumigen Mitgliedstaat kaum schadlos hal-
ten kann11.
[62] Aus Gründen der Rechtssicherheit scheint mir die horizontale Richtlinienwirkung von der Warte des
belasteten Dritten aus als äußerst problematisch. Die Erkenntnis, daß auch bisher mittelbare Belastungen Pri-
vater durch die Wirkung unmittelbar anwendbarer Richtlinien eingetreten sind – etwa durch Fehler bei einer
Ausschreibung, die die Rechtsstellung der anderen Bieter, gegebenenfalls des Zuschlagsempfängers, in Fra-
ge stellen12 oder deren Wirkung im Rahmen der gemeinschaftskonformen Auslegung in einem Rechtsstreit
zwischen Gesellschaften des Privatrechts13 – vermag die rechtsstaatlichen Bedenken gegen die horizontale
Wirkung nicht auszuräumen.
[63] Elementare Voraussetzung für die Belastung des Bürgers durch gesetzgeberische Akte ist die konstituti-
ve Veröffentlichung in einem amtlichen Veröffentlichungsorgan. Diese Voraussetzungen erfüllen die Richtli-
nien, die auf der Grundlage des EWG‑Vertrags verabschiedet wurden, nicht. Die Übung, Richtlinien im
Amtsblatt als nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte zu veröffentlichen, bietet keine Abhilfe. Die Ver-
öffentlichung im Amtsblatt ist rein deklaratorisch und bildet keine Wirksamkeitsvoraussetzung, was gele-
gentlich dadurch verdeutlicht wird, daß in einer Fußnote auf den Tag der Bekanntgabe der Richtlinie an die
Mitgliedstaaten hingewiesen wird, da die Bekanntgabe die Richtlinie wirksam werden läßt. Die Möglichkeit,
von einem Rechtsakt Kenntnis zu erlangen, ersetzt nicht dessen konstitutive Verkündung.
[64] Für Richtlinien, die nach dem Inkrafttreten des Vertrags von Maastricht am 1. November 1993 verab-
schiedet worden sind und werden, verhält es sich grundsätzlich anders. Artikel 191 EG‑Vertrag schreibt auch
für Richtlinien die Veröffentlichung im Amtsblatt der Gemeinschaft vor. Der Einwand fehlender Veröffentli-
chung könnte daher der horizontalen Wirkung dieser jüngeren Richtlinien nicht mehr entgegengehalten wer-
den.
[65] Aus Gründen der Rechtssicherheit, einem Grundrecht des belasteten Bürgers, muß schon jetzt die Öf-
fentlichkeit darauf vorbereitet werden daß Richtlinien zukünftig horizontale Direktwirkung zuzubilligen ist.
Auch aus diesen Gründen sind die vorgenannten Stellungnahmen von Mitgliedern des Gerichtshofes zu be-
grüßen.
[66] Zugunsten des belasteten Privaten und gegen die horizontale Wirkung von Richtlinien wird der Vertrau-
ensschutz angeführt. Ein schutzwürdiges Vertrauen ist sicherlich in der Weise erkennbar, daß der Private

11 Für die Geltendmachung eines Schadensersatzanspruchs wird das Moment des Schadens problematisch
sein, denn hätte der Mitgliedstaat rechtzeitig umgesetzt, wäre die Belastung des Privaten auch eingetreten.

12 Rechtssache 103/88, Fratelli Costanzo, Slg. 1989, S. 1839.
13 Rechtssache C‑106/89 (s.u. S. 18).
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nicht mit Belastungen rechnen braucht, wenn er sich rechtmäßig im Rahmen seiner mitgliedstaatlichen
Rechtsordnung bewegt. Andererseits ist nach erfolgter Veröffentlichung einer Richtlinie und dem Verstrei-
chen der Umsetzungsfrist die Belastung vorhersehbar. Ich frage mich, ob das Vertrauen, daß sich der natio-
nale Gesetzgeber gemeinschaftsrechtswidrig verhalten werde, schutzwürdig ist?
[67] Gegen die horizontale Wirkung von Richtlinien wird ein Argument angeführt, das auf dem Demokratie-
prinzip fußt. Das ohnehin im Rahmen der Gemeinschaftsgesetzgebung beklagte Demokratiedefizit werde
verstärkt, wenn die nationalen Parlamente auch bei Anwendbarkeit von Richtlinien übergangen würden. Da-
zu möchte ich zum einen bemerken, daß die Mitwirkungsrechte des Europäischen Parlaments stufenweise
durch die Einheitliche Europäische Akte und den Vertrag von Maastricht verstärkt worden sind. Zum ande-
ren kann meines Erachtens von einem Übergehen des mitgliedstaatlichen Gesetzgebers nicht die Rede sein.
[68] Der nationaler Gesetzgeber hat innerhalb der Umsetzungsfrist alle Freiheiten, die Form und die Mittel
zu wählen, um die Richtlinie in mitgliedstaatliches Recht umzusetzen. Auch nach Ablauf der Durchfüh-
rungsfrist verbleibt die Pflicht14 des mitgliedstaatlichen Gesetzgebers zur Umsetzung und ein Spielraum die-
ser Pflicht in der einen oder anderen Weise nachzukommen, soweit die Richtlinie das zuläßt. Lediglich
Richtlinienvorschriften bzw. Schutznormen, die so bestimmt sind, daß sie für ihre Geltendmachung keiner
Ausfüllung bedürfen – und insofern auch vom nationalen Gesetzgeber übernommen werden müssen –, wür-
den vorab in der mitgliedstaatlichen Rechtsordnung im Verhältnis der Regelungsadressaten Rechtswirkungen
erzeugen. Befürchtungen des Auseinanderklaffens der Rechtslage für den Übergangszeitraum vor der Um-
setzung der Richtlinie in mitgliedstaatliches Recht und die Zeit danach halte ich für unberechtigt, da die sich
zur horizontalen Anwendbarkeit eignenden Vorschriften in den Durchführungsrechtsakt zu übernehmen sind.
[69] Der Einwand, die Anerkennung der horizontalen Direktwirkung von Richtlinien würde die Nachlässig-
keit der Mitgliedstaaten bei der Umsetzung von Richtlinien erhöhen, überzeugt meines Erachtens nicht, denn
der mitgliedstaatliche Gesetzgeber bleibt für die vollständige Durchführung verantwortlich. Die grundsätzli-
che Anerkennung der horizontalen Wirkung könnte gegebenenfalls den Mitgliedstaat zu einer fristgerechten
Umsetzung anhalten, um der horizontalen Anwendung durch Behörden und Gerichte der Gemeinschaft und
der Mitgliedstaaten zuvorzukommen. Meines Erachtens halten sich die Argumente um die erzieherische Wir-
kung der horizontalen Anwendbarkeit die Waage, so daß sie weder für noch gegen sie ins Gewicht fallen.
[70] Bevor ich zum Schluß komme, möchte ich noch darauf hinweisen, daß für den Fall der Bejahung hori-
zontaler Wirkungen von Richtlinien entsprechende Konsequenzen hinsichtlich des Rechtsschutzes gezogen
werden müßten. So müssen sie ebenso wie Verordnungen und Entscheidungen nach Artikel 173 Absatz 2
anfechtbar sein.
[71] Im Ergebnis bin ich der Ansicht, daß sich die horizontale Wirkung von Richtlinien für die Vergangen-
heit aus Gründen der Rechtssicherheit verbietet. Für die Zukunft scheint sie mir jedoch im Interesse der ein-
heitlichen und effizienten Anwendung des Gemeinschaftsrechts in den bezeichneten Grenzen geboten. Die
damit einhergehenden Belastungen für Private scheinen mir vertretbar, da sie nicht über das hinausgehen,
was ihnen bei gemeinschaftsrechtsmäßigem Verhalten des Mitgliedstaats zugemutet worden wäre. Das Pro-
zeßrisiko trägt schließlich die Partei, die die unbedingte und hinreichend genaue Richtlinienvorschrift in An-
spruch nimmt.

Aus den Entscheidungsgründen des Urteils:
Zu der Möglichkeit sich in einem Rechtsstreit zwischen einem Verbraucher und einem Gewerbetreibenden
auf die Richtlinienbestimmungen über das Widerrufsrecht zu berufen
[19] Bei dem zweiten vom vorlegenden Gericht aufgeworfenen Problem geht es genauer um die Frage, ob
der Verbraucher, wenn innerhalb der vorgesehenen Frist keine Maßnahmen zur Umsetzung der Richtlinie er-
lassen worden sind, ein Widerspruch gegenüber dem Gewerbetreibenden, mit dem er einen Vertrag geschlos-
sen hat, auf die Richtlinie selbst stützen und vor einem nationalen Gericht geltend machen kann. [...]
[24] Eine Ausdehnung dieser Rechtsprechung (d.h. der Rechtsprechung zur unmittelbaren Anwendbarkeit
von Richtlinien im Verhältnis zwischen Staat und einzelnem, Anm. d. Verf.) auf den Bereich der Beziehun-
gen zwischen den Bürgern hieße, der Gemeinschaft die Befugnis zuzuerkennen, mit unmittelbarer Wirkung
zu Lasten der Bürger Verpflichtungen anzuordnen, obwohl sie dies nur dort darf, wo ihr die Befugnis zum
Erlaß von Verordnungen zugewiesen ist.
[25] Folglich kann der Verbraucher, wenn die Maßnahmen zur Umsetzung der Richtlinien nicht innerhalb
der vorgesehenen Frist erlassen worden sind, ein Widerrufsrecht gegenüber dem Gewerbetreibenden, mit
dem er einen Vertrag geschlossen hat, nicht auf die Richtlinie selbst stützen und vor einem nationalen Ge-
richt geltend machen. [...]
[27] Für den Fall, daß das von der Richtlinie vorgesehene Ziel nicht im Wege der Auslegung erreicht werden
kann, ist außerdem darauf hinzuweisen, daß das Gemeinschaftsrecht gemäß dem Urteil vom 19. November
1991 in den verbundenen Rechtssachen C-6/90 und C-9/90 Francovich u.a. (s. S. 223) die Mitgliedstaaten
zum Ersatz der den Bürgern durch die Nichtumsetzung einer Richtlinie verursachten Schäden verpflichtet
[...].
[29] Läge also ein Schaden vor und wäre dieser Schaden durch den Verstoß gegen die dem Mitgliedstaat
auferlegte Verpflichtung verursacht worden, so hätte das vorlegende Gericht den Anspruch der geschädigten
Verbraucher auf Schadensersatz im Rahmen des nationalen Haftungsrechts sicherzustellen.

14 Urteil vom 6. Mai 1980 in der Rechtssache 102/79 (EWG-Betriebserlaubnis für Kraftfahrzeuge).
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* EuGH, verb. Rs. C-152/07 bis 154/07, Arcor u. a. (Arcor AG & Co. KG u.a. gegen Bundesrepublik
Deutschland), Urteil vom 17. Juli 2008; Slg. 2008, S. 5959
Die Arcor AG & Co. KG (Arcor) bietet ihren Kunden im Wege der Zusammenschaltung mit dem Ortsnetz
der Deutschen Telekom Dienstleistungen der Betreiberauswahl an. Die Regulierungsbehörde verlangt dabei
von der Deutschen Telekom die Erbringung der Orts-Zuführleistung Telekom-B.2, für die Arcor ein Entgelt
zu entrichten hat. Im April 2003 erhöhte die Regulierungsbehörde diesen Betrag auf Antrag der Telekom
gem. § 43 Abs. 6 des deutschen Telekommunikationsgesetzes (TKG) um einen Anschlusskostenbeitrag von
0,004 Euro pro Minute, da die von den Endkunden erzielten Einnahmen der Telekom die Kosten für die Ein-
richtung des Telefonanschlusses nicht vollständig abdeckten. Die Kommission qualifizierte diese Erhöhung
als Missbrauch einer marktbeherrschenden Stellung, woraufhin die Regulierungsbehörde die Festlegung des
Anschlusskostenbeitrags ex nunc aufhob. Drei betroffene Unternehmen, darunter Arcor, klagten gegen den
Beschluss der Regulierungsbehörde, mit dem diese die Aufschläge genehmigt hatte. Das Verwaltungsgericht
Köln sah darin einen Verstoß gegen Gemeinschaftsrecht (insbesondere gegen Art 7 Abs. 2 und 12 Abs. 7 der
RL 97/33 in der durch die RL 98/61 geänderten Fassung) und gab den Klagen statt. Daraufhin legten die
Bundesrepublik Deutschland und die Deutsche Telekom Revision zum Bundesverwaltungsgericht ein, das
das Verfahren aussetzte und dem EuGH zwei Fragen im Rahmen eines Vorabentscheidungsverfahrens nach
Art. 234 EGV (=Art. 267 AEUV) vorlegte. Unter anderem wollte das Gericht wissen, ob sich die Betreiber
der Verbindungsnetze – im Falle der Unionsrechtswidrigkeit der nationalen Bestimmungen – vor nationalen
Gerichten unmittelbar auf die Richtlinienbestimmungen berufen können.

Aus den Entscheidungsgründen:
Zur zweiten Frage
[35] Hierzu ist daran zu erinnern, dass nach ständiger Rechtsprechung eine Richtlinie selbst keine Verpflich-
tungen für einen Einzelnen begründen kann, sondern nur Rechte. Daher kann sich ein Einzelner nicht gegen-
über einem Mitgliedstaat auf eine Richtlinie berufen, wenn es sich um eine Verpflichtung des Staates han-
delt, die unmittelbar im Zusammenhang mit der Erfüllung einer anderen Verpflichtung steht, die aufgrund
dieser Richtlinie einem Dritten obliegt […].
[36] Dagegen rechtfertigen bloße negative Auswirkungen auf die Rechte Dritter, selbst wenn sie gewiss sind,
es nicht, einem Einzelnen das Recht auf Berufung auf die Bestimmungen einer Richtlinie gegenüber dem
betreffenden Mitgliedstaat zu versagen […].
[37] In den Ausgangsverfahren werden die Rechtsstreitigkeiten, mit denen das vorlegende Gericht befasst
ist, wie vom Generalanwalt in Nr. 104 seiner Schlussanträge ausgeführt, von Privatpersonen gegen den be-
troffenen Mitgliedstaat geführt, der durch die nationale Regulierungsbehörde tätig geworden ist, die Urheber
des angefochtenen Bescheids ist und die alleinige Zuständigkeit besitzt, die Tarife für den in den Ausgangs-
verfahren streitigen Anschlusskostenbeitrag und für das Zusammenschlussentgelt, zu dem dieser Beitrag hin-
zukommt, festzusetzen.
[38] Sodann ist festzustellen, dass die Deutsche Telekom in den Rechtsstreitigkeiten, mit denen das vorle-
gende Gericht befasst ist, die Stellung eines Dritten einnimmt und negative Auswirkungen für sie nur daraus
entstehen können, dass sie den in den Ausgangsverfahren streitigen Anschlusskostenbeitrag erhoben hat und
bei seinem Wegfall ihre eigenen Teilnehmertarife erhöhen müsste. Ein solcher Wegfall eines Vorteils kann
aber nicht als eine Verpflichtung eines Dritten aufgrund der von den Klägerinnen der Ausgangsverfahren vor
dem vorlegenden Gericht geltend gemachten Richtlinien verstanden werden.
[39] Demnach ist zu prüfen, ob Art. 4 c der Richtlinie 90/388 und Art. 12 Abs. 7 der Richtlinie 97/33 die
Voraussetzungen für eine unmittelbare Wirkung erfüllen. […]
[44] Nach alledem ist auf die zweite Vorlagefrage zu antworten, dass Art. 4 c der Richtlinie 90/388 und
Art. 12 Abs. 7 der Richtlinie 97/33 unmittelbare Wirkung entfalten und ein Einzelner sich vor einem nationa-
len Gericht unmittelbar auf sie berufen kann, um gegen eine Entscheidung der nationalen Regulierungsbe-
hörde vorzugehen.

Richtlinienkonforme Auslegung

* Rs. C-106/89, Marleasing (Marleasing SA gegen La Comercial Internacional de Alimentación SA), Urteil
vom 13. November 1990; Slg. 1990, S. I-4135
Nach Art. 1261 und 1275 des spanischen Zivilgesetzbuchs ist ein Gesellschaftsvertrag nichtig, wenn ein Ge-
sellschaftszweck gänzlich fehlt oder die Gesellschaft auf einen illegalen Zweck gerichtet ist. Im Ausgangs-
verfahren vor einem spanischen Zivilgericht klagte Marleasing auf Nichtigerklärung des Gesellschaftsvertra-
ges der Comercial Internacional. Die Leasingfirma trug vor, Comercial sei ausschließlich zu dem Zweck ge-
gründet worden, das Kapital ihres Hauptgesellschafters dem Zugriff der Gläubiger zu entziehen. Zu ihrer
Verteidigung berief sich Comercial auf Art. 11 der RL 68/151 über die Koordinierung der Schutzbestimmun-
gen für Gesellschafter und Dritte (ABl. 1968 L 65, S. 8). Dort heißt es: »Die Rechtsvorschriften der Mit-
gliedstaaten können die Nichtigkeit der Gesellschaften nur nach Maßgabe folgender Bedingungen regeln:
Die Nichtigkeit kann nur ausgesprochen werden, wenn der tatsächliche Gegenstand des Unternehmens
rechtswidrig ist oder gegen die öffentliche Ordnung verstößt. Abgesehen von diesen Nichtigkeitsfällen kön-
nen die Gesellschaften aus keinem Grund für nichtig erklärt werden.« Der spanische Richter bat den EuGH
um Auslegung dieser Vorschrift.
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Aus den Entscheidungsgründen:

[6] Zu der Frage, ob sich ein einzelner gegenüber einem nationalen Gesetz auf die Richtlinie berufen kann,
ist auf die ständige Rechtsprechung des Gerichtshofes zu verweisen, wonach eine Richtlinie nicht selbst Ver-
pflichtungen für einen einzelnen begründen und eine Richtlinienbestimmung daher als solche nicht gegen-
über einem einzelnen in Anspruch genommen werden kann [Rs. 152/84, Marshall I = Fall 8].
[7] Aus den Akten ergibt sich jedoch, daß das vorlegende Gericht im wesentlichen wissen möchte, ob ein
nationales Gericht, bei dem ein Rechtsstreit auf einem Gebiet anhängig ist, das in den Anwendungsbereich
der Richtlinie 68/151 fällt, sein nationales Recht unter Berücksichtigung des Wortlauts und des Zwecks die-
ser Richtlinie auslegen muß, um zu verhindern, daß eine Aktiengesellschaft aus anderen als den in Artikel 11
der Richtlinie aufgezählten Gründen für nichtig erklärt wird.
[8] Wie der Gerichtshof in seinem Urteil [in der Rs. 14/83, von Colson und Kamann = Fall 12] entschieden
hat, obliegen die sich aus einer Richtlinie ergebenden Verpflichtungen der Mitgliedstaaten, das in dieser
Richtlinie vorgesehene Ziel zu erreichen, sowie die Pflicht der Mitgliedstaaten gemäß Artikel 5 EWG‑Ver-
trag, alle zur Erfüllung dieser Verpflichtung geeigneten Maßnahmen allgemeiner oder besonderer Art zu tref-
fen, allen Trägern öffentlicher Gewalt in den Mitgliedstaaten, und zwar im Rahmen ihrer Zuständigkeiten
auch den Gerichten. Daraus folgt, daß ein nationales Gericht, soweit es bei der Anwendung des nationalen
Rechts – gleich, ob es sich um vor oder nach der Richtlinie erlassene Vorschriften handelt – dieses Recht
auszulegen hat, seine Auslegung soweit wie möglich am Wortlaut und Zweck der Richtlinie ausrichten muß,
um das mit der Richtlinie verfolgte Ziel zu erreichen und auf diese Weise Artikel 189 Absatz 3 EWG‑Vertrag
nachzukommen.
[9] Das Erfordernis einer Auslegung des nationalen Rechts, die im Einklang mit Artikel 11 der Richtlinie
68/151 steht, verbietet es somit, die nationalen Rechtsvorschriften über Aktiengesellschaften dergestalt aus-
zulegen, daß die Nichtigkeit einer Aktiengesellschaft aus anderen als den in Artikel 11 dieser Richtlinie ab-
schließend aufgezählten Gründen ausgesprochen werden kann. [...]

Objektive Wirkung von Richtlinien

(9) EuGH, Rs. C-431/92, Wärmekraftwerk Großkotzenburg (Kommission der Europäischen Gemein-
schaften gegen Bundesrepublik Deutschland), Urteil vom 11. August 1995; Slg. 1995, S. I-2189

Thema: Objektive Wirkung von Richtlinien

Rechts- und Verständnisfragen:

1) Unter welchen Voraussetzungen entfalten Bestimmungen einer Richtlinie unmittelbare Wirkung?
(Rn. 26)

2) Kommt einer Richtlinienbestimmung unmittelbare Wirkung auch dann zu, wenn sie keine individuellen
Rechte begründet? (Rn. 24 f.)

3) Sind nationale Gerichte und Verwaltungsbehörden unionsrechtlich verpflichtet, unmittelbare Wirkung
entfaltende Richtlinienbestimmungen auch von Amts wegen anzuwenden? (Rn. 37, 40)

Sachverhalt und Verfahren:

Mit Bescheid vom 31. August 1989 erteilte das Regierungspräsidium Darmstadt als zuständige Behörde der
PreussenElektra AG die Genehmigung, im Wärmekraftwerk Großkrotzenburg einen neuen Kraftwerksblock
mit einer Leistung von 500 MW zu errichten. Eine Umweltverträglichkeitsprüfung nach der Richtlinie
85/337/EWG des Rates vom 27. Juni 1985 über die Umweltverträglichkeitsprüfung bei bestimmten öffentli-
chen und privaten Projekten (ABl. L 175, S. 40; im folgenden: RL) war jedoch nicht durchgeführt worden,
obwohl die Frist zur Umsetzung der Richtlinie gem. ihrem Art. 12 Abs. 1 bereits am 3. Juli 1988 abgelaufen
war. In der Bundesrepublik Deutschland wurde die RL nämlich verspätet durch das am 1. August 1990 in
Kraft getretene Gesetz vom 12. Februar 1990 (BGBl. I S. 205) umgesetzt.
Ausgehend von einer Beschwerde forderte die Kommission die Bundesrepublik Deutschland mit Schreiben
vom 15. Mai 1990 gem. Art. 169 EWGV (= Art. 258 AEUV) zur Stellungnahme auf. In diesem Schreiben
wies sie darauf hin, dass die betreffende Genehmigung sich auf ein Projekt der Errichtung eines Wärmekraft-
werks im Sinne des Anhangs I Nummer 2 der Richtlinie beziehe und dass somit eine Umweltverträglich-
keitsprüfung gem. Art. 4 Abs. 1 der Richtlinie erforderlich sei. Da sie ihre Bedenken durch die Angaben der
Bundesrepublik Deutschland in deren Antwortschreiben, richtete die Kommission mit Schreiben vom
25. September 1991 eine mit Gründen versehene Stellungnahme an die Bundesrepublik Deutschland, auf die
diese mit Schreiben vom 27. Januar 1992 antwortete. Diese Antwort stellte die Kommission jedoch nicht
zufrieden.
Daraufhin erhob die Kommission gem. Art. 169 EWGV (Art. 258 AEUV) Klage auf Feststellung, dass die
Bundesrepublik Deutschland dadurch gegen ihre Verpflichtungen aus dem EWGV i.V.m. der RL insbeson-
dere deren Art. 2, 3 und 8, verstoßen hat, dass sie mit Bescheid vom 31. August 1989 die Errichtung eines
neuen Kraftwerksblocks des Wärmekraftwerks Großkrotzenburg ohne vorherige Umweltverträglichkeitsprü-
fung genehmigt hat.
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Aus den Entscheidungsgründen:
[33] Somit ist davon auszugehen, daß das Genehmigungsverfahren für das streitige Projekt nach dem Stich-
tag 3. Juli 1988 eingeleitet wurde und damit der obligatorischen Umweltverträglichkeitsprüfung nach der
Richtlinie unterlag. [...]

Pflicht zur Vornahme der Prüfung aufgrund der Richtlinie
[37] Die Bundesrepublik Deutschland trägt vor, die Artikel 2, 3 und 8 der Richtlinie, deren Nichteinhaltung
ihr vorgeworfen werden, seien nicht so hinreichend klar und bestimmt, daß sie unmißverständlich eine kon-
krete Verpflichtung festlegen würden und damit von der nationalen Verwaltung von Amts wegen anzuwen-
den wären.
[38] Dieser Auffassung kann nicht gefolgt werden.
[39] Artikel 2 der Richtlinie stellt eine unmißverständliche Verpflichtung für die in den einzelnen Mitglied-
staaten für die Genehmigung der Projekte zuständigen Behörden auf, bestimmte Projekte einer Umweltver-
träglichkeitsprüfung zu unterziehen. Artikel 3 legt den Inhalt der Prüfung fest, zählt die Faktoren auf, denen
hierbei Rechnung zu tragen ist und räumt der zuständigen Behörde ein gewisses Ermessen hinsichtlich der
geeigneten Art und Weise der Durchführung der Prüfung nach Maßgabe jedes Einzelfalls ein. Artikel 8 er-
legt den betreffenden nationalen Behörden ferner die Pflicht auf, die während des Prüfungsverfahrens einge-
holten Angaben im Rahmen des Genehmigungsverfahrens zu berücksichtigen.
[40] Unabhängig von ihren Einzelheiten erlegen die fraglichen Vorschriften also den zuständigen nationalen
Behörden unmißverständlich die Pflicht auf, bestimmte Projekte einer Umweltverträglichkeitsprüfung zu un-
terziehen.

Prüfung des Vorliegens eines Verstoßes gegen die Pflicht, eine Umweltverträglichkeitsprüfung vorzunehmen
[41] Die Bundesrepublik Deutschland macht schließlich geltend, die zuständige Behörde habe das streitige
Projekt aufgrund der seinerzeit geltenden nationalen Rechtsvorschriften, nämlich des Bundesimmissions-
schutzgesetzes vom 15. März 1974, einer Umweltverträglichkeitsprüfung unterzogen. Auch wenn diese Prü-
fung nicht förmlich auf die Richtlinie gestützt worden sei, habe sie doch de facto alle Anforderungen der
Richtlinie eingehalten.
[42] Die Kommission stellt nicht in Abrede, daß die Umweltverträglichkeit des streitigen Projekts einer ge-
wissen Prüfung unterzogen worden ist. Diese Prüfung habe jedoch nicht den neuen Anforderungen der
Richtlinie entsprochen, die strenger als die seinerzeit geltende nationale Regelung seien. Insbesondere habe
sie nicht die Verpflichtung eingehalten, die Wechselwirkung zwischen den in Artikel 3 erster und zweiter
Gedankenstrich der Richtlinie genannten Faktoren (Mensch, Fauna, Flora, Boden, Wasser, Luft, Klima und
Landschaft) zu berücksichtigen, was eine gesamtheitliche Bewertung dieser Faktoren vorausgesetzt hätte.
[43] Wie sich aus den Akten ergibt, hat in dem Verfahren zur Genehmigung des streitigen Projekts durch das
Regierungspräsidium Darmstadt eine Prüfung seiner Auswirkungen auf die Umwelt stattgefunden. Insbeson-
dere hat der Projektträger eine Reihe von Angaben über die Auswirkungen des Projekts auf die Umwelt vor-
gelegt, die von der Kommission selbst als ausreichend im Hinblick auf die Anforderungen des Artikels 5 und
des Anhangs III der Richtlinie angesehen wurden. Diese Angaben bezogen sich auch auf die Wechselwir-
kung zwischen den in Artikel 3 der Richtlinie genannten Faktoren. Schließlich steht fest, daß sie der betrof-
fenen Öffentlichkeit zugänglich gemacht wurden und daß diese Gelegenheit hatte, sich hierzu zu äußern. Un-
ter diesen Umständen ist das Ziel einer Sensibilisierung der Öffentlichkeit für die Auswirkungen eines Pro-
jekts auf die Umwelt aufgrund konkreter Angaben des Projektträgers erreicht worden.
[44] Aus dem strittigen Bescheid des Regierungspräsidiums Darmstadt vom 31. August 1989 sowie aus des-
sen Bericht vom 11. November 1991, der in Beantwortung der mit Gründen versehenen Stellungnahme er-
stellt wurde, ergibt sich ferner, daß diese Behörde die eingeholten Angaben und die Reaktionen der betroffe-
nen Kreise in das Genehmigungsverfahren einbezogen und bei ihrer Entscheidung über die Genehmigung
des Projektes berücksichtigt hat.
[45] In Anbetracht dessen hätte die Kommission im einzelnen darlegen müssen, in welchen konkreten Punk-
ten die Anforderungen der Richtlinie im Genehmigungsverfahren für das streitige Projekt nicht erfüllt wor-
den sind, und sie hätte die entsprechenden Beweise vorlegen müssen. Ihre Klage enthält keine derartigen, auf
exakte Beweise gestützten näheren Angaben. Sie ist daher als unbegründet abzuweisen. [...]

Die Umsetzung von Richtlinien

Fristgerechte Umsetzung von Richtlinien

(10) EuGH, Rs. 52/75, Gemüse-Richtlinie (Kommission der Europäischen Gemeinschaften gegen Italieni-
sche Republik), Urteil vom 26. Februar 1976; Slg. 1976, S. 277

Thema: Mangelhafte Umsetzung von Richtlinien und ihre Folgen
Rechts- und Verständnisfragen:
1) Warum ist die fristgerechte Umsetzung aller Bestimmungen einer Richtlinie in allen Mitgliedstaaten be-

sonders wichtig? (Rn. 10)

III.

1.
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2) Kann sich ein Mitgliedstaat von der Verpflichtung zur zeitgerechten Umsetzung einer Richtlinie durch
Berufung auf innerstaatliche politische Probleme oder entgegenstehendes geschriebenes oder unge-
schriebenes (Verfassungs-)Recht lossagen? (Rn. 11/13, 14)

3) Kann sich ein Mitgliedstaat, der eine Richtlinie nicht fristgerecht umgesetzt hat, damit entschuldigen,
dass auch alle oder einige andere Mitgliedstaaten die RL noch nicht umgesetzt haben? (Rn. 11/13)

4) Was kann bzw. muss ein Mitgliedstaat tun, wenn die in einer Richtlinie festgesetzte Umsetzungsfrist
sich als zu kurz erweist? (Rn. 11/13)

5) Welche Grundsätze müssen die Mitgliedstaaten bei der Umsetzung hinsichtlich Wahl der Form und Mit-
tel beachten? Genügt z.B. die Umsetzung durch Verwaltungsverordnungen? (vgl. Rs. C-361/88, TA-Luft
= Fall 11)

Sachverhalt und Verfahren:
Da die Unterschiede zwischen den innerstaatlichen Bestimmungen über die Verwendung von Gemüsesaatgut
ein Hemmnis im Handelsverkehr darstellten, legte der Rat am 29. September 1970 durch die RL 70/45815

gemeinsame Regeln über die allgemeinen Anforderungen beim Verkehr mit Saatgut sowohl zwischen den
Mitgliedstaaten als auch auf den nationalen Märkten fest. Als Frist für die innerstaatlichen Durchführungs-
maßnahmen wurde der 1. Juli 1972 vorgesehen. Italien hatte die allgemeinen Bestimmungen der RL 70/458
mit dem Gesetz Nr. 1096 vom 28. November 1971, einer dazu ergangenen Durchführungsverordnung vom
8. Oktober 1973 und mit einem Dekret des italienischen Präsidenten vom 26. April 1973 umgesetzt. Die
Umsetzung einzelner materieller Bestimmungen der RL stand jedoch noch aus.
Am 10. Juni 1975 hat die Kommission wegen der Fristüberschreitung beim EuGH gem. Art. 169 EWGV
(= Art. 258 AEUV) eine Vertragsverletzungsklage gegen Italien erhoben. Italien räumte zwar ein, dass es den
Termin für die Ausführung der Richtlinienbestimmungen nicht eingehalten habe; doch sei diese Verspätung
gerechtfertigt gewesen. Die Umsetzungsfrist sei zu kurz gewesen, weil die Durchführung der speziellen und
detaillierten Richtlinienbestimmungen gründliche Studien, wiederholte Beratungen mit den beteiligten land-
wirtschaftlichen Kreisen und zahlreiche interministerielle Sitzungen erforderte. Ein Beweis für die Unange-
messenheit der Frist sei es auch, dass es keinem einzigen Mitgliedstaat gelungen sei, den Termin einzuhal-
ten. Der Entwurf eines Gesetzes zur vollständigen Umsetzung der RL in das italienische Recht sei am
3. Dezember 1975 von der Abgeordnetenkammer angenommen und auf die Tagesordnung der Sitzung des
Senats am 15. Januar 1976 gesetzt worden; allein eine Regierungskrise habe die Verabschiedung verhindert.

Aus den Entscheidungsgründen:
[10] Die gewissenhafte Befolgung einer Richtlinie ist gerade darum so wichtig, weil die Vollzugsmaßnah-
men dem Ermessen der Mitgliedstaaten überlassen sind mit der Folge, daß Rechtshandlungen dieser Art wir-
kungslos bleiben müssen, wenn die gesteckten Ziele nicht in den gesetzten Fristen erreicht werden. Haben
also im Hinblick auf die Mitgliedstaaten, an die sie gerichtet sind, die Bestimmungen einer Richtlinie keine
weniger zwingende Wirkung als sonstige Vorschriften des Gemeinschaftsrechts, dann kommt eine derartige
Wirkung erst recht Bestimmungen zu, die Fristen für die Durchführung der vorgesehenen Maßnahmen ent-
halten; wären nämlich nach dem Ablauf dieser Fristen noch immer unterschiedliche Regelungen in den Mit-
gliedstaaten anwendbar, so könnte dies zu Diskriminierungen führen.
[11/13] Ein Mitgliedstaat kann sich im übrigen nicht auf die etwaige Verspätung anderer Mitgliedstaaten bei
der Erfüllung der aus einer Richtlinie erwachsenden Verpflichtungen berufen, um die – auch nur zeitweilige
– Nichterfüllung seiner eigenen Verpflichtungen zu rechtfertigen. Der Vertrag hat nämlich nicht nur wechsel-
seitige Verpflichtungen zwischen den verschiedenen Rechtssubjekten, für die er gilt, geschaffen, sondern er
hat eine neue Rechtsordnung aufgestellt, nach der sich die Befugnisse, Rechte und Pflichten der Rechtssub-
jekte sowie die zur Feststellung und Ahndung etwaiger Rechtsverletzungen erforderlichen Verfahren bestim-
men. Erweist sich die Frist, in der eine Richtlinie zu vollziehen ist, als zu kurz, so besteht für den betreffen-
den Mitgliedstaat nach dem Gemeinschaftsrecht nur die Möglichkeit, die geeigneten Schritte auf Gemein-
schaftsebene zu unternehmen, um das zuständige Gemeinschaftsorgan zu der notwendigen Verlängerung der
Frist zu bewegen. In diesem Zusammenhang ist zu erwähnen, daß der Rat im vorliegenden Fall die Frist für
die Durchführung einiger Bestimmungen der Richtlinie in der Tat verlängerte, und zwar mit der Richtlinie
Nr. 72/418 vom 6. Dezember 1972 (ABl. L 287, S. 22) und der Richtlinie Nr. 73/438 vom 11. Dezember
1973 (ABl. L 356, S. 79).
[14] Schließlich ist darauf hinzuweisen, daß die Verantwortlichkeit der Mitgliedstaaten unabhängig davon
besteht, welches Staatsorgan durch sein Handeln den Verstoß verursacht hat, und daß sich die Mitgliedstaa-
ten nicht auf Bestimmungen, Übungen und Umstände des innerstaatlichen Rechts berufen können, um damit
die Nichtbeachtung von Verpflichtungen und Fristen zu rechtfertigen, die in den Richtlinien der Gemein-
schaft festgelegt sind.

15 ABl. 1970 L 225, S. 7; bereinigt in ABl. 1974 L 44, S. 62.
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Normative Umsetzung von Richtlinien

(11) EuGH, Rs. C-361/88, TA-Luft (Kommission der Europäischen Gemeinschaften gegen Bundesrepu-
blik Deutschland), Urteil vom 30. Mai 1991; Slg. 1991, S. I-2567

Thema: Richtlinienumsetzung durch normkonkretisierende Verwaltungsvorschriften
Rechts- und Verständnisfragen:
1) Erfordert die Umsetzung von Richtlinien den Erlass eines Gesetzes? (Rn. 15)
2) Welche Anforderungen sind an die Umsetzung von Richtlinien zu stellen, die Rechte für Einzelne be-

gründen sollen? (Rn. 15)
3) Wie wertet der EuGH die rechtliche Natur der TA-Luft, insbesondere ihre Wirkung für die Betroffenen?

(Rn. 20)
4) Sind normkonkretisierende Verwaltungsvorschriften geeignete Mittel zur Umsetzung von Richtlinien?

(Rn. 30 f.)
5) Woraus leitet der EuGH den Rechtsnormvorbehalt bei der Umsetzung von Richtlinien ab? (Rn. 20 f., 24)

Sachverhalt und Verfahren:
Durch die Richtlinien 80/779 über Grenzwerte und Leitwerte der Luftqualität für Schwefeldioxyd und
Schwebestaub vom 15. Juli 1980, ABl. 1980 L 229/30, und 82/884 betreffend einen Grenzwert für den Blei-
gehalt in der Luft vom 3. Dezember 1982, ABl. 1982 L 378/15, hat die EG Grenzwerte für die Konzentratio-
nen von Schwefeldioxyd und Schwebestaub einerseits und für den Bleigehalt andererseits in der Luft festge-
legt. Diese Regelungen haben zwei Stoßrichtungen. Zum einen sollen durch die Richtlinien Ungleichheiten
in den Wettbewerbsbedingungen beseitigt werden, die sich aus den unterschiedlichen nationalen Standards
für Betreiber ergeben können. Zum anderen sollen diese Regelungen die menschliche Gesundheit und die
Qualität der Umwelt schützen. Die Mitgliedstaaten werden verpflichtet, die geeigneten Maßnahmen zu tref-
fen, damit die Grenzwerte ab dem 1. April 1983 bzw. 3. Dezember 1987 tatsächlich eingehalten werden.
Die Bundesrepublik hat zur Umsetzung der beiden Richtlinien keine speziellen Maßnahmen ergriffen. Sie ist
der Auffassung, das durch die Richtlinien vorgesehene Schutzniveau werde durch das BImSchG und die zu
dessen Durchführung ergangene TA-Luft (Erste allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Bundes-Immissions-
schutzgesetz, Technische Anleitung zur Reinhaltung der Luft – TA-Luft v. 1974 i.d.F. v. 27.2.1986, GMBI.
1986, 95.) gewährleistet. Die Kommission hielt das für unzureichend und leitete hinsichtlich jeder der beiden
Richtlinien ein Vertragsverletzungsverfahren nach Art. 169 EWG(= Art. 258 AEUV) gegen die Bundesrepu-
blik ein. Unbestritten ist allerdings, dass die Grenzwerte für Schwefeldioxyd und Schwebestaub sowie für
Blei in der Luft in der Bundesrepublik tatsächlich nicht überschritten werden.

Aus den Entscheidungsgründen:
[7] Die Kommission legt der Bundesrepublik Deutschland zur Last, sie sei der Verpflichtung aus Artikel 2
der Richtlinie nicht nachgekommen, eine zwingende Regelung zu erlassen, die das Überschreiten der in An-
hang I der Richtlinie festgelegten Grenzwerte im gesamten Hoheitsgebiet unter Androhung wirksamer Sank-
tionen ausdrücklich verbiete. Sie wirft der Bundesrepublik Deutschland außerdem vor, sie habe keine ange-
messenen Maßnahmen erlassen, um sicherzustellen, daß diese Grenzwerte tatsächlich eingehalten würden,
wie es Artikel 3 Absatz 1 der Richtlinie vorschreibe.
[8] Die Bundesrepublik Deutschland entgegnet, der mit der Richtlinie angestrebte Schutz entspreche dem
Schutz, der sich aus dem Bundesgesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Luftverun-
reinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähnliche Vorgänge vom 15. März 1974 (BGBl. I, S. 721, im
folgenden: Bundes-Immissionsschutzgesetz – BImSchG) und aus seinen Durchführungsbestimmungen erge-
be. Außerdem entsprächen die konkreten Resultate, die sie im Bereich der Verschmutzung durch Schwefel-
dioxid und Schwebestaub erreicht habe, vollauf den Anforderungen der Richtlinie. [...]
[11] [...] Unstreitig werden in Nr. 2.5.1 der TA Luft für Schwefeldioxid und Schwebestaub Immissionswerte
festgelegt, die den Werten in Anhang IV der Richtlinie entsprechen.
[12] Die Kommission ist jedoch der Auffassung, die TA Luft sei keine zwingende Regelung. Darüber hinaus
sei ihr Anwendungsbereich beschränkter als derjenige der Richtlinie.
[13] In der deutschen Rechtsordnung seien Verwaltungsvorschriften im allgemeinen nicht als Rechtsvor-
schriften anerkannt. Das Grundgesetz, insbesondere Artikel 80 Absatz 1, mache den Erlaß von Verordnun-
gen durch die Verwaltung von bestimmten Voraussetzungen, insbesondere verfahrensmäßiger Art, abhängig,
die im vorliegenden Fall nicht erfüllt seien. Außerdem werde sowohl in der Rechtsprechung als auch in der
Lehre eingeräumt, daß Verwaltungsvorschriften nicht zwingend eingehalten werden müßten, wenn ein atypi-
scher Sachverhalt vorliege, das heißt ein Sachverhalt, den der Vorschriftengeber bei der von ihm vorzuneh-
menden generellen Betrachtung nicht habe regeln können oder wollen. Im übrigen gälten die Vorschriften
der TA Luft nicht für andere Verschmutzungsquellen als die darin genannten Industrieanlagen.
[14] Die Bundesrepublik Deutschland macht geltend, die TA Luft sei keine gewöhnliche Verwaltungsvor-
schrift. Erstens sei sie nach einem besonderen Verfahren unter Mitwirkung der Vertreter der Wissenschaft,
der Betroffenen, der beteiligten Wirtschaft, des beteiligten Verkehrswesens und der obersten Landesbehör-
den erlassen und dem Bundesrat zur Zustimmung vorgelegt worden. Da sie eine verbindliche Norm ausfül-
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len solle, sei sie ebenso verbindlich wie diese. Dabei lasse sie der Verwaltung keinen Ermessensspielraum.
Diese Auffassung werde durch die nationale Rechtsprechung bestätigt. Der allgemeine Begriff der »schädli-
chen Umwelteinwirkungen« im Immissionsschutzgesetz sei durch die in der TA Luft vorgeschriebenen
Grenzwerte konkretisiert worden; diese Grenzwerte gälten daher für alle Fälle, in denen die Atmosphäre
Schwefeldioxid und Schwebestaub enthalte.
[15] Nach der Rechtsprechung des Gerichtshofes [...] verlangt die Umsetzung einer Richtlinie in innerstaatli-
ches Recht nicht notwendigerweise, daß ihre Bestimmungen förmlich und wörtlich in einer ausdrücklichen
besonderen Gesetzesvorschrift wiedergegeben werden; je nach dem Inhalt der Richtlinie kann ein allgemei-
ner rechtlicher Rahmen genügen, wenn er tatsächlich die vollständige Anwendung der Richtlinie in so klarer
und bestimmter Weise gewährleistet, daß – soweit die Richtlinie Ansprüche des einzelnen begründen soll –
die Begünstigten in der Lage sind, von allen ihren Rechten Kenntnis zu erlangen und diese gegebenenfalls
vor den nationalen Gerichten geltend zu machen.
[16] In diesem Zusammenhang ist festzustellen, daß die in Artikel 2 der Richtlinie vorgesehene Verpflich-
tung der Mitgliedstaaten, Grenzwerte vorzuschreiben, die während bestimmter Zeiträume und unter be-
stimmten Bedingungen nicht überschritten werden dürfen, »insbesondere zum Schutz der menschlichen Ge-
sundheit« geschaffen worden ist. Dies bedeutet, daß die Betroffenen in allen Fällen, in denen die Überschrei-
tung der Grenzwerte die menschliche Gesundheit gefährden könnte, in der Lage sein müssen, sich auf zwin-
gende Vorschriften zu berufen, um ihre Rechte geltend machen zu können. Im übrigen ist die Festlegung von
Grenzwerten in einer Vorschrift, deren Verbindlichkeit unbestreitbar ist, auch deshalb geboten, damit all je-
ne, deren Tätigkeiten Immissionen zur Folge haben können, genau wissen, welche Verpflichtung sie haben.
[17] Es ist aber erstens festzustellen, daß die in der Richtlinie vorgeschriebenen Grenzwerte nur in der TA
Luft enthalten sind und daß diese nur einen beschränkten Anwendungsbereich hat.
[18] Entgegen dem Vorbringen der Bundesrepublik Deutschland gilt diese Verwaltungsvorschrift nicht für
alle Anlagen. Nach ihrer Nr. 1 gilt sie nämlich nur für die nach § 4 BImSchG genehmigungsbedürftigen An-
lagen, das heißt für Anlagen, die aufgrund ihrer Beschaffenheit oder ihres Betriebs in besonderem Maße ge-
eignet sind, schädliche Umwelteinwirkungen hervorzurufen oder in anderer Weise die Allgemeinheit oder
die Nachbarschaft zu gefährden, erheblich zu benachteiligen oder erheblich zu belästigen. Nr. 1 der TA Luft
begründet Verpflichtungen der Verwaltungsbehörden im wesentlichen nur bei der Prüfung der Anträge auf
Erteilung einer Genehmigung zur Errichtung, zum Betrieb oder zur Änderung derartiger Anlagen oder beim
Erlaß nachträglicher Anordnungen für diese Anlagen oder aber bei der Anordnung über Ermittlungen von
Art und Ausmaß der von diesen Anlagen ausgehenden Emissionen oder der Immissionen im Einwirkungsbe-
reich dieser Anlagen.
[19] Anwendungsbereich der Verwaltungsvorschrift ist damit die unmittelbare Nachbarschaft ganz bestimm-
ter Bauten oder Einrichtungen, während die Richtlinie einen weiteren Anwendungsbereich hat, der sich auf
das gesamte Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten erstreckt. Wie die Kommission zutreffend ausführt, können
die durch Schwefeldioxid und Schwebestaub verursachten Immissionen andere Ursachen als genehmigungs-
bedürftige Anlagen haben, wie zum Beispiel ein hohes Verkehrsaufkommen, private Heizungen oder eine
aus einem anderen Staat herrührende Verunreinigung. Dem allgemeinen Charakter der Richtlinie wird eine
Umsetzung nicht gerecht, die auf bestimmte Quellen der Überschreitung der in ihr festgelegten Grenzwerte
und auf bestimmte von den Verwaltungsbehörden zu treffende Maßnahmen beschränkt ist.
[20] Zweitens wird dem Bestreben, es dem einzelnen zu ermöglichen, seine Rechte geltend zu machen, aber
auch im eigentlichen Anwendungsbereich der Verwaltungsvorschrift, das heißt bei den genehmigungsbe-
dürftigen Anlagen, nicht Genüge getan. Die Bundesrepublik Deutschland und die Kommission streiten näm-
lich darüber, inwieweit in der deutschen Lehre und Rechtsprechung technischen Verwaltungsvorschriften
zwingender Charakter zuerkannt wird. Die Kommission hat auf Rechtsprechung hingewiesen, in der ein sol-
cher Charakter insbesondere im Bereich des Steuerrechts verneint wird; die Bundesrepublik Deutschland hat
ihrerseits Rechtsprechung angeführt, in der ein solcher Charakter im Bereich der Kernenergie anerkannt
wird. Es ist festzustellen, daß die Bundesrepublik Deutschland im konkreten Fall der TA Luft keine nationale
Gerichtsentscheidung angeführt hat, mit der dieser Verwaltungsvorschrift über ihre Verbindlichkeit für die
Verwaltung hinaus unmittelbare Wirkung gegenüber Dritten zuerkannt würde. Es läßt sich also nicht sagen,
daß der einzelne Gewißheit über den Umfang seiner Rechte haben kann, um sie gegebenenfalls vor den na-
tionalen Gerichten geltend machen zu können, noch daß auch diejenigen, deren Tätigkeiten geeignet sind,
Immissionen zu verursachen, über den Umfang ihrer Verpflichtungen hinreichend unterrichtet sind.
[21] Somit ist nicht nachgewiesen, daß die Durchführung des Artikels 2 Absatz 1 der Richtlinie mit unbes-
treibarer Verbindlichkeit und mit der Konkretheit, Bestimmtheit und Klarheit erfolgt ist, die nach der Recht-
sprechung des Gerichtshofes notwendig sind, um dem Erfordernis der Rechtssicherheit zu genügen.

Zum Fehlen von Maßnahmen, die geeignet sind, die Einhaltung der Grenzwerte sicherzustellen
[22] Die Kommission legt der Bundesrepublik Deutschland zur Last, sie habe keine geeigneten Maßnahmen
ergriffen, um sicherzustellen, daß die in der Richtlinie vorgeschriebenen Grenzwerte tatsächlich eingehalten
würden, wie es Artikel 3 der Richtlinie verlange. Es gebe keine Smog- Verordnung in den Ländern Bremen
und Schleswig-Holstein. Auch mit den Luftreinhalteplänen, die die Länder gemäß §§ 44 bis 47 BImSchG
aufstellen und durchsetzen müßten, wenn die Gefahr bestehe, daß schädliche Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen aufträten, lasse sich nicht sicherstellen, daß die in der Richtlinie festgelegten Grenz-
werte tatsächlich eingehalten würden. Erstens beträfen diese Maßnahmen nicht alle Regionen, sondern nur
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bestimmte, in den Verordnungen der Länder festgelegte Gebiete. Zweitens stehe die Entscheidung über die
Aufstellung dieser Luftreinhaltepläne im Ermessen der Verwaltungsbehörden. Drittens gehe aus keiner
Rechtsvorschrift hervor, daß bei diesen Plänen die Grenzwerte der Richtlinie zu beachten seien.
[23] Die Bundesrepublik Deutschland macht geltend, die in der Richtlinie vorgeschriebenen Grenzwerte sei-
en seit 1983 tatsächlich nicht mehr überschritten worden. Smog-Verordnungen seien nur in den Gebieten
vorgesehen, in denen eine Luftverunreinigung auftreten könne. Es sei reiner Formalismus, Vorbeugemaßnah-
men in Gebieten vorzuschreiben, in denen keine Überschreitung der in der Richtlinie vorgeschriebenen
Grenzwerte drohe. Die Verwaltungsbehörden hätten bei der Entscheidung über die Durchführung von Luft-
reinhalteplänen keinen Ermessensspielraum, wenn konkrete Gefahren sich deutlich abzeichneten. Seit dem
1. September 1990 seien bei diesen Plänen die Grenzwerte der Richtlinie zu beachten.
[24] Zunächst ist darauf hinzuweisen, daß die Übereinstimmung einer Praxis mit den Schutzgeboten einer
Richtlinie kein Grund dafür sein kann, diese Richtlinie nicht in der innerstaatlichen Rechtsordnung durch
Bestimmungen umzusetzen, die so bestimmt, klar und transparent sind, daß der einzelne wissen kann, wel-
che Rechte und Pflichten er hat. Wie der Gerichtshof [...] entschieden hat, müssen die Mitgliedstaaten, um
die volle Anwendung der Richtlinien in rechtlicher und nicht nur in tatsächlicher Hinsicht zu gewährleisten,
einen eindeutigen gesetzlichen Rahmen auf dem betreffenden Gebiet bereitstellen.
[25] Das Vorbringen der Bundesrepublik Deutschland, daß in der Praxis kein Fall eines Verstoßes gegen die
Richtlinie verzeichnet worden sei, ist daher unerheblich.
[26] Es ist somit zu prüfen, ob die von der Bundesrepublik Deutschland angeführten Bestimmungen eine
ordnungsgemäße Durchführung der Richtlinie gewährleisten.
[27] Nach § 44 BImSchG haben die nach Landesrecht zuständigen Behörden in bestimmten Belastungsge-
bieten Art und Umfang bestimmter Luftverunreinigungen in der Atmosphäre, die schädliche Umwelteinwir-
kungen hervorrufen können, fortlaufend festzustellen. Zeigen diese Feststellungen, daß im gesamten Belas-
tungsgebiet oder Teilen des Gebietes schädliche Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigungen auftreten
oder zu erwarten sind, so sollen diese zuständigen Behörden für dieses Gebiet einen Luftreinhalteplan auf-
stellen (§ 47 in seiner bei Klageerhebung geltenden Fassung).
[28] Artikel 3 Absatz 1 der Richtlinie schreibt vor, daß die Mitgliedstaaten Maßnahmen zu treffen haben,
damit die Konzentrationen von Schwefeldioxid und Schwebestaub in der Atmosphäre nicht über den Grenz-
werten liegen.
[29] Hierzu ist festzustellen, daß die zuständigen Behörden der Länder Luftreinhaltepläne nur dann aufstel-
len sollen, wenn sie schädliche Umwelteinwirkungen feststellen. Wie oben ausgeführt, ist aber im BImSchG
der Schwellenwert, von dem an Umwelteinwirkungen als schädlich anzusehen sind, nicht festgelegt. Die TA
Luft ihrerseits begründet Verpflichtungen der Verwaltungsbehörden nur bei ganz bestimmten Maßnahmen
und in bezug auf bestimmte Anlagen. Es gibt daher keine allgemeinen und zwingenden Vorschriften, auf-
grund deren die Verwaltungsbehörden verpflichtet wären, in sämtlichen Fällen Maßnahmen zu ergreifen, in
denen die Gefahr besteht, daß die Grenzwerte der Richtlinie überschritten werden.
[30] Artikel 3 der Richtlinie ist folglich in der innerstaatlichen Rechtsordnung nicht so umgesetzt worden,
daß er alle denkbaren Fälle erfaßt, und die nationale Regelung hat nicht den zwingenden Charakter, der not-
wendig ist, um dem Erfordernis der Rechtssicherheit zu genügen.
[31] Der Umstand, daß die deutschen Rechtsvorschriften nach Klageerhebung geändert worden sind, kann
an dieser Beurteilung nichts ändern. Es ist nämlich ständige Rechtsprechung, daß der Streitgegenstand bei
einer Klage nach Artikel 169 EWG-Vertrag durch die mit Gründen versehene Stellungnahme der Kommissi-
on bestimmt wird und daß für die Klage auch dann, wenn der darin gerügte Mangel nach Ablauf der gemäß
Artikel 169 Absatz 2 gesetzten Frist behoben wird, noch ein Rechtsschutzinteresse insoweit gegeben ist, als
die Grundlage für eine Haftung geschaffen wird, die einen Mitgliedstaat wegen seiner Pflichtverletzung
möglicherweise gegenüber anderen Mitgliedstaaten, der Gemeinschaft oder einzelnen trifft. [...]

Richtlinienkonforme Auslegung nationalen Rechts16

(12) EuGH, Rs. 14/83, von Colson und Kamann (Sabine von Colson und Elisabeth Kamann gegen Land
Nordrhein-Westfalen), Urteil vom 10. April 1984; Slg. 1984, S. 1891

Thema: Wirksame Umsetzung von Richtlinien
Rechts- und Verständnisfragen:
1) Gibt es im Unionsrecht ein Verbot der Diskriminierung aufgrund des Geschlechts beim Zugang zur Be-

schäftigung? (Rn. 8 ff.)
2) Richtet sich das Verbot nur gegen Diskriminierung durch staatliche Arbeitgeber oder auch gegen Priva-

te?
3) In welcher Weise haben die Mitgliedstaaten gemäß Art. 288 III AEUV Richtlinien umzusetzen?

(Rn. 15 ff.)
4) Welche Sanktionen verlangt das Gebot der hinreichend wirksamen Umsetzung von Richtlinien bei Ver-

letzungen des Gleichberechtigungsgrundsatzes? (Rn. 18)

3.

16 Siehe dazu auch Rs. C-106/89, Marleasing, s.u. S. 18.
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5) Wie muss eine Entschädigung wegen Verletzung des Diskriminierungsverbots beim Zugang zur Be-
schäftigung beschaffen sein? (Rn. 28)

6) Was haben die nationalen Gerichte bei der Bemessung einer Entschädigung zu berücksichtigen?
(Rn. 11, 28)

Sachverhalt und Verfahren:
Frau von Colson und Frau Kamann bewarben sich 1982 um Sozialarbeiterstellen in der JVA Werl. Sie wur-
den mit der Begründung abgewiesen, in der JVA seien nur Männer untergebracht, daher müsse auch die Be-
treuung durch männliches Personal erfolgen. Die beiden erhoben daraufhin vor dem ArbG Hamm Klage auf
Feststellung, dass sie allein wegen ihres Geschlechts nicht eingestellt worden sind. Weiterhin beantragten
sie, das beklagte Land Nordrhein-Westfalen zu verurteilen, ihnen einen Arbeitsvertrag in der JVA anzubie-
ten, hilfsweise, ihnen Schadensersatz in Höhe von sechs Monatsgehältern zu zahlen. Hilfsweise begehrte von
Colson die Erstattung der für die Bewerbung entstandenen Fahrtkosten in Höhe von 7,20 DM.
Das ArbG Hamm stellte fest, dass die Bewerberinnen tatsächlich ausschließlich wegen ihres Geschlechts ab-
gewiesen und die Stellen an zwei weniger qualifizierte Männer vergeben worden sind. Da jedoch nach
§ 611 a II BGB (in der damals geltenden Fassung) in einem solchen Fall nur der Vertrauensschaden ersetzt
werden könne, sah sich das ArbG nicht in der Lage, den beantragten Schadensersatz über die entstandenen
Kosten von 7,20 DM hinaus zuzusprechen. § 611 a BGB war zur Ausführung der RL 76/207 zur Verwirk-
lichung des Grundsatzes der Gleichbehandlung von Männern und Frauen hinsichtlich des Zugangs zur Be-
schäftigung, zur Berufsbildung und zum beruflichen Aufstieg sowie in Bezug auf die Arbeitsbedingungen
(ABl. 1976 L 39, S. 40) in das BGB aufgenommen worden
Das ArbG, welches das Verfahren dem EuGH vorlegte, und die Klägerinnen des Ausgangsverfahrens waren
der Auffassung, dass die RL eine wirkungsvollere Umsetzung durch die Mitgliedstaaten verlange. Die wirk-
samste Sanktion sei der Anspruch der abgewiesenen Bewerberin auf Abschluss eines Arbeitsvertrages. Der
bloße Ersatz des Vertrauensschadens sei dagegen keine hinreichende Sanktion.

Aus den Schlussanträgen der Generalanwältin Simone Rozès:17

[30] II – Erlegt das Gemeinschaftsrecht den Mitgliedstaaten besondere Verpflichtungen bei der Verwirk-
lichung von Richtlinien auf? [...]
[32] [...]Die Wirksamkeit [eines von den Mitgliedstaaten zu verwirklichenden Richtliniengrundsatzes] hängt
nämlich auch gerade von der Sanktion seiner eventuellen Verletzung ab. Wenn die Richtlinie hierzu schweigt
und es somit den nationalen Behörden überläßt, für den Erlaß der notwendigen Maßnahmen zu sorgen, kann
man die allgemeinen Verpflichtungen jedoch nicht unberücksichtigt lassen, die jenen bei der Durchführung
jeder Gemeinschaftsregelung auferlegt sind. Artikel 5 des Vertrages bestimmt insoweit folgendes: »Die Mit-
gliedstaaten treffen alle geeigneten Maßnahmen allgemeiner oder besonderer Art zur Erfüllung der Ver-
pflichtungen, die sich aus diesem Vertrag oder aus Handlungen der Organe der Gemeinschaft ergeben.« [...]
[45] [Dies gilt insbesondere,] wenn die nationalen Sanktionen dazu dienen, die Einhaltung eines fundamen-
talen Grundsatzes des Vertrages zu gewährleisten, zum Beispiel die Einhaltung des Grundsatzes der Gleich-
behandlung von Männern und Frauen. Um die Erfüllung der Verpflichtung aus dem Vertrag, die in Artikel 2
der Richtlinie 76/207 wiederholt wird, entsprechend dem allgemeinen Erfordernis nach Artikel 5 Absatz 1
des Vertrages sicherstellen zu können, müssen die Sanktionen wirksam, das heißt abschreckend, sein: An-
dernfalls wird die doppelte Zielsetzung des Artikels 119, nämlich die wirtschaftliche und die soziale, unter-
laufen, da die Unternehmen ohne Gefahr das gemeinschaftsrechtliche Gebot übertreten könnten und die Ar-
beitnehmerinnen ohne den Schutz wären, auf den sie nach dem Vertrag Anspruch haben. [...]
[52] Die ungenügende Wirkung des Schadensersatzes durch seine Beschränkung auf den Vertrauensschaden
wird schließlich deutlich, wenn man die gerade angeführten Erfordernisse auf § 611 a Absatz 2 BGB anwen-
det. In der mündlichen Verhandlung wurde der Bevollmächtigte der deutschen Regierung nämlich zu der
Klarstellung veranlaßt, daß Verstöße, die einer Diskriminierung beim Zugang zur Beschäftigung aufgrund
des Geschlechts vergleichbar sind, wie etwa Diskriminierung aufgrund der Rasse oder der Religion oder
auch die Täuschung oder Bestechung hinsichtlich der Beschäftigung, mit strafrechtlichen und auch zivil-
rechtlichen Sanktionen belegt sind, wobei die letzteren auf Naturalrestitution oder, falls dies nicht möglich
ist, auf Zahlung eines bedeutenden Schadensersatzes zielen. Ein auf die Bewerbungskosten der diskriminier-
ten Bewerberin beschränkter Schadensersatzbetrag kann daher nicht die Beachtung eines so fundamentalen,
im übrigen auch im Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland verankerten Grundsatzes wie die Gleich-
behandlung männlicher und weiblicher Arbeitnehmer sicherstellen, da vergleichbare Verstöße mit Sanktio-
nen belegt sind, die abschreckender und der Schwere der Tat angemessen sind.

Aus den Entscheidungsgründen:
a) Zur ersten Frage
[8] Die erste Frage des nationalen Gerichts geht im wesentlichen dahin, ob die Richtlinie 76/207 vorschreibt,
als Sanktion für eine wegen des Geschlechts erfolgten Diskriminierung beim Zugang zur Beschäftigung den

17 Rn. von den Verf.; die wiedergegebene Passage beginnt auf S. 1915; vom Abdruck der Fn. wurde
abgesehen.
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Arbeitgeber, der Urheber der Diskriminierung ist, zum Abschluß eines Arbeitsvertrags mit dem diskriminier-
ten Bewerber zu verpflichten. [...]
[15] Nach Artikel 189 Absatz 3 EWG-Vertrag ist »die Richtlinie [...] für jeden Mitgliedstaat, an den sie ge-
richtet wird, hinsichtlich des zu erreichenden Ziels verbindlich, überläßt jedoch den innerstaatlichen Stellen
die Wahl der Form und der Mittel«. Zwar beläßt diese Bestimmung den Mitgliedstaaten die Freiheit bei der
Wahl der Mittel und Wege zur Durchführung der Richtlinie, doch läßt diese Freiheit die Verpflichtung der
einzelnen Mitgliedstaaten unberührt, im Rahmen ihrer nationalen Rechtsordnung alle erforderlichen Maß-
nahmen zu ergreifen, um die vollständige Wirksamkeit der Richtlinie entsprechend ihrer Zielsetzung zu ge-
währleisten.
[16] Folglich ist zu prüfen, ob die Richtlinie 76/207 die Mitgliedstaaten verpflichtet, für Verstöße gegen den
Grundsatz der Gleichbehandlung beim Zugang zur Beschäftigung bestimmte Rechtsfolgen oder Sanktionen
vorzusehen.
[17] Die Richtlinie hat zum Ziel, in den Mitgliedstaaten den Grundsatz der Gleichbehandlung von Männern
und Frauen insbesondere dadurch zu verwirklichen, daß den Arbeitnehmern beiderlei Geschlechts tatsächli-
che Chancengleichheit beim Zugang zur Beschäftigung gewährleistet wird. Zu diesem Zweck definiert Arti-
kel 2 den Grundsatz der Gleichbehandlung und seine Grenzen, während Artikel 3 Absatz 1 dessen Tragweite
speziell hinsichtlich des Zugangs zur Beschäftigung präzisiert. Nach Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe a treffen
die Mitgliedstaaten die notwendigen Maßnahmen, um sicherzustellen, daß die Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften beseitigt werden, die mit dem Grundsatz der Gleichbehandlung unvereinbar sind.
[18] Artikel 6 verpflichtet die Mitgliedstaaten zum Erlaß der innerstaatlichen Rechtsvorschriften, die not-
wendig sind, damit jeder, der sich durch eine Diskriminierung für beschwert hält, »seine Rechte gerichtlich
geltend machen kann«. Aus dieser Bestimmung folgt, daß die Mitgliedstaaten verpflichtet sind, Maßnahmen
zu ergreifen, die hinreichend wirksam sind, um das Ziel der Richtlinie zu erreichen, und dafür Sorge zu tra-
gen, daß die Betroffenen sich vor den nationalen Gerichten tatsächlich auf diese Maßnahmen berufen kön-
nen. Zu solchen Maßnahmen könnten zum Beispiel Vorschriften gehören, die den Arbeitgeber zur Einstel-
lung des diskriminierten Bewerbers verpflichten oder eine angemessene finanzielle Entschädigung gewähren
und die gegebenenfalls durch eine Bußgeldregelung verstärkt werden. Allerdings schreibt die Richtlinie kei-
ne bestimmte Sanktion vor, sondern beläßt den Mitgliedstaaten die Freiheit der Wahl unter den verschiede-
nen, zur Verwirklichung ihrer Zielsetzung geeigneten Lösungen. [...]

c) Zur fünften und sechsten Frage
[21] Mit seiner fünften Frage möchte das nationale Gericht vom Gerichtshof im wesentlichen wissen, ob der
Richtlinie für Fälle der Diskriminierung eine andere Sanktion als der Anspruch auf Abschluß eines Arbeits-
vertrags entnommen werden kann. Die sechste Frage geht dahin, ob sich verletzte Personen vor nationalen
Gerichten auf die Richtlinie entsprechend der Auslegung, die ihr gegeben werden muß, berufen können.
[22] In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, daß wirkliche Chancengleichheit nicht ohne eine ge-
eignete Sanktionsregelung erreicht werden kann. Diese Folgerung ergibt sich nicht nur aus der Zielsetzung
der Richtlinie selbst, sondern insbesondere aus ihrem Artikel 6, der dadurch, daß er den Bewerbern um einen
Arbeitsplatz, die diskriminiert worden sind, ein Klagerecht einräumt, anerkennt, daß ihnen Rechte zustehen,
die sie vor Gericht geltend machen können.
[23] Auch wenn eine vollständige Durchführung der Richtlinie nicht – wie in der Antwort auf die erste Frage
festgestellt – eine bestimmte Sanktion für Verstöße gegen das Diskriminierungsverbot erfordert, so setzt sie
doch voraus, daß diese Sanktion geeignet ist, einen tatsächlichen und wirksamen Rechtsschutz zu gewähr-
leisten. Sie muß ferner eine wirklich abschreckende Wirkung gegenüber dem Arbeitgeber haben. Entscheidet
sich der Mitgliedstaat dafür, als Sanktion für den Verstoß gegen das Diskriminierungsverbot eine Entschädi-
gung zu gewähren, so muß diese deshalb jedenfalls in einem angemessenen Verhältnis zum erlittenen Scha-
den stehen.
[24] Folglich würde eine nationale Rechtsvorschrift, die die Schadensersatzansprüche von Personen, die Op-
fer einer Diskriminierung beim Zugang zur Beschäftigung wurden, auf eine rein symbolische Entschädigung
wie etwa die Erstattung ihrer Bewerbungskosten beschränkt, den Erfordernissen einer wirksamen Umset-
zung der Richtlinie nicht gerecht. [...]
[26] Allerdings ist klarzustellen, daß die sich aus einer Richtlinie ergebende Verpflichtung der Mitgliedstaa-
ten, das in dieser vorgesehene Ziel zu erreichen, sowie die Pflicht der Mitgliedstaaten gemäß Artikel 5
EWG-Vertrag, alle zur Erfüllung dieser Verpflichtung geeigneten Maßnahmen allgemeiner oder besonderer
Art zu treffen, allen Trägern öffentlicher Gewalt in den Mitgliedstaaten obliegen, und zwar im Rahmen ihrer
Zuständigkeiten auch den Gerichten. Daraus folgt, daß das nationale Gericht bei der Anwendung des natio-
nalen Rechts, insbesondere auch der Vorschriften eines speziell zur Durchführung der Richtlinie 76/207 er-
lassenen Gesetzes, dieses nationale Recht im Lichte des Wortlauts und des Zwecks der Richtlinie auszulegen
hat, um das in Artikel 189 Absatz 3 genannte Ziel zu erreichen.
[27] Dagegen begründet die Richtlinie, wie sich aus den vorangegangenen Erwägungen ergibt, hinsichtlich
der Sanktionen für eine etwaige Diskriminierung keine unbedingte und hinreichend bestimmte Verpflich-
tung, auf die sich ein einzelner mangels rechtzeitig erlassener Durchführungsmaßnahmen berufen könnte,
um aufgrund der Richtlinie eine bestimmte Wiedergutmachung zu erlangen, wenn eine solche Rechtsfolge
nach den nationalen Rechtsvorschriften nicht vorgesehen oder zugelassen ist.
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[28] Es muß aber dem nationalen Gericht gegenüber betont werden, daß die Richtlinie 76/207 es zwar den
Mitgliedstaaten überläßt, die Sanktion für einen Verstoß gegen das Diskriminierungsverbot unter den ver-
schiedenen Möglichkeiten auszuwählen, die zur Verwirklichung des Ziels der Richtlinie geeignet sind; ent-
scheidet sich ein Mitgliedstaat jedoch dafür, als Sanktion für einen Verstoß gegen dieses Verbot eine Ent-
schädigung zu gewähren, so muß diese jedenfalls, damit ihre Wirksamkeit und ihre abschreckende Wirkung
gewährleistet sind, in einem angemessenen Verhältnis zu dem erlittenen Schaden stehen und somit über
einen rein symbolischen Schadensersatz wie etwa die bloße Erstattung der Bewerbungskosten hinausgehen.
Es ist Sache des nationalen Gerichts, das zur Durchführung der Richtlinie erlassene Gesetz unter voller Aus-
schöpfung des Beurteilungsspielraums, den ihm das nationale Recht einräumt, in Übereinstimmung mit den
Anforderungen des Gemeinschaftsrechts auszulegen und anzuwenden.

(13) BGH, Quelle VIII ZR 200/05, Urteil vom 26. November 2008; NJW 2009, S. 427

Thema: Richtlinienkonforme Auslegung nationalen Rechts durch Rechtsfortbildung mittels teleologischer
Reduktion

Rechts- und Verständnisfragen:
1) Warum ist eine einschränkende richtlinienkonforme Gesetzesauslegung im vorliegenden Fall nicht mög-

lich? (Rn. 20)
2) Was verlangt der unionsrechtliche Grundsatz der richtlinienkonformen Auslegung von den nationalen

Gerichten und wann sind die Grenzen richtlinienkonformer Auslegung erreicht? (Rn. 21)
3) Was sind die Voraussetzungen einer richtlinienkonformen Rechtsfortbildung kraft teleologischer Reduk-

tion und warum liegen diese im vorliegenden Fall vor? (Rn. 22 f.)
4) Ist die vorgenommene Rechtsfortbildung mit deutschen Verfassungsprinzipien vereinbar? (Rn. 30 f.)
5) Was unterscheidet die vom BGH vorgenommene richtlinienkonforme Rechtsfortbildung von der unmit-

telbaren Anwendbarkeit der Richtlinie? (Rn. 34, 35)

Sachverhalt und Verfahren:
Der vorliegende Sachverhalt bezieht sich auf die im deutschen Schrifttum lange Zeit umstrittene Frage der
Nutzungsentschädigung nach § 439 Abs. 4 BGB im Verbrauchsgüterkauf: Im Sommer 2002 bestellte die
Käuferin B für ihren privaten Gebrauch bei dem deutschen Versandhandelsunternehmen Quelle (Beklagte)
einen Herd. Die Ware wurde im August 2002 geliefert. Im Januar 2004 stellte die B einen Mangel an dem
Herd fest. Da eine Reparatur des Gerätes nicht möglich war, tauschte die Beklagte den Backofen vereinba-
rungsgemäß noch im Januar 2004 aus. Das ursprünglich gelieferte Gerät gab die B an die Beklagte zurück.
Für dessen Nutzung verlangte die Beklagte eine Vergütung nebst Zinsen aus § 439 Abs. 4 BGB i.V.m. § 346
Abs. 1, Abs. 2 Satz 1 Nr. 1, § 100 BGB, die die B an die Beklagte zahlte. Kraft Ermächtigung durch die B
verlangte der Kläger (ein Verbraucherverband) Rückzahlung der Vergütung nebst Zinsen. Das LG Nürnberg
Fürth hatte dem Zahlungsantrag der Beklagten stattgegeben. Das OLG Nürnberg war in der Berufung hinge-
gen der Auffassung, dass die Zahlung einer Nutzungsentschädigung ohne Rechtsgrund erfolgte, und nach
§ 812 I BGB zurückgefordert werden könne. Aus der Verweisung des § 439 IV BGB auf § 346 I BGB könne
die Beklagte keinen Anspruch auf Nutzungsentschädigung geltend machen. Die Beklagte legte Revision
beim BGH ein. Der BGH stellte dem EuGH in der Revision die Vorlagenfrage, ob ein Anspruch auf Nut-
zungsentschädigung mit Art. 3 der Verbrauchgüterkaufrichtlinie (RL 1999/44/EG, ABl. L 171/12) vereinbar
sei. Der EuGH beantwortete die Vorlagenfrage dahingehend, dass Art. 3 der Richtlinie „einer Nationalen Re-
gelung entgegensteht, die dem Verkäufer, wenn er ein vertragswidriges Verbrauchsgut geliefert hat, gestattet,
vom Verbraucher Wertersatz für die Nutzung des vertragswidrigen Verbrauchsguts bis zu dessen Austausch
durch ein neues Verbrauchsgut zu verlangen“ (EuGH, Rs. C-404/06,Quelle, Slg. 2008, I-02685). Da das
deutsche Recht seinem Wortlaut nach in den §§ 439 Abs. 4, 346 BGB einen Anspruch auf Nutzungsentschä-
digung für die Beklagte vorsah, musste der BGH aufgrund des Gebots der richtlinienkonformen Auslegung,
die entsprechenden Vorschriften, im Falle von Verbrauchgüterkäufen nach § 474 Abs. 1 BGB, an die Vorga-
ben der Richtlinie und des EuGH anpassen.

Aus den Entscheidungsgründen:
[20] a) Allerdings lässt sich dieses Gebot richtlinienkonformer Auslegung im vorliegenden Fall nicht im We-
ge einer (einschränkenden) Gesetzesauslegung im engeren Sinne umsetzen, also einer Rechtsfindung inner-
halb des Gesetzeswortlauts […], deren Grenze durch den möglichen Wortsinn gebildet wird […]. Dem steht
der eindeutige Wortlaut des Gesetzes entgegen, weil § 439 Abs. 4 BGB für den Fall der Ersatzlieferung un-
eingeschränkt auf die §§ 346 bis 348 BGB Bezug nimmt. Es sind keine Anhaltspunkte dafür ersichtlich, dass
dadurch allein die Rückgabe der mangelhaften Sache selbst geregelt und nicht dem Verkäufer auch ein An-
spruch auf Herausgabe der vom Käufer gezogenen Nutzungen zugebilligt werden soll. Denn dann wäre zu-
mindest die Verweisung auf § 347 BGB sinnlos, weil diese Vorschrift ausschließlich die Frage der Nutzun-
gen (und Verwendungen) regelt […].
[21] b) Der von der Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europäischen Gemeinschaften geprägte Grundsatz
der richtlinienkonformen Auslegung verlangt von den nationalen Gerichten aber mehr als bloße Auslegung
im engeren Sinne. Der Gerichtshof ist bei der Verwendung des Begriffs "Auslegung" nicht von der im deut-
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schen Rechtskreis – anders als in anderen europäischen Rechtsordnungen – üblichen Unterscheidung zwi-
schen Auslegung (im engeren Sinne) und Rechtsfortbildung ausgegangen. Auch die vom Gerichtshof der
Europäischen Gemeinschaften formulierte Einschränkung, nach der die richtlinienkonforme Auslegung nicht
als Grundlage für eine Auslegung des nationalen Rechts contra legem dienen darf (vgl. EuGH, Urteil vom
4. Juli 2006 – Rs. C-212/04, Slg. 2006, I S. 6057, Rdnr. 110 – Adeneler (...), s. S. 32), bezieht sich nicht auf
die Wortlautgrenze. Der Begriff des Contra-legem-Judizierens ist vielmehr funktionell zu verstehen; er be-
zeichnet den Bereich, in dem eine richterliche Rechtsfindung nach nationalen Methoden unzulässig ist […].
Der Grundsatz der richtlinienkonformen Auslegung fordert deshalb auch, das nationale Recht, wo dies nötig
und möglich ist, richtlinienkonform fortzubilden […]. Daraus folgt hier das Gebot einer richtlinienkonfor-
men Rechtsfortbildung durch teleologische Reduktion (...) des § 439 Abs. 4 BGB auf einen mit Art. 3 der
Richtlinie zu vereinbarenden Inhalt.
[22] aa) Eine Rechtsfortbildung im Wege der teleologischen Reduktion setzt eine verdeckte Regelungslücke
im Sinne einer planwidrigen Unvollständigkeit des Gesetzes voraus […]. Diese Voraussetzung ist erfüllt.
[…]
[24] Daraus ergibt sich, dass die Absicht des Gesetzgebers einerseits dahin ging, dem Verkäufer für den Fall
der Ersatzlieferung einen Anspruch auf Herausgabe der vom Käufer gezogenen Nutzungen zuzubilligen. An-
dererseits sollte aber – was die weiteren Ausführungen in der Gesetzesbegründung belegen – auch eine Re-
gelung geschaffen werden, die mit der Richtlinie vereinbar ist. Die explizit vertretene Auffassung, dass die
Regelung über den Nutzungsersatz den Anforderungen der Richtlinie genüge, ist jedoch fehlerhaft, wie der
Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften nunmehr mit Bindungswirkung festgestellt hat.
[25] Damit erweist sich das Gesetz als planwidrig unvollständig. Es liegt eine verdeckte Regelungslücke
[…] vor, weil die Verweisung in § 439 Abs. 4 BGB keine Einschränkung für den Anwendungsbereich der
Richtlinie enthält und deshalb mit dieser nicht im Einklang steht. Dass diese Unvollständigkeit des Gesetzes
planwidrig ist, ergibt sich daraus, dass der Gesetzgeber in der Gesetzesbegründung ausdrücklich seine Ab-
sicht bekundet hat, auch und gerade hinsichtlich des Nutzungsersatzes eine richtlinienkonforme Regelung zu
schaffen. Somit steht die konkrete Regelungsabsicht hinsichtlich des Nutzungsersatzes nicht lediglich im
Widerspruch zu einem generellen, allgemein formulierten Umsetzungswillen […]. Vielmehr besteht ein Wi-
derspruch zur konkret geäußerten, von der Annahme der Richtlinienkonformität getragenen Umsetzungsab-
sicht des Gesetzgebers. Deshalb ist auszuschließen, dass der Gesetzgeber § 439 Abs. 4 BGB in gleicher Wei-
se erlassen hätte, wenn ihm bekannt gewesen wäre, dass die Vorschrift nicht im Einklang mit der Richtlinie
steht. Diese Annahme wird dadurch bestätigt, dass der Gesetzgeber nunmehr eine Gesetzesänderung in die
Wege geleitet hat, die der im Streitfall ergangenen Entscheidung des Gerichtshofs der Europäischen Gemein-
schaften Rechnung tragen und eine richtlinienkonforme Umsetzung der Richtlinie gewährleisten soll [...].
Danach soll § 474 Abs. 2 BGB dahingehend neu gefasst werden, dass § 439 Abs. 4 BGB auf einen Ver-
brauchsgüterkauf mit der Maßgabe anzuwenden ist, dass Nutzungen nicht herauszugeben oder durch ihren
Wert zu ersetzen sind.
[26] bb) Die bis zu einer gesetzlichen Neuregelung bestehende verdeckte Regelungslücke ist durch eine ein-
schränkende Anwendung des § 439 Abs. 4 BGB für Fälle des Verbrauchsgüterkaufs (§ 474 Abs. 1 Satz 1
BGB) zu schließen. Die Vorschrift ist in solchen Fällen einschränkend dahingehend anzuwenden, dass die in
Bezug genommenen Vorschriften über den Rücktritt nur für die Rückgewähr der mangelhaften Sache selbst
eingreifen, hingegen nicht zu einem Anspruch des Verkäufers auf Herausgabe der gezogenen Nutzungen
oder auf Wertersatz für die Nutzung der mangelhaften Sache führen […]. Diese Einschränkung ist nach dem
Gebot richtlinienkonformer Rechtsfortbildung erforderlich, weil eine Verpflichtung des Käufers zur Zahlung
von Nutzungsersatz mit Art. 3 der Richtlinie nicht vereinbar ist. Anders lässt sich der dargestellte Wider-
spruch zwischen den gesetzgeberischen Zielen – einerseits Begründung eines Anspruchs auf Nutzungsersatz,
andererseits Richtlinienkonformität –, der eine planwidrige Regelungslücke begründet, im Wege richterli-
cher Rechtsfortbildung nicht lösen. […]
[29] cc) Die teleologische Reduktion führt nicht zur faktischen Derogation des § 439 Abs. 4 BGB, denn die
Regelung bleibt in Fällen des Verbrauchsgüterkaufs hinsichtlich der Verweisung auf die Rücktrittsvorschrif-
ten über die Rückgewähr der mangelhaften Sache und in den übrigen Fällen insgesamt anwendbar. Es bedarf
deshalb keiner Erörterung, ob im Rahmen einer gemeinschafts-rechtskonformen Rechtsfortbildung auch die
vollständige Nichtanwendung einer Norm gerechtfertigt sein kann […].
[30] dd) Die Rechtsfortbildung verletzt (...) auch nicht die Bindung der Gerichte an Recht und Gesetz
(Art. 20 Abs. 3 GG). Nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts ist die Befugnis der Gerichte
zur Fortbildung des Rechts anerkannt; aus dem in Art. 20 Abs. 3 GG angeordneten Vorrang des Gesetzes
folgt kein Verbot für die Gerichte, vorhandene Lücken im Wege richterlicher Rechtsfortbildung zu schließen
(BVerfGE 82, 6, 11 f.; 111, 54, 82, jeweils m.w.N.).
[31] Zwar dürfen die Gerichte eine eindeutige Entscheidung des Gesetzgebers nicht aufgrund eigener rechts-
politischer Vorstellungen verändern. Durch die hier vorgenommene Rechtsfortbildung wird jedoch der er-
kennbare Wille des Gesetzgebers nicht beiseite geschoben. Vielmehr wird aus der in der Gesetzesbegrün-
dung niedergelegten Regelungsabsicht des Gesetzgebers entnommen, dass eine Lücke besteht und in wel-
cher Weise sie geschlossen werden soll [...]. Denn aus den Gesetzesmaterialen ist – wie bereits dargelegt –
die konkrete Absicht des Gesetzgebers erkennbar, eine richtlinien-konforme Regelung zu schaffen. Somit
liegt eine der richtlinienkonformen teleologischen Reduktion des § 439 Abs. 4 BGB entgegenstehende Wer-
tungsentscheidung des Gesetzgebers nicht vor […].
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[32] ee) Der Gesichtspunkt der Rechtssicherheit spricht ebenfalls […] nicht gegen die richtlinienkonforme
Rechtsfortbildung.
[33] Das rechtsstaatliche Prinzip der Rechtssicherheit (Art. 20 Abs. 3 GG) bedeutet in erster Linie Vertrau-
ensschutz für den Bürger. Durfte die betroffene Partei mit der Fortgeltung der bisherigen Rechtslage rechnen
und verdient dieses Interesse bei einer Abwägung mit den Belangen des Vertragspartners und den Anliegen
der Allgemeinheit den Vorzug, liegt ein Eingriff in rechtlich geschützte Positionen vor [...]. Das ist hier
schon deshalb nicht der Fall, weil die teleologische Reduktion des § 439 Abs. 4 BGB sich im Rahmen vor-
hersehbarer Entwicklung hält. Eine uneingeschränkte Anwendung der Vorschrift konnte nicht als gesichert
angesehen werden, weil § 439 Abs. 4 BGB von Anfang an in hohem Maße umstritten war […] und auch die
Richtlinienkonformität der Vorschrift von zahlreichen Stimmen im Schrifttum verneint wurde […].
[34] ff) Der richtlinienkonformen Rechtsfortbildung lässt sich schließlich nicht entgegenhalten, sie laufe auf
eine horizontale Direktwirkung der Richtlinie hinaus, die dieser nicht zukomme […].
[35] Allerdings kann nach ständiger Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europäischen Gemeinschaften
auch eine klare, genaue und unbedingte Richtlinienbestimmung, mit der dem Einzelnen Rechte gewährt oder
Verpflichtungen auferlegt werden sollen, im Rahmen eines Rechtsstreits, in dem sich ausschließlich Private
gegenüberstehen, nicht als solche Anwendung finden (EuGH, Rs. 152/84, Slg. 1986, S. 723, Rdnr. 48 – Mar-
shall/Southampton and South-West Hampshire Area Health Authority; Urteil vom 5. Oktober 2004, aaO,
Rdnr. 108 f. – Pfeiffer u. a./ Deutsches Rotes Kreuz, Kreisverband Waldshut e.V., s. S. 32) (...). Um eine
unmittelbare Anwendung der Richtlinie geht es hier jedoch nicht, auch nicht in Form einer (lediglich) negati-
ven Anwendung der Richtlinie im Verhältnis zwischen Privaten (...). Der Senat beschränkt sich vielmehr auf
eine richtlinienkonforme Rechtsfortbildung im Wege der teleologischen Reduktion, die – wie ausgeführt –
im Rahmen des vom nationalen Recht eingeräumten Beurteilungsspielraums möglich und notwendig ist.

(14) EuGH, Rs. C-115/09, Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (Bund für Umwelt und Na-
turschutz Deutschland, Landesverband Nordrhein-Westfalen e.V. gegen Bezirksregierung Arnsberg), Urteil
vom 12. Mai 2011; Slg. 2011 S. I-03673

Thema: Richtlinienkonforme Auslegung und Rüge-/Klagerecht von Umweltorganisationen im Rahmen der
Umweltverträglichkeitsprüfung

Rechts- und Verständnisfragen:
1) Welche Vorgaben stellt Art. 10 a der Richtlinie 85/33/EWG an das Klagerecht für Umweltorganisationen

in den Mitgliedstaaten? (Rn. 37 – 42)
2) Was für Grundsätze müssen die Mitgliedstaaten bei der Umsetzung dieser Vorgaben beachten? (Rn. 43)
3) Warum verstößt das deutsche nationale Verfahrensrecht gegen diese Grundsätze? (Rn. 44 ff.)

Sachverhalt und Verfahren:
Das Vorabentscheidungsverfahren betrifft die Auslegung der RL 85/337/EWG über die Umweltverträglich-
keitsprüfung bei bestimmten öffentlichen und privaten Projekten (ABl. 1985 L 175/40, zuletzt geändert
durch RL 2003/35, ABl. 2003 L 156/17) welche das Unionsrecht an die Vorgaben des Übereinkommens von
Aarhus (ABl. 2005 L 125/1) anpassen sollte. Das Übereinkommen sah in Art. 9 vor, dass Mitglieder der be-
troffenen Öffentlichkeit die entweder „ein ausreichendes Interesse haben“ oder alternativ „eine Rechtsverlet-
zung geltend machen, sofern das Verwaltungsprozessrecht“ eines Mitgliedstaates dies als Voraussetzung er-
fordert, Zugang zu umweltverträglichen Überprüfungsverfahren haben sollten. Diese Bestimmung wurde in
der RL in Art. 10 a wortgleich übernommen. Im Rahmen der beabsichtigten Errichtung und des Betriebs ei-
nes Steinkohlekraftwerks in Lünen erteilte die zuständige Bezirksregierung dem Betreiber für die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung eine Teilgenehmigung welche keine rechtlichen Bedenken gegen die Standortwahl
feststellte.
Gegen diese Teilgenehmigung erhob der Bund für Umweltschutz und Naturschutz (Bund) Klage u.a. wegen
Verstoßes gegen Vorschriften zur Umsetzung der Habitatrichtlinie (RL 92/43/EWG, ABl. 1992 L 206/7...).
Das vorlegende Gericht, das OLG für das Land Nordrhein-Westfalen, ging davon aus, dass der Bescheid un-
ter Verstoß von Art. 6 Abs. 3 der Habitatrichtlinie erging, da nicht nachgewiesen werden könne, dass das
Vorhaben zu keiner erheblichen Beeinträchtigung der in der Nähe gelegenen Flora-Fauna-Habitat Gebiete
führen könne. Dies begründete das Gericht damit, dass Umweltorganisationen nach deutschem Recht nicht
die Verletzung wasserrechtlicher und naturschutzrechtlicher Vorgaben rügen bzw. dagegen klagen könnten,
da diese Vorschriften keine Rechte Einzelner i.S.d. § 2 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 5 S. 1 Nr. 1 UmwRG begründen
würden. Das Rügerecht/Klagerecht von Umweltorganisationen entspricht in dieser Hinsicht der allgemeinen
verwaltungsrechtlichen Regelung bei Anfechtungsklagen nach § 42 Abs. 2 und § 113 Abs. 1 S. 1 VwGO wo-
nach eine Klage nur Erfolg hat, wenn der Kläger in seinen eigenen subjektiv-öffentlichen Rechten verletzt
ist. Im Bereich des Immissionsschutzrechts betreffen die einschlägigen Rechtsnormen, wie § 5 Abs. 1 S. 1
Nr. 2 BImSchG, genauso wie die Vorschriften des Wasser- und Naturrechts vorrangig die Allgemeinheit und
nicht den Schutz der Rechtsgüter Einzelner. Diese Beschränkung des Zugangs zu den Gerichten könnte so-
mit gegen die praktische Wirksamkeit der RL 85/337/EWG, insbesondere deren Art. 10 a, verstoßen. Des-
halb hat das OLG das Verfahren ausgesetzt und dem Gerichtshof u.a. die Frage vorgelegt, ob Art. 10 a der
RL 85/377 verlangt, „dass Nichtregierungsorganisationen, die Zugang zu den Gerichten eines Mitgliedstaats
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begehren, dessen Verwaltungsprozessrecht die Geltendmachung einer Rechtsverletzung erfordert, die Verlet-
zung aller für die Zulassung des Vorhabens maßgeblichen Umweltvorschriften geltend machen können, also
auch solcher Vorschriften, die allein den Interesse der Allgemeinheit und nicht zumindest auch dem Schutz
der Rechtsgüter Einzelner zu dienen bestimmt sind?“

Aus den Entscheidungsgründen:
[37] Zunächst ist festzustellen, dass Art. 10 a Abs. 1 der Richtlinie 85/337 bestimmt, dass es möglich sein
muss, Entscheidungen, Handlungen oder Unterlassungen im Sinne dieses Artikels zum Gegenstand eines ge-
richtlichen Überprüfungsverfahrens zu machen, um „die materiell-rechtliche und verfahrensrechtliche Recht-
mäßigkeit … anzufechten“, ohne dass er in irgendeiner Weise die Gründe beschränkt, die zur Stützung eines
entsprechenden Rechtsbehelfs vorgebracht werden können.
[38] In Bezug auf die Voraussetzungen für die Zulässigkeit der Rechtsbehelfe nennt diese Bestimmung zwei
Fälle: Die Zulässigkeit eines Rechtsbehelfs kann von einem „ausreichenden Interesse“ oder davon abhängen,
dass der Rechtsbehelfsführer eine „Rechtsverletzung“ geltend macht, je nachdem, welche dieser Vorausset-
zungen in den nationalen Rechtsvorschriften vorgesehen ist.
[39] Weiter ist in Art. 10 a Abs. 3 Satz 1 der Richtlinie 85/337 festgelegt, dass die Mitgliedstaaten im Ein-
klang mit dem Ziel, der betroffenen Öffentlichkeit „einen weiten Zugang zu Gerichten“ zu gewähren, be-
stimmen müssen, was als Rechtsverletzung gilt.
[40] Hinsichtlich der Rechtsbehelfe von Umweltverbänden bestimmt Art. 10 a Abs. 3 Sätze 2 und 3 der
Richtlinie 85/337 zudem, dass zu diesem Zweck davon auszugehen ist, dass die Verbände über ein ausrei-
chendes Interesse verfügen oder Rechte haben, die verletzt werden können, je nachdem, welche dieser Zu-
lässigkeitsvoraussetzungen in den nationalen Rechtsvorschriften vorgesehen ist.
[41]Diese verschiedenen Bestimmungen sind im Licht und unter Berücksichtigung der Ziele des Überein-
kommens von Aarhus auszulegen, an das, wie dem fünften Erwägungsgrund der Richtlinie 2003/35 zu ent-
nehmen ist, das Unionsrecht ordnungsgemäß angeglichen werden soll.
[42] Daraus folgt, dass Umweltverbände unabhängig davon, welches Kriterium für die Zulässigkeit von
Rechtsbehelfen ein Mitgliedstaat wählt, nach Art. 10 a der Richtlinie 85/337 ein Recht auf Zugang zu einem
Überprüfungsverfahren vor einem Gericht oder einer anderen auf gesetzlicher Grundlage geschaffenen unab-
hängigen und unparteiischen Stelle haben, um die materiell-rechtliche und verfahrensrechtliche Rechtmäßig-
keit von Entscheidungen, Handlungen oder Unterlassungen im Sinne dieses Artikels anzufechten.
[43] Schließlich ist noch zu beachten, dass, wenn es mangels unionsrechtlicher Vorschriften in diesem Be-
reich Aufgabe der innerstaatlichen Rechtsordnung der einzelnen Mitgliedstaaten ist, die zuständigen Gerich-
te zu bestimmen und die Verfahrensmodalitäten der Rechtsbehelfe zu regeln, die den Schutz der dem Bürger
aus dem Unionsrecht erwachsenden Rechte gewährleisten sollen, diese Modalitäten nicht weniger günstig
ausgestaltet sein dürfen als die entsprechender innerstaatlicher Rechtsbehelfe (Äquivalenzgrundsatz) und die
Ausübung der durch die Unionsrechtsordnung verliehenen Rechte nicht praktisch unmöglich machen oder
übermäßig erschweren dürfen (Effektivitätsgrundsatz).
[44] Folglich ist es zwar Sache der Mitgliedstaaten, wenn sie über ein entsprechendes Rechtssystem verfü-
gen, innerhalb der Grenzen des Art. 10 a der Richtlinie 85/337 festzulegen, welches die Rechte sind, deren
Verletzung zu einem Rechtsbehelf in Umweltangelegenheiten führen kann, doch dürfen sie Umweltverbän-
den, die die Voraussetzungen des Art. 1 Abs. 2 der Richtlinie erfüllen, mit dieser Festlegung nicht die Mög-
lichkeit nehmen, die Rolle zu spielen, die ihnen sowohl die Richtlinie 85/337 als auch das Übereinkommen
von Aarhus zuerkennen.
[45] Was Rechtsvorschriften wie die im Ausgangsverfahren fraglichen betrifft, steht es dem nationalen Ge-
setzgeber zwar frei, die Rechte, deren Verletzung ein Einzelner im Rahmen eines gerichtlichen Rechtsbe-
helfs gegen eine Entscheidung, Handlung oder Unterlassung im Sinne von Art. 10 a der Richtlinie 85/337
geltend machen kann, auf subjektiv-öffentliche Rechte zu beschränken, doch kann eine solche Beschränkung
nicht als solche auf Umweltverbände angewandt werden, weil dadurch die Ziele des Art. 10 a Abs. 3 Satz 3
der Richtlinie 85/337 missachtet würden.
[46] Obgleich es nämlich, wie aus dieser Bestimmung hervorgeht, den Umweltverbänden möglich sein
muss, dieselben Rechte geltend zu machen wie ein Einzelner, widerspräche es zum einen dem Ziel, der be-
troffenen Öffentlichkeit „einen weiten Zugang zu Gerichten“ zu gewähren, und zum anderen dem Effektivi-
tätsgrundsatz, wenn die betreffenden Verbände nicht auch eine Verletzung von aus dem Umweltrecht der
Union hervorgegangenen Rechtsvorschriften geltend machen können, nur weil Letztere Interessen der Allge-
meinheit schützen. Denn wie der Ausgangsrechtsstreit zeigt, nähme dies den Umweltverbänden weitgehend
die Möglichkeit, die Beachtung der aus dem Unionsrecht hervorgegangenen Rechtsvorschriften überprüfen
zu lassen, die in den meisten Fällen auf das allgemeine Interesse und nicht auf den alleinigen Schutz der
Rechtsgüter Einzelner gerichtet sind.
[47] Daraus folgt in erster Linie, dass der Begriff „Rechtsverletzung“ nicht an Voraussetzungen geknüpft
sein kann, die nur andere natürliche oder juristische Personen erfüllen können, wie z. B. die Voraussetzung,
dass der Betreffende ein mehr oder weniger enger Nachbar einer Anlage ist oder auf die eine oder andere
Weise den Auswirkungen des Betriebs der Anlage ausgesetzt ist.
[48] Allgemeiner folgt daraus, dass Art. 10 a Abs. 3 Satz 3 der Richtlinie 85/337 in dem Sinne zu verstehen
ist, dass zu den „Rechten, die verletzt werden können“, als deren Träger die Umweltverbände gelten, zwin-
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gend die nationalen Rechtsvorschriften, die die Rechtsvorschriften der Union im Bereich der Umwelt umset-
zen, sowie die unmittelbar anwendbaren Vorschriften des Umweltrechts der Union gehören müssen.
[49] Um dem vorlegenden Gericht eine möglichst nützliche Antwort zu geben, ist demnach festzustellen,
dass es einem Umweltverband möglich sein muss, gegen die angefochtene Entscheidung vorzubringen, dass
die aus Art. 6 der Habitatrichtlinie hervorgegangenen nationalen Rechtsvorschriften verletzt seien.

Vorwirkung von Richtlinien

* Rs. C-129/96, Inter-Environnement (Inter-Environnement Wallonie ASBL gegen Wallonie), Urteil vom
18. Dezember 1997; Slg. 1997, S. I-7411
In diesem Verfahren argumentierte die Klägerin, dass Mitgliedstaaten nach Inkrafttreten einer Richtlinie trotz
noch laufender Umsetzungsfrist nicht mehr berechtigt seien, Maßnahmen zu ergreifen, die dieser Richtlinie
widersprechen.

Aus den Entscheidungsgründen:
[40] Zunächst ist die Pflicht eines Mitgliedstaats, alle zur Erreichung des durch eine Richtlinie vorgeschrie-
benen Zieles erforderlichen Maßnahmen zu treffen, eine durch Artikel 189 Absatz 3 des Vertrages und durch
die Richtlinie selbst auferlegte zwingende Pflicht (vgl. Urteile... vom 26. Februar 1986 in der Rechtssache
152/84, Marshall, Slg. 1986, 723, Randnr. 48 [Fall 8]). Diese Pflicht, alle allgemeinen oder besonderen Maß-
nahmen zu treffen, obliegt allen Trägern öffentlicher Gewalt in den Mitgliedstaaten einschließlich der Ge-
richte im Rahmen ihrer Zuständigkeiten (vgl. Urteil vom 13. November 1990 in der Rechtssache C-106/89,
Marleasing, Slg. 1990, I-4135, Randnr. 8 [s.u. S. 18], ....
[41] Sodann werden nach Artikel 191 Absatz 2 EWG-Vertrag, der auf den im Ausgangsverfahren maßgeben-
den Zeitraum Anwendung findet, die »Richtlinien und Entscheidungen«... denjenigen, für die sie bestimmt
sind, bekanntgegeben und werden durch diese Bekanntgabe wirksam«. Aus dieser Vorschrift ergibt sich, daß
eine Richtlinie gegenüber dem Mitgliedstaat, an den sie gerichtet ist, schon vom Zeitpunkt ihrer Bekanntga-
be an Rechtswirkungen entfaltet.
[42] Im vorliegenden Fall ist in der Richtlinie 91/156 entsprechend einer gängigen Praxis eine Frist festge-
legt, bei deren Ablauf die Rechts- und Verwaltungsvorschriften, die erforderlich sind, um der Richtlinie
nachzukommen, in den Mitgliedstaaten in Kraft getreten sein müssen.
[43] Da diese Frist den Mitgliedstaaten insbesondere die für den Erlaß der Umsetzungsmaßnahmen erforder-
liche Zeit geben soll, kann ihnen kein Vorwurf gemacht werden, wenn sie die Richtlinie nicht vor Ablauf
dieser Frist in ihre Rechtsordnung umsetzen.
[44] Gleichwohl obliegt es den Mitgliedstaaten während der Umsetzungsfrist, die erforderlichen Maßnah-
men zu ergreifen, um sicherzustellen, daß das in der Richtlinie vorgeschriebene Ziel bei Ablauf dieser Frist
erreicht wird.
[45] Die Mitgliedstaaten sind zwar nicht verpflichtet, diese Maßnahmen vor Ablauf der Umsetzungsfrist zu
erlassen, doch ergibt sich aus Artikel 5 Absatz 2 in Verbindung mit Artikel 189 Absatz 3 des Vertrages und
aus der Richtlinie selbst, daß sie während dieser Frist den Erlaß von Vorschriften unterlassen müssen, die
geeignet sind, das in dieser Richtlinie vorgeschriebene Ziel ernstlich in Frage zu stellen.
[46] Es ist Sache des nationalen Gerichts, zu beurteilen, ob dies bei den nationalen Vorschriften, deren
Rechtmäßigkeit es zu prüfen hat, der Fall ist.
[47] Bei dieser Beurteilung hat das nationale Gericht insbesondere zu prüfen, ob sich die betreffenden Vor-
schriften als eine vollständige Umsetzung der Richtlinie darstellen, und es hat die konkreten Folgen der An-
wendung dieser mit der Richtlinie nicht übereinstimmenden Vorschriften und ihrer Geltungsdauer zu unter-
suchen.
[48] Stellen sich die betreffenden Vorschriften z.B. als eine endgültige und vollständige Umsetzung der
Richtlinie dar, so könnte der Umstand, daß sie mit dieser nicht übereinstimmen, vermuten lassen, daß das in
der Richtlinie vorgeschriebene Ziel nicht fristgerecht erreicht werden wird, wenn eine rechtzeitige Änderung
der Vorschriften nicht möglich ist.
[49] Umgekehrt könnte das nationale Gericht die einem Mitgliedstaat zustehende Befugnis in Betracht zie-
hen, vorläufige Vorschriften zu erlassen oder die Richtlinie schrittweise durchzuführen. In diesen Fällen wür-
de die mangelnde Übereinstimmung nationaler Übergangsvorschriften mit der Richtlinie oder die fehlende
Umsetzung bestimmter Vorschriften der Richtlinie das darin vorgeschriebene Ziel nicht zwangsläufig in Fra-
ge stellen.
[50] Daher ist auf die erste Frage zu antworten, daß nach den Artikeln 5 Absatz 2 und 189 Absatz 3 EWG-
Vertrag sowie der Richtlinie 91/156 der Mitgliedstaat, an den diese Richtlinie gerichtet ist, während der in
dieser festgesetzten Umsetzungsfrist keine Vorschriften erlassen darf, die geeignet sind, die Erreichung des
in dieser Richtlinie vorgeschriebenen Zieles ernstlich in Frage zu stellen.

* Rs. C-397/01, Pfeiffer (Pfeiffer u.a. gegen Deutsches Rotes Kreutz, Kreisverband Waldshut e.V.), Urteil
vom 5. Oktober 2004; Slg. 2004, S. I-8835
[114] Das Gebot einer gemeinschaftsrechtskonformen Auslegung des nationalen Rechts ist dem EG-Vertrag
immanent, da dem nationalen Gericht dadurch ermöglicht wird, im Rahmen seiner Zuständigkeit die volle
Wirksamkeit des Gemeinschaftsrechts zu gewährleisten, wenn es über den bei ihm anhängigen Rechtsstreit
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entscheidet (in diesem Sinne Urteil vom 15. Mai 2003 in der Rechtssache C‑160/01, Mau, Slg. 2003, I‑4791,
Randnr. 34).
[115] Dieser vom Gemeinschaftsrecht aufgestellte Grundsatz der gemeinschaftsrechtskonformen Auslegung
des nationalen Rechts betrifft zwar in erster Linie die zur Umsetzung der fraglichen Richtlinie erlassenen
innerstaatlichen Bestimmungen, beschränkt sich jedoch nicht auf die Auslegung dieser Bestimmungen, son-
dern verlangt, dass das nationale Gericht das gesamte nationale Recht berücksichtigt, um zu beurteilen, in-
wieweit es so angewendet werden kann, dass es nicht zu einem der Richtlinie widersprechenden Ergebnis
führt (...).
[116] Ermöglicht es das nationale Recht durch die Anwendung seiner Auslegungsmethoden, eine innerstaat-
liche Bestimmung unter bestimmten Umständen so auszulegen, dass eine Kollision mit einer anderen Norm
innerstaatlichen Rechts vermieden wird, oder die Reichweite dieser Bestimmung zu diesem Zweck einzu-
schränken und sie nur insoweit anzuwenden, als sie mit dieser Norm vereinbar ist, so ist das nationale Ge-
richt verpflichtet, die gleichen Methoden anzuwenden, um das von der Richtlinie verfolgte Ziel zu erreichen.

* Rs. C-212/04, Adeneler u.a. (Adeneler u.a. gegen Ellinikos Organismos Galaktos), Urteil vom 4. Juli
2006; Slg. 2006, S. I-06057
[113] Im Hinblick auf die genauere Bestimmung des Zeitpunkts, ab dem die nationalen Gerichte verpflichtet
sind, den Grundsatz der gemeinschaftsrechtskonformen Auslegung anzuwenden, ist darauf hinzuweisen,
dass diese sich aus den Artikeln 10 Absatz 2 EG und 249 Absatz 3 EG sowie der betreffenden Richtlinie
selbst ergebende Verpflichtung insbesondere dann zum Tragen kommt, wenn die einschlägige Richtlinienbe-
stimmung keine unmittelbare Wirkung entfaltet, weil sie dafür nicht klar, genau und unbedingt genug ist
oder weil es sich um einen Rechtsstreit handelt, in dem sich ausschließlich Private gegenüberstehen.
[114] Darüber hinaus kann den Mitgliedstaaten vor Ablauf der Frist für die Umsetzung einer Richtlinie nicht
zur Last gelegt werden, dass sie die Maßnahmen zu deren Umsetzung in innerstaatliches Recht noch nicht
erlassen haben ([...] Rechtssache C‑129/96, Inter-Environnement Wallonie, Slg. 1997, I‑7411, Randnr. 43, s.
S. 31).
[115] Bei verspäteter Umsetzung einer Richtlinie besteht die allgemeine Verpflichtung der nationalen Ge-
richte, das innerstaatliche Recht richtlinienkonform auszulegen, daher erst ab Ablauf der Umsetzungsfrist.
[…]
[116] Eine Richtlinie entfaltet demnach entweder ab ihrer Veröffentlichung oder ab dem Zeitpunkt ihrer Be-
kanntgabe Rechtswirkungen gegenüber dem Mitgliedstaat, an den sie gerichtet ist, und damit gegenüber al-
len Trägern öffentlicher Gewalt. […]
[123] Daraus folgt, dass die Gerichte der Mitgliedstaaten ab dem Zeitpunkt des Inkrafttretens einer Richtli-
nie es soweit wie möglich unterlassen müssen, das innerstaatliche Recht auf eine Weise auszulegen, die die
Erreichung des mit dieser Richtlinie verfolgten Zieles nach Ablauf der Umsetzungsfrist ernsthaft gefährden
würde.
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DAS VERHÄLTNIS DES UNIONSRECHTS ZUM NATIONALEN RECHT
DER MITGLIEDSTAATEN

Vorrang des Unionsrechts in der Rechtsprechung des EuGH

(15) EuGH, Rs. 6/64, Costa/ENEL (Flaminio Costa gegen E.N.E.L.), Urteil vom 15. Juli 1964; Slg. 1964,
S. 1251

Thema: Natur und Vorrang des Unionsrechts
Rechts- und Verständnisfragen:
1) Welche Rechtsnatur hat das europäische Unionsrecht? (Rn. 8)
2) Welche Bedeutung hat das Unionsrecht in den nationalen Rechtsordnungen und in welchem Verhältnis

steht es zum nationalen Recht? (Rn. 9 – 13)
3) Unter welchen Voraussetzungen sind Normen des primären Unionsrechts unmittelbar anwendbar?

(Rn. 29)
4) Hat der EuGH die Kompetenz, eine Vorlagefrage eigenständig umzuformulieren? (Rn. 4)

Sachverhalt und Verfahren:
Durch das Gesetz Nr. 1643 vom 6. Dezember 1962 verstaatlichte die Republik Italien die Erzeugung und
Verteilung des elektrischen Stroms und gründete zu diesem Zweck die Ente nazionale Energia elettrica im-
presa già della Edisonvolta (E.N.E.L.), der als juristischer Person die Betriebsanlagen der verstaatlichten
Elektrizitäts-Unternehmer übereignet wurden.
Der Mailänder Rechtsanwalt Costa war Aktionär der von der Verstaatlichung betroffenen Aktiengesellschaft
Edisonvolta. Er weigerte sich, eine Stromrechnung der E.N.E.L. in Höhe von 1.925 Lire zu bezahlen. In dem
daraufhin anhängigen Rechtsstreit vor dem Friedensgericht Mailand machte Costa geltend, das Verstaatli-
chungsgesetz vom 6. Dezember 1962 verletze mehrere Vorschriften des EWGV und beantragte, das Frie-
densgericht möge gemäß Art. 177 (= Art. 267 AEUV) den EuGH um Vorabentscheidung bitten.
Der Giudice Conciliatore di Milano legte dem EuGH daraufhin die folgende Frage vor:

„[Es]wird gemäß Artikel 177 des Vertrages zur Gründung der EWG vom 25. März 1957, in die italieni-
sche Rechtsordnung aufgenommen mit Gesetz Nr. 1203 vom 14. Oktober 1957, auf die Rüge der Unver-
einbarkeit des Gesetzes Nr. 1643 vom 6. Dezember 1962 und der auf ihm beruhenden Dekrete des Präsi-
denten der Republik [...] mit den Artikeln 102, 93, 53 und 37 des genannten Vertrages das Verfahren aus-
gesetzt und die Übersendung einer Ausfertigung der Akten an den Gerichtshof der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft in Luxemburg angeordnet. Die Geschäftsstelle hat diesem Gerichtshof eine Ausfer-
tigung dieses Beschlusses gemäß Artikel 20 des dem EWG-Vertrag als Anlage beigefügten Protokolls
vom 17. April 1957 über die Satzung des Gerichtshofes der EWG durch die Post zu übermitteln.“

Die italienische Regierung bestritt die Zulässigkeit des Vorabentscheidungsantrags, da das Friedensgericht
den EuGH nicht nur um Auslegung des EWGV, sondern um eine Entscheidung über die Vereinbarkeit eines
innerstaatlichen Gesetzes mit dem EWGV ersucht habe. Außerdem könnten die innerstaatlichen Gerichte
das Vorabentscheidungsverfahren nicht einleiten, wenn sie bei der Entscheidung eines Rechtsstreits lediglich
ein innerstaatliches Gesetz anzuwenden hätten.

Aus den Entscheidungsgründen:18

[2] Es wird gerügt, die vorgelegte Frage ziele darauf ab, im Verfahren nach Artikel 177 eine Entscheidung
über die Vereinbarkeit eines innerstaatlichen Gesetzes mit dem Vertrag herbeizuführen.
[3] Nach dem genannten Artikel müssen staatliche Gerichte, deren Entscheidungen wie vorliegend nicht
mehr mit Rechtsmitteln des innerstaatlichen Rechts angefochten werden können, den Gerichtshof um Vorab-
entscheidung über „die Auslegung des Vertrages“ ersuchen, wenn sich ihnen eine diese Auslegung betreffen-
de Frage stellt. Diese Bestimmung ermächtigt den Gerichtshof weder, den Vertrag auf einen Einzelfall anzu-
wenden, noch – wie er es im Verfahren nach Artikel 169 könnte – über die Vereinbarkeit einer innerstaatli-
chen Maßnahme mit dem Vertrag zu entscheiden.
[4] Der Gerichtshof kann aber aus der unvollkommen gefaßten Frage des staatlichen Gerichts die Fragen
herausschälen, welche die Auslegung des Vertrages betreffen. Er hat also im vorliegenden Fall nicht über die
Vereinbarkeit eines italienischen Gesetzes mit dem Vertrag zu entscheiden, sondern nur die oben genannten
Artikel auszulegen, soweit dies nach den Angaben, die das Friedensgericht zur Rechtslage gemacht hat, er-
forderlich ist. [...]
[7] Die italienische Regierung hält das Ersuchen des Friedensgerichts für „absolut unzulässig“, weil das
staatliche Gericht innerstaatliches Recht anzuwenden habe und daher nicht nach Artikel 177 vorgehen kön-
ne.

B.

I.

18 Rn. von den Verf.
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[8] Zum Unterschied von gewöhnlichen internationalen Verträgen hat der EWG-Vertrag eine eigene Rechts-
ordnung geschaffen, die bei seinem Inkrafttreten in die Rechtsordnungen der Mitgliedstaaten aufgenommen
worden und von ihren Gerichten anzuwenden ist. Denn durch die Gründung einer Gemeinschaft für unbe-
grenzte Zeit, die mit eigenen Organen, mit der Rechts- und Geschäftsfähigkeit, mit internationaler Hand-
lungsfähigkeit und insbesondere mit echten, aus der Beschränkung der Zuständigkeit der Mitgliedstaaten
oder der Übertragung von Hoheitsrechten der Mitgliedstaaten auf die Gemeinschaft herrührenden Hoheits-
rechten ausgestattet ist, haben die Mitgliedstaaten, wenn auch auf einem begrenzten Gebiet, ihre Souveräni-
tätsrechte beschränkt und so einen Rechtskörper geschaffen, der für ihre Angehörigen und sie selbst verbind-
lich ist.
[9] Diese Aufnahme der Bestimmungen des Gemeinschaftsrechts in das Recht der einzelnen Mitgliedstaaten
und, allgemeiner, Wortlaut und Geist des Vertrages haben zur Folge, daß es den Staaten unmöglich ist, gegen
eine von ihnen auf der Grundlage der Gegenseitigkeit angenommene Rechtsordnung nachträgliche einseitige
Maßnahmen ins Feld zu führen. Solche Maßnahmen stehen der Anwendbarkeit der Gemeinschaftsrechtsord-
nung daher nicht entgegen. Denn es würde eine Gefahr für die Verwirklichung der in Artikel 5 Absatz 2 auf-
geführten Ziele des Vertrages bedeuten und dem Verbot des Artikels 7 widersprechende Diskriminierungen
zur Folge haben, wenn das Gemeinschaftsrecht je nach der nachträglichen innerstaatlichen Gesetzgebung
von einem Staat zum anderen verschiedene Geltung haben könnte.
[10] Die Verpflichtungen, die die Mitgliedstaaten im Vertrag zur Gründung der Gemeinschaft eingegangen
sind, wären keine unbedingten mehr, sondern nur noch eventuelle, wenn sie durch spätere Gesetzgebungsak-
te der Signatarstaaten in Frage gestellt werden könnten. Wo der Vertrag den Staaten das Recht zu einseitigem
Vorgehen zugestehen will, tut er das durch klare Bestimmungen (z.B. Artikel 15, 93 Absatz 3, 223 bis 225).
Für Anträge der Staaten auf Ausnahmegenehmigungen sind andererseits Genehmigungsverfahren vorgese-
hen (z.B. Artikel 8 Absatz 4, 17 Absatz 4, 25, 26, 73, 93 Absatz 3 Unterabsatz 3 und 226), die gegenstands-
los wären, wenn die Staaten die Möglichkeit hätten, sich ihren Verpflichtungen durch den bloßen Erlaß von
Gesetzen zu entziehen.
[11] Der Vorrang des Gemeinschaftsrechts wird auch durch Artikel 189 bestätigt; ihm zufolge ist die Verord-
nung „verbindlich“ und „gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat“. Diese Bestimmung, die durch nichts ein-
geschränkt wird, wäre ohne Bedeutung, wenn die Mitgliedstaaten sie durch Gesetzgebungsakte, die den ge-
meinschaftsrechtlichen Normen vorgingen, einseitig ihrer Wirksamkeit berauben könnten.
[12] Aus alledem folgt, daß dem vom Vertrag geschaffenen, somit aus einer autonomen Rechtsquelle flie-
ßenden Recht wegen dieser seiner Eigenständigkeit keine wie immer gearteten innerstaatlichen Rechtsvor-
schriften vorgehen können, wenn ihm nicht sein Charakter als Gemeinschaftsrecht aberkannt und wenn nicht
die Rechtsgrundlage der Gemeinschaft selbst in Frage gestellt werden soll.
[13] Die Staaten haben somit dadurch, daß sie nach Maßgabe der Bestimmungen des Vertrages Rechte und
Pflichten, die bis dahin ihren inneren Rechtsordnungen unterworfen waren, der Regelung durch die Gemein-
schaftsrechtsordnung vorbehalten haben, eine endgültige Beschränkung ihrer Hoheitsrechte bewirkt, die
durch spätere einseitige, mit dem Gemeinschaftsbegriff unvereinbare Maßnahmen nicht rückgängig gemacht
werden kann. Infolgedessen ist Artikel 177 ohne Rücksicht auf innerstaatliche Gesetze anzuwenden, wenn
sich die Auslegung des Vertrages betreffende Fragen stellen. [...]
[29] Artikel 37 (2) spricht ein unbedingtes Verbot aus, eine Verpflichtung nicht zu einem Tun, sondern zu
einem Unterlassen. Diese Verpflichtung ist durch keinen Vorbehalt eingeschränkt, der ihre Wirksamkeit von
einer nach innerstaatlichem Recht vorzunehmenden Handlung abhängig machen würde. Das Verbot ist sei-
nem Wesen nach geeignet, in den Rechtsbeziehungen zwischen den Mitgliedstaaten und ihren Angehörigen
unmittelbare Wirkungen hervorzurufen.
[30] Dieses klar ausgesprochene Verbot, das mit dem Vertrag in der ganzen Gemeinschaft in Kraft getreten
und dadurch Bestandteil der Rechtsordnungen der Mitgliedstaaten geworden ist, ist für die Staaten verbind-
lich und betrifft ihre Angehörigen unmittelbar; diese können Rechte aus ihm herleiten, die von den staatli-
chen Gerichten zu beachten sind. [...]

Weitere wichtige Entscheidung:
* Verb. Rs. C-10/97 u. C-22/97, IN.CO.GE (Ministero delle Finanze gegen IN.CO.GE.'90 Srl, Idelgard Srl,
Iris'90 Srl, Camed Srl, Pomezia Progetti Appalti Srl (PPA), Edilcam Srl, A. Cecchini & C. Srl, EMO Srl,
Emoda Srl, Sappesi Srl, Ing. Luigi Martini Srl, Giacomo Srl und Mafar Srl.), Urteil vom 22. Oktober 1998;
Slg. 1998, S. I-6307

Aus den Entscheidungsgründen:
[18] Die Kommission erinnert daran, daß der Gerichtshof im Urteil vom 9. März 1978 in der Rechtssache
106/77 (Simmenthal II, Slg. 1978, 629 [= Fall 17]) insbesondere entschieden habe, daß die Vertragsbestim-
mungen und die unmittelbar geltenden Rechtsakte der Gemeinschaftsorgane in ihrem Verhältnis zum inter-
nen Recht der Mitgliedstaaten nicht nur zur Folge hätten, daß jede zuwiderlaufende Bestimmung des gelten-
den staatlichen Rechts ohne weiteres unanwendbar werde, sondern auch, daß ein wirksames Zustandekom-
men neuer staatlicher Gesetzgebungsakte insoweit verhindert werde, als diese mit Gemeinschaftsnormen un-
vereinbar wären. Die Kommission leitet daraus her, daß ein Mitgliedstaat völlig unzuständig dafür sei, eine
abgabenrechliche Bestimmung zu erlassen, die mit dem Gemeinschaftsrecht unvereinbar sei, und daß dem-
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zufolge eine solche Bestimmung und die entsprechende abgabenrechtliche Verpflichtung als inexistent anzu-
sehen seien.
[19] Dieser Auslegung kann nicht gefolgt werden.
[20] Der Gerichtshof war in der Rechtssache Simmenthal insbesondere danach gefragt worden, welche Kon-
sequenzen sich aus der unmittelbaren Anwendbarkeit einer Bestimmung des Gemeinschaftsrechts ergeben,
wenn diese einer später erlassenen Rechtsvorschrift eines Mitgliedstaats entgegensteht. Ohne zwischen frü-
her oder später ergangenem Recht zu unterscheiden, hatte er jedoch bereits in seiner früheren Rechtspre-
chung (vgl. insbesondere Urteil vom 15. Juli 1964 in der Rechtssache 6/64, Costa/ENEL, Slg. 1964, 1253 [=
Fall 15]) ausgeführt, daß es einem Mitgliedstaat verwehrt sei, einer innerstaatlichen Vorschrift Vorrang vor
einer entgegenstehenden Gemeinschaftsnorm einzuräumen. So hat der Gerichtshof im Urteil Simmenthal
entschieden, daß jeder im Rahmen seiner Zuständigkeit angerufene staatliche Richter verpflichtet ist, das
Gemeinschaftsrecht uneingeschränkt anzuwenden und die Rechte, die es den einzelnen verleiht, zu schützen,
indem er jede möglicherweise zuwiderlaufende Bestimmung des nationalen Rechts, gleichgültig, ob sie frü-
her oder später als die Gemeinschaftsnorm ergangen ist, unangewendet lässt (Urteil Simmenthal, Randnrn.
21 und 24). Diese Rechtsprechung ist mehrfach bestätigt worden (vgl. z. B. […] Urteile vom 2. August 1993
in der Rechtssache C-158/91, Levy, Slg. 1993, I-4287, Randnr. 9, [s.u. S. 434]...).
[21] Entgegen dem Vorbringen der Kommission kann deshalb aus dem Urteil Simmenthal nicht hergeleitet
werden, daß die Unvereinbarkeit einer später ergangenen Vorschrift des innerstaatlichen Rechts mit dem Ge-
meinschaftsrecht dazu führt, daß diese Vorschrift inexistent ist. In dieser Situation ist das nationale Gericht
vielmehr verpflichtet, diese Vorschrift unangewendet zu lassen, wobei diese Verpflichtung nicht die Befugnis
der zuständigen nationalen Gerichte beschränkt, unter mehreren nach der innerstaatlichen Rechtsordnung in
Betracht kommenden Wegen diejenigen zu wählen, die zum Schutz der durch das Gemeinschaftsrecht ge-
währten individuellen Rechte geeignet erscheinen […].
[22] Offen steht noch die Frage, ob die durch ein Urteil des Gerichtshofes veranlasste Nichtanwendung einer
innerstaatlichen Regelung, durch die eine gemeinschaftsrechtswidrige Abgabe eingeführt worden ist, dazu
führt, daß diese nachträglich ihren Abgabencharakter verliert und es sich daher bei den Rechtsbeziehungen,
die durch die Erhebung dieser Abgabe zwischen der nationalen Finanzverwaltung und den steuerpflichtigen
Gesellschaften entstanden sind, nicht mehr um eine Abgabenangelegenheit handelt.
[23] Nach ständiger Rechtsprechung wird durch die Auslegung einer Vorschrift des Gemeinschaftsrechts, die
der Gerichtshof in Ausübung seiner Befugnisse aus Artikel 177 des Vertrages vornimmt, erläutert und erfor-
derlichenfalls verdeutlicht, in welchem Sinn und mit welcher Tragweite diese Vorschrift seit ihrem Inkraft-
treten zu verstehen und anzuwenden ist oder gewesen wäre. Daraus folgt, daß die Gerichte die Vorschrift in
dieser Auslegung auch auf Rechtsverhältnisse, die vor Erlass des auf das Ersuchen um Auslegung ergange-
nen Urteils entstanden sind, anwenden können und müssen, wenn alle sonstigen Voraussetzungen für die An-
rufung der zuständigen Gerichte in einem die Anwendung dieser Vorschrift betreffenden Streit vorliegen
[…].
[24] Nach dieser Rechtsprechung ist das Recht auf Erstattung von Abgaben, die ein Mitgliedstaat unter Ver-
stoß gegen die Vorschriften des Gemeinschaftsrechts in ihrer Auslegung durch den Gerichtshof erhoben hat,
Folge und Ergänzung der Rechte, die den einzelnen aus den gemeinschaftsrechtlichen Vorschriften zustehen,
die solche Abgaben verbieten. Der Mitgliedstaat ist somit grundsätzlich verpflichtet, die unter Verstoß gegen
das Gemeinschaftsrecht erhobenen Gebühren zu erstatten […].
[25] Diese Erstattung kann jedoch mangels einer einschlägigen gemeinschaftsrechtlichen Regelung nur unter
Beachtung der in den verschiedenen nationalen Rechtsordnungen festgelegten materiellen und formellen
Voraussetzungen verlangt werden, wobei diese jedoch nicht ungünstiger gestaltet werden dürfen als bei ent-
sprechenden Klagen, die nur innerstaatliches Recht betreffen, und die Ausübung der durch die Gemein-
schaftsrechtsordnung verliehenen Rechte nicht praktisch unmöglich machen oder übermäßig erschweren
dürfen […].
[26] So muß die Verpflichtung des nationalen Gerichts, die Erstattung einer gemeinschaftswidrig erhobenen
innerstaatlichen Abgabe sicherzustellen, vorbehaltlich der Beachtung der beiden in der Rechtsprechung des
Gerichtshofes aufgestellten Voraussetzungen gemäß dem innerstaatlichen Recht erfuellt werden. Demnach
bestimmen sich die Festsetzung der Modalitäten der Erstattung und die zu diesem Zweck vorgenommene
Qualifizierung der Rechtsbeziehungen, die durch die Erhebung dieser Abgabe zwischen der Finanzverwal-
tung eines Mitgliedstaats und den in diesem Staat ansässigen Gesellschaften entstehen, nach nationalem
Recht.
[27] Ausserdem steht, wie der Gerichtshof kürzlich entschieden hat, das Gemeinschaftsrecht grundsätzlich
Vorschriften eines Mitgliedstaats nicht entgegen, die neben einer allgemeinen Verjährungsfrist, die für Kla-
gen gegen Private auf Erstattung rechtsgrundlos gezahlter Beträge gilt, bei Steuern und sonstigen Abgaben
besondere Beschwerde- und Klagemodalitäten vorsehen.
[28] Der so vom Gerichtshof anerkannten Befugnis, diese besonderen Modalitäten auch auf die Erstattung
von für gemeinschaftsrechtswidrig befundenen Steuern und sonstigen Abgaben anzuwenden, würde jedoch
jede Wirkung genommen, wenn, wie die Kommission geltend macht, die Gemeinschaftsrechtswidrigkeit
einer nationalen Abgabe zwangsläufig dazu führen würde, daß diese ihren Abgabencharakter verliert und es
sich bei den Rechtsbeziehungen, die durch die Erhebung der Abgabe zwischen der nationalen Finanzverwal-
tung und den Abgabepflichtigen entstehen, nicht mehr um Abgabenangelegenheiten handelt.

Vorrang des Unionsrechts/EuGH 35 IN.CO.GE



(16) EuGH, Rs. 11/70, Internationale Handelsgesellschaft (Internationale Handelsgesellschaft mbH ge-
gen Einfuhr- und Vorratsstelle für Getreide- und Futtermittel), Urteil vom 17. Dezember 1970; Slg. 1970,
S. 1125

Thema: Der Vorrang des Unionsrechts vor nationalem Recht, einschließlich der verfassungsrechtlichen
Strukturprinzipien und der Grundrechte

Rechts- und Verständnisfragen:

1) Wie wird aus der Sicht des Unionsrechts dessen Vorrang vor nationalem Recht begründet? (Rn. 3)
2) In welchem Verhältnis steht das Unionsrecht zu nationalen Grundrechten oder Strukturprinzipien der na-

tionalen Verfassungen? (Rn. 3)
3) Wie wurden Grundrechte im Unionsrecht ursprünglich begründet? (Rn. 4)

Sachverhalt und Verfahren:

Die VO 120/67 über die gemeinsame Marktorganisation für Getreide und die dazu ergangene VO 473/67
über die Einfuhr- und Ausfuhrlizenzen enthalten Vorschriften, wonach Einfuhr- und Ausfuhrlizenzen für be-
stimmte Agrarprodukte von den nationalen Verwaltungen nur bei Stellung einer Kaution erteilt werden, die –
außer bei Vorliegen höherer Gewalt – verfällt, wenn der Lizenzinhaber das Geschäft während der Gültig-
keitsdauer der Lizenz nicht durchführt.
Die in Frankfurt ansässige Internationale Handelsgesellschaft mbH erhielt im August 1967 gegen Hinterle-
gung einer Kaution gemäß Art. 12 Abs. 1 Unterabs. 3 der VO Nr. 120/67 eine Ausfuhrlizenz über 20 000
Tonnen Maisgrieß, deren Gültigkeitsdauer bis zum 31. Dezember 1967 befristet war. Die Lizenz wurde wäh-
rend ihrer Geltungsdauer nur zum Teil ausgenutzt, so daß die Einfuhr- und Vorratsstelle für Getreide und
Futtermittel (EVSt) die Kaution der Handelsgesellschaft in entsprechender Höhe für verfallen erklärte.
Da die EVSt über den Widerspruch der Internationalen Handelsgesellschaft nicht entschied, erhob die Firma
im November 1969 Klage beim Verwaltungsgericht Frankfurt a.M.19 Das VG setzte i das Verfahren aus und
ersuchte den EuGH gem. Art. 177 EWGV (= Art. 267 AEUV) um Vorabentscheidung über die Fragen:

„1) ob die in Artikel 12 Absatz 3 der Verordnung Nr. 120/67/EWG des Rates vom 13. Juni 1967 begrün-
dete Verpflichtung zur Ausfuhr, die daran anknüpfende Gestellung einer Kaution und deren Verfall bei
Nichtdurchführung der Ausfuhr im Gültigkeitszeitraum rechtmäßig sind;
2) ob, bei Bejahung der Rechtsgültigkeit der Rechtsvorschrift zu Ziffer 1, der zu dieser Verordnung
Nr. 120/67 ergangene Artikel 9 der Verordnung Nr. 473/67 der EWG-Kommission vom 21. August 1967
rechtmäßig ist, weil er nur im Falle höherer Gewalt den Verfall der Kaution ausschließt.“

Das VG war der Ansicht, die Gemeinschaftsverordnungen müßten die durch das Grundgesetz garantierten
elementaren Grundrechte und die wesentlichen Strukturprinzipien des nationalen Rechts beachten. Bei
einem Verstoß gegen diese Prinzipien habe der Vorrang des übernationalen Rechts hinter den Grundsätzen
des deutschen Grundgesetzes zurückzutreten. Die in der VO Nr. 120/67 vorgesehene Kautionsregelung ver-
stoße gegen die Grundsätze der Entfaltungs- und Dispositionsfreiheit, der Wirtschaftsfreiheit und der Ver-
hältnismäßigkeit, die sich vor allem aus den Art. 2 Abs. 1 und 14 GG ergäben.

Aus den Entscheidungsgründen:

[3] Die einheitliche Geltung des Gemeinschaftsrechts würde beeinträchtigt, wenn bei der Entscheidung über
die Gültigkeit von Handlungen der Gemeinschaftsorgane Normen oder Grundsätze des nationalen Rechts
herangezogen würden. Die Gültigkeit solcher Handlungen kann nur nach dem Gemeinschaftsrecht beurteilt
werden, denn dem vom Vertrag geschaffenen, somit aus einer autonomen Rechtsquelle fließenden Recht
können wegen seiner Eigenständigkeit keine wie immer gearteten innerstaatlichen Rechtsvorschriften vorge-
hen, wenn ihm nicht sein Charakter als Gemeinschaftsrecht aberkannt und wenn nicht die Rechtsgrundlage
der Gemeinschaft selbst in Frage gestellt werden soll. Daher kann es die Gültigkeit einer Gemeinschafts-
handlung oder deren Geltung in einem Mitgliedstaat nicht berühren, wenn geltend gemacht wird, die Grund-
rechte in der ihnen von der Verfassung dieses Staates gegebenen Gestalt oder die Strukturprinzipien der na-
tionalen Verfassung seien verletzt.
[4] Es ist jedoch zu prüfen, ob nicht eine entsprechende gemeinschaftsrechtliche Garantie verkannt worden
ist; denn die Beachtung der Grundrechte gehört zu den allgemeinen Rechtsgrundsätzen, deren Wahrung der
Gerichtshof zu sichern hat. Die Gewährleistung dieser Rechte muß zwar von den gemeinsamen Verfassungs-
überlieferungen der Mitgliedstaaten getragen sein, sie muß sich aber auch in die Struktur und die Ziele der
Gemeinschaft einfügen. Hiernach ist im Hinblick auf die vom Verwaltungsgericht geäußerten Bedenken zu
prüfen, ob die Kautionsregelung Grundrechte verletzt hat, deren Beachtung die Gemeinschaftsrechtsordnung
gewährleisten muß.

19 Dieser Rechtsstreit führte in seinem weiteren Verlauf zum „Solange I“-Beschluss des BVerfG, s. S. 56.

(16) Internationale Handelsgesellschaft 36 Vorrang des Unionsrechts/EuGH



(17) EuGH, Rs. 106/77, Simmenthal II (Staatliche Finanzverwaltung gegen S.p.A. Simmenthal), Urteil
vom 9. März 1978; Slg. 1978, S. 629

Thema: Die Wirkung des Vorrangs des Unionsrechts
Rechts- und Verständnisfragen:
1) Was bedeutet die unmittelbare Geltung des Unionsrechts? (Rn. 14/16)
2) Wie wirkt sich der Vorrang unmittelbar geltenden Unionsrechts gegenüber entgegenstehendem und

künftigem nationalen Recht aus? (Rn. 17/18)
3) Muß entgegenstehendes nationales Recht ausdrücklich aufgehoben werden? Darf diese Aufhebung dem

nationalen Verfassungsgericht vorbehalten sein? (Rn. 21/ 23)

Sachverhalt und Verfahren:
Als die italienische Firma S.p.A. Simmenthal im Juli 1973 zum menschlichen Verzehr bestimmtes Rind-
fleisch aus Frankreich nach Italien einführte, musste sie gemäß den italienischen Gesetzen für die gesund-
heitspolizeilichen Untersuchungen Gebühren entrichten. Simmenthal hielt dies für unvereinbar mit dem Ge-
meinschaftsrecht und klagte deshalb beim Pretore von Susa auf Rückzahlung der Gebühren. In diesem Ver-
fahren kam es zu einem Vorabentscheidungsersuchen gem. Art. 177 EWGV. In seiner Entscheidung vom
15. Dezember 1976 (Rs. 35/76, Simmenthal I, Slg. 1976, S. 1871) stellte der EuGH fest, daß die gesundheits-
polizeilichen Untersuchungen und die dafür zu entrichtenden Gebühren mit den gemeinschaftsrechtlichen
Bestimmungen über den freien Warenverkehr unvereinbar seien.
Aufgrund dieser Entscheidung forderte der Pretore von Susa die staatliche Finanzverwaltung mit Mahnbe-
scheid zur Rückzahlung der zu Unrecht erhobenen Gebühren auf. Gegen diesen Bescheid legte die Finanz-
verwaltung Einspruch ein. Im Juli 1977 setzte der Pretore von Susa das Verfahren erneut aus und legte dem
EuGH gem. Art. 177 EWGV (= Art. 267 AEUV) u.a. folgende Frage zur Vorabentscheidung vor:

„Wenn nach Artikel 189 EWG-Vertrag und der ständigen Rechtsprechung des Gerichtshofes der Europä-
ischen Gemeinschaften die unmittelbar geltenden Gemeinschaftsbestimmungen ungeachtet jedweder na-
tionalen Vorschrift oder Praxis der Mitgliedstaaten in deren Rechtsordnungen volle, uneingeschränkte
und einheitliche Wirksamkeit, auch zum Schutze der subjektiven Rechte der einzelnen, entfalten müssen,
ergibt sich dann daraus, daß die Tragweite dieser Bestimmungen so zu verstehen ist, daß etwaige spätere
nationale Vorschriften, die ihnen entgegenstehen, unmittelbar nicht mehr anzuwenden sind, ohne daß
ihre Beseitigung durch den nationalen Gesetzgeber selbst (Aufhebung) oder durch ein anderes Verfas-
sungsorgan (Feststellung der Verfassungswidrigkeit) abgewartet werden müßte, insbesondere wenn man
bei dieser zweiten Fallgestaltung bedenkt, daß bis zu der genannten Feststellung, da das nationale Recht
voll wirksam bleibt, die Geltung der Gemeinschaftsbestimmungen beeinträchtigt ist und daher weder de-
ren volle, uneingeschränkte und einheitliche Wirksamkeit gewährleistet ist noch die Rechte der einzelnen
geschützt sind? [...]“

Der Pretore von Susa führte zur Begründung aus, die jüngere Rechtsprechung der Corte costituzionale habe
den Vorrang des Gemeinschaftsrechts ausdrücklich anerkannt. Diese hatte allerdings noch in ihrer Entschei-
dung Nr. 232/75 vom 30. Oktober 1975 an ihrem Verwerfungsmonopol festgehalten und eine Inzident-Zu-
ständigkeit der Prozeßgerichte zur konkreten Nichtanwendung nationalen Rechts, das mit dem Gemein-
schaftsrecht unvereinbar ist, verneint20. Aufgrund von Art. 11 der italienischen Verfassung und nach ständi-
ger Rechtsprechung der Corte costituzionale seit 1973 sei nach italienischem Verfassungsrecht jedes nationa-
le Recht, das gegen Gemeinschaftsrecht verstößt, zugleich auch verfassungswidrig. Die Verfassungswidrig-
keit könne jedoch nur durch die Corte costituzionale festgestellt werden21.
Trotz des von der Corte costituzionale in Anspruch genommenen Verwerfungsmonopols sah sich der Pretore
von Susa veranlaßt, dem EuGH direkt vorzulegen, da der Vorrang und die unmittelbare Geltung des Gemein-
schaftsrechts durch dieses Verfahren nicht gewährleistet seien. Denn bis zu einer Entscheidung der Corte
costituzionale werde die volle Geltung des Gemeinschaftsrechts verhindert, und darüber hinaus sei wegen
der ex nunc-Wirkung der Entscheidung der volle Schutz des einzelnen nicht gewährleistet. Angesichts dieser
Schwierigkeiten sei es notwendig, zunächst die Frage nach der Auslegung des Gemeinschaftsrechts in Bezug
auf die tatsächliche Tragweite des Begriffs der „unmittelbar geltenden Bestimmungen“ zu lösen.

Aus den Entscheidungsgründen:
[14/16] Unmittelbare Geltung bedeutet unter diesem Blickwinkel, daß die Bestimmungen des Gemein-
schaftsrechts ihre volle Wirkung einheitlich in sämtlichen Mitgliedstaaten vom Zeitpunkt ihres Inkrafttretens
an und während der gesamten Dauer ihrer Gültigkeit entfalten müssen. Diese Bestimmungen sind somit un-

20 EuR 1976, S. 246; das führte zu der Entscheidung des EuGH in der Rs. 35/76, Simmenthal I, Slg. 1976,
S. 1871.

21 In ihrer Entscheidung vom 5. Juni 1984 im Fall „Granital“ hat die Corte costituzionale diese Auffassung
aufgegeben und entschieden – nunmehr in Übereinstimmung mit der Judikatur des EuGH –, daß der erken-
nende Richter den unmittelbar anwendbaren Normen des Gemeinschaftsrechts selbst den Vorrang vor ita-
lienischem Recht einzuräumen habe, Il Foro Italiano 1984, Sp. 2062, vgl. EuGRZ 1985, S. 98.
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mittelbare Quelle von Rechten und Pflichten für alle diejenigen, die sie betreffen, einerlei, ob es sich um die
Mitgliedstaaten oder um solche Einzelpersonen handelt, die an Rechtsverhältnissen beteiligt sind, welche
dem Gemeinschaftsrecht unterliegen. Diese Wirkung erstreckt sich auch auf jedes Gericht, das, angerufen im
Rahmen seiner Zuständigkeit, als Organ eines Mitgliedstaats die Aufgabe hat, die Rechte zu schützen, die
das Gemeinschaftsrecht den einzelnen verleiht.
[17/18] Darüber hinaus haben nach dem Grundsatz des Vorrangs des Gemeinschaftsrechts die Vertragsbe-
stimmungen und die unmittelbar geltenden Rechtsakte der Gemeinschaftsorgane in ihrem Verhältnis zum in-
ternen Recht der Mitgliedstaaten nicht nur zur Folge, daß allein durch ihr Inkrafttreten jede entgegenstehen-
de Bestimmung des geltenden staatlichen Rechts ohne weiteres unanwendbar wird, sondern auch – da diese
Bestimmungen und Rechtsakte vorrangiger Bestandteil der im Gebiet eines jeden Mitgliedstaats bestehenden
Rechtsordnung sind –, daß ein wirksames Zustandekommen neuer staatlicher Gesetzgebungsakte insoweit
verhindert wird, als diese mit Gemeinschaftsnormen unvereinbar wären. Würde nämlich staatlichen Gesetz-
gebungsakten, die auf den Bereich übergreifen, in dem sich die Rechtsetzungsgewalt der Gemeinschaft aus-
wirkt, oder die sonst mit den Bestimmungen des Gemeinschaftsrechts unvereinbar sind, irgendeine rechtli-
che Wirksamkeit zuerkannt, so würde insoweit die Effektivität der Verpflichtungen, welche die Mitgliedstaa-
ten nach dem Vertrag vorbehaltlos und unwiderruflich übernommen haben, verneint, und die Grundlagen der
Gemeinschaft selbst würden auf diese Weise in Frage gestellt.
[19/20] Die gleiche Auffassung ergibt sich aus Sinn und Wesen des Artikels 177 des Vertrages, wonach jedes
staatliche Gericht berechtigt ist, sich stets dann an den Gerichtshof zu wenden, wenn es eine Vorabentschei-
dung über eine Frage nach der Auslegung oder der Gültigkeit des Gemeinschaftsrechts zum Erlaß seines Ur-
teils für erforderlich hält. Die praktische Wirksamkeit dieser Bestimmung würde geschmälert, wenn es dem
Gericht verwehrt wäre, das Gemeinschaftsrecht nach Maßgabe der Entscheidung oder der Rechtsprechung
des Gerichtshofes unmittelbar anzuwenden.
[21/23] Aus alledem folgt, daß jeder im Rahmen seiner Zuständigkeit angerufene staatliche Richter ver-
pflichtet ist, das Gemeinschaftsrecht uneingeschränkt anzuwenden und die Rechte, die es den einzelnen ver-
leiht, zu schützen, indem er jede möglicherweise entgegenstehende Bestimmung des nationalen Rechts,
gleichgültig, ob sie früher oder später als die Gemeinschaftsnorm ergangen ist, unangewendet läßt. Sonach
wäre jede Bestimmung einer nationalen Rechtsordnung oder jede Gesetzgebungs-, Verwaltungs- oder Ge-
richtspraxis mit den in der Natur des Gemeinschaftsrechts liegenden Erfordernissen unvereinbar, die dadurch
zu einer Abschwächung der Wirksamkeit des Gemeinschaftsrechts führen würde, daß dem für die Anwen-
dung dieses Rechts zuständigen Gericht die Befugnis abgesprochen wird, bereits zum Zeitpunkt dieser An-
wendung alles Erforderliche zu tun, um diejenigen innerstaatlichen Rechtsvorschriften auszuschalten, die
unter Umständen ein Hindernis für die volle Wirksamkeit der Gemeinschaftsnormen bilden. Dies wäre dann
der Fall, wenn bei einem Widerspruch zwischen einer gemeinschaftsrechtlichen Bestimmung und einem spä-
teren staatlichen Gesetz die Lösung dieses Normenkonflikts einem über ein eigenes Beurteilungsermessen
verfügenden anderen Organ als dem Gericht, das für die Anwendung des Gemeinschaftsrechts zu sorgen hat,
vorbehalten wäre, selbst wenn das Hindernis, das sich so der vollen Wirksamkeit dieses Rechts in den Weg
stellt, nur vorübergehender Art wäre.

Tenor:
Das staatliche Gericht, das im Rahmen seiner Zuständigkeit die Bestimmungen des Gemeinschaftsrechts an-
zuwenden hat, ist gehalten, für die volle Wirksamkeit dieser Normen Sorge zu tragen, indem es erforderli-
chenfalls jede – auch spätere – entgegenstehende Bestimmung des nationalen Rechts aus eigener Entschei-
dungsbefugnis unangewendet läßt, ohne daß es die vorherige Beseitigung dieser Bestimmung auf gesetzge-
berischem Wege oder durch irgendein anderes verfassungsrechtliches Verfahren beantragen oder abwarten
müßte.

Weitere wichtige Entscheidung:
* Rs. C-409/06, Winner Wetten (Winner Wetten gegen Bürgermeisterin der Stadt Bergheim), Urteil vom
8. September 2010; ECLI:EU:C:2010:503

Aus den Entscheidungsgründen:
[53] Einleitend ist darauf hinzuweisen, dass nach ständiger Rechtsprechung gemäß dem Grundsatz des Vor-
rangs des Unionsrechts die Vertragsbestimmungen und die unmittelbar geltenden Rechtsakte der Organe in
ihrem Verhältnis zum innerstaatlichen Recht der Mitgliedstaaten zur Folge haben, dass allein durch ihr In-
krafttreten jede entgegenstehende Bestimmung des nationalen Rechts ohne Weiteres unanwendbar wird (vgl.
u. a. Urteile Simmenthal, Randnr. 17 [= Fall 17], und vom 19. Juni 1990, Factortame u. a., C‑213/89,
Slg. 1990, I‑2433, Randnr. 18).
[54] Wie der Gerichtshof hervorgehoben hat, müssen nämlich die unmittelbar geltenden Bestimmungen des
Unionsrechts, die für alle von ihnen Betroffenen eine unmittelbare Quelle von Rechten und Pflichten sind,
einerlei, ob es sich um die Mitgliedstaaten oder um solche Einzelnen handelt, die an dem Unionsrecht unter-
liegenden Rechtsverhältnissen beteiligt sind, ihre volle Wirkung einheitlich in sämtlichen Mitgliedstaaten
vom Zeitpunkt ihres Inkrafttretens an und während der gesamten Dauer ihrer Gültigkeit entfalten (vgl. in
diesem Sinne Urteile Simmenthal, Randnrn. 14 und 15, und Factortame u. a., Randnr. 18).

Winner Wetten 38 Vorrang des Unionsrechts/EuGH



[55] Nach ständiger Rechtsprechung ist zudem jedes im Rahmen seiner Zuständigkeit angerufene nationale
Gericht als Organ eines Mitgliedstaats verpflichtet, in Anwendung des in Art. 10 EG niedergelegten Grund-
satzes der Zusammenarbeit das unmittelbar geltende Unionsrecht uneingeschränkt anzuwenden und die
Rechte, die es den Einzelnen verleiht, zu schützen, indem es jede möglicherweise entgegenstehende Bestim-
mung des nationalen Rechts, gleichgültig, ob sie früher oder später als die Unionsnorm ergangen ist, unange-
wandt lässt (vgl. in diesem Sinne u. a. Urteile Simmenthal, Randnrn. 16 und 21 [= Fall 17], und Factortame
u. a., Randnr. 19).
[56] Demnach ist jede Bestimmung einer nationalen Rechtsordnung oder jede Gesetzgebungs‑, Verwaltungs‑
oder Gerichtspraxis, die dadurch zu einer Abschwächung der Wirksamkeit des Unionsrechts führen würde,
dass dem für die Anwendung dieses Rechts zuständigen Gericht die Befugnis abgesprochen wird, bereits
zum Zeitpunkt dieser Anwendung alles Erforderliche zu tun, um diejenigen innerstaatlichen Rechtsvorschrif-
ten beiseite zu lassen, die unter Umständen ein Hindernis für die volle Wirksamkeit der unmittelbar gelten-
den Normen des Unionsrechts bilden, mit den in der Natur des Unionsrechts liegenden Erfordernissen unver-
einbar (Urteile Simmenthal, Randnr. 22 [= Fall 17], und Factortame u. a., Randnr. 20).
[57] Der Gerichtshof hat klargestellt, dass dies insbesondere dann der Fall wäre, wenn bei einem Wider-
spruch zwischen einer unionsrechtlichen Bestimmung und einem späteren nationalen Gesetz die Lösung die-
ses Normenkonflikts einem über ein eigenes Ermessen verfügenden anderen Organ als dem Gericht, das für
die Anwendung des Unionsrechts zu sorgen hat, vorbehalten wäre, selbst wenn das daraus resultierende Hin-
dernis für die volle Wirksamkeit des Unionsrechts nur vorübergehender Art wäre (Urteil Simmenthal,
Randnr. 23 [= Fall 17]).
[58] Im Übrigen ist darauf hinzuweisen, dass der Grundsatz des effektiven gerichtlichen Rechtsschutzes
nach ständiger Rechtsprechung ein allgemeiner Grundsatz des Unionsrechts ist, der sich aus den gemeinsa-
men Verfassungsüberlieferungen der Mitgliedstaaten ergibt, in den Art. 6 und 13 der am 4. November 1950
in Rom unterzeichneten Europäischen Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten
verankert ist und auch in Art. 47 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union bekräftigt worden ist,
und dass die Gerichte der Mitgliedstaaten insoweit in Anwendung des in Art. 10 EG niedergelegten Grund-
satzes der Zusammenarbeit den Schutz der Rechte zu gewährleisten haben, die den Einzelnen aus dem Uni-
onsrecht erwachsen (Urteil vom 13. März 2007, Unibet, [= Fall 70], Randnrn. 37 und 38 und die dort ange-
führte Rechtsprechung).
[59] Im vorliegenden Fall ist festzustellen, dass sich das Bundesverfassungsgericht, als es in seinem Urteil
vom 28. März 2006 und seinem Beschluss vom 2. August 2006 entschied, dass die Anforderungen des
Grundgesetzes durch ein Monopol wie das im Ausgangsverfahren in Rede stehende missachtet werden, nicht
zur Vereinbarkeit dieses Monopols mit dem Gemeinschaftsrecht äußerte, sondern in dem genannten Urteil
im Gegenteil hervorhob, dass es sich insoweit im konkreten Fall nicht für zuständig halte.
[60] Zu dem Umstand, dass das Bundesverfassungsgericht im Anschluss an die Feststellung der Grundge-
setzwidrigkeit entschied, die Wirkungen der innerstaatlichen Rechtsvorschriften über das Monopol unter den
in den Randnrn. 13 und 14 des vorliegenden Urteils wiedergegebenen Voraussetzungen vorübergehend auf-
rechtzuerhalten, ergibt sich aus der in den Randnrn. 53 bis 58 des vorliegenden Urteils wiedergegebenen
Rechtsprechung, dass ein solcher Umstand ein nationales Gericht, das feststellt, dass diese Rechtsvorschrif-
ten unmittelbar geltende Bestimmungen des Unionsrechts wie die Art. 43 EG und 49 EG missachten, nicht
daran hindern kann, die genannten Vorschriften in dem bei ihm anhängigen Rechtsstreit gemäß dem Grund-
satz des Vorrangs des Unionsrechts unangewandt zu lassen (…).
[61] Es kann nämlich nicht zugelassen werden, dass Vorschriften des nationalen Rechts, auch wenn sie Ver-
fassungsrang haben, die einheitliche Geltung und die Wirksamkeit des Unionsrechts beeinträchtigen (vgl. in
diesem Sinne Urteil vom 17. Dezember 1970, Internationale Handelsgesellschaft [= Fall 16], Randnr. 3).
[62] Aus der Vorlageentscheidung, und zwar bereits aus dem Wortlaut der ersten Vorlagefrage, geht hervor,
dass das vorlegende Gericht auch wissen möchte, ob allgemein und damit unabhängig von der Entscheidung
des Bundesverfassungsgerichts vom 28. März 2006 die sich aus dem Vorrangsprinzip ergebende Wirkung
einer Verdrängung der gegen die Art. 43 EG und 49 EG verstoßenden nationalen Rechtsvorschriften für die
Zeit ausgesetzt werden könnte, die benötigt wird, um diese Rechtsvorschriften mit den genannten Bestim-
mungen des Vertrags in Einklang zu bringen. Wie sich aus Randnr. 26 des vorliegenden Urteils ergibt, stellt
das vorlegende Gericht diese Frage nämlich insbesondere im Zusammenhang mit dem Umstand, dass das
Oberverwaltungsgericht Nordrhein-Westfalen zwar die Auffassung vertreten hat, dass sich aus der Recht-
sprechung des Gerichtshofs ergebe, dass die im Ausgangsverfahren in Rede stehenden Rechtsvorschriften
gegen die Art. 43 EG und 49 EG verstießen, aber dennoch entschieden hat, dass eine solche Aussetzung in
Bezug auf diese Rechtsvorschriften gerechtfertigt sei, weil zwingende, an den Schutz der Sozialordnung und
der Bürger vor den Gefahren des Glücksspiels anknüpfende Gründe der Entstehung einer Gesetzeslücke ent-
gegenstünden, zu der die sofortige Verdrängung der entsprechenden Rechtsvorschriften führen würde.
[63] Alle Mitgliedstaaten, die Erklärungen abgegeben haben, haben im Kern geltend gemacht, dass die Aner-
kennung des Bestehens eines Grundsatzes, nach dem die Wirkungen einer nationalen Norm, in der ein Ver-
stoß gegen eine unmittelbar geltende Norm des Unionsrechts gesehen werde, unter außergewöhnlichen Um-
ständen vorübergehend aufrechterhalten werden könnten, in Analogie zu der Rechtsprechung gerechtfertigt
sei, die der Gerichtshof auf der Grundlage von Art. 231 Abs. 2 EG zur vorübergehenden Aufrechterhaltung
der Wirkungen von Rechtsakten des Gemeinschaftsrechts entwickelt habe, die er nach Art. 230 EG für nich-
tig erklärt oder deren Ungültigkeit er nach Art. 234 EG festgestellt habe.
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[64] Hierzu ist zwar festzustellen, dass der Gerichtshof gemäß Art. 231 Abs. 2 EG – jetzt Art. 264 Abs. 2
AEUV –, der im Rahmen eines Ersuchens um Vorabentscheidung über die Gültigkeit gemäß Art. 234 EG –
jetzt Art. 267 AEUV – entsprechend anwendbar ist, die Befugnis hat, in jedem Einzelfall diejenigen Wirkun-
gen einer von ihm für nichtig oder für ungültig erklärten Handlung der Union zu bezeichnen, die als fortgel-
tend zu betrachten sind (…).
[65] In Ausübung dieser Zuständigkeit kann der Gerichtshof insbesondere die Wirkungen der Nichtigerklä-
rung oder der Feststellung der Ungültigkeit einer solchen Handlung aussetzen, bis die festgestellte Rechts-
widrigkeit mit einer neuen Handlung behoben wird (vgl. in diesem Sinne u. a. Urteil vom 3. September
2008, Kadi [= Fall 119], Randnrn. 373 bis 376, in Bezug auf eine Nichtigerklärung und Urteil Régie Net-
works, Randnr. 126, in Bezug auf eine Feststellung der Ungültigkeit).
[66] Nach der Rechtsprechung kann die Aufrechterhaltung der Wirkungen einer für nichtig oder für ungültig
erklärten Handlung der Union, mit der bezweckt wird, keinen regelungsfreien Zustand entstehen zu lassen,
bis eine neue Handlung an die Stelle der für nichtig oder für ungültig erklärten getreten ist …), durch zwin-
gende Erwägungen der Rechtssicherheit, die mit allen betroffenen öffentlichen wie privaten Interessen zu-
sammenhängen, gerechtfertigt sein (…), und zwar für den Zeitraum, der erforderlich ist, um es zu ermögli-
chen, die Rechtswidrigkeit zu beheben (vgl. in diesem Sinne u. a. Urteile Kadi [= Fall 119], Randnr. 375
[…]).
[67] Dazu genügt jedoch der Hinweis, dass – selbst wenn man davon ausgeht, dass ähnliche Erwägungen
wie die, die der angeführten, für Maßnahmen der Union entwickelten Rechtsprechung zugrunde liegen, in
analoger Anwendung ausnahmsweise zu einer vorübergehenden Aussetzung der Verdrängungswirkung füh-
ren können, die eine unmittelbar geltende Rechtsvorschrift der Union gegenüber ihr entgegenstehendem na-
tionalem Recht ausübt – eine solche Aussetzung, über deren Voraussetzungen nur der Gerichtshof entschei-
den könnte, im vorliegenden Fall von vornherein auszuschließen ist, da keine zwingenden Erwägungen der
Rechtssicherheit vorliegen, die sie rechtfertigen könnten.
[68] Aus der Vorlageentscheidung geht nämlich hervor, dass das vorlegende Gericht, das allein für die Wür-
digung des Sachverhalts des bei ihm anhängigen Rechtsstreits zuständig ist, in diesem Stadium der Ansicht
war, dass die im Ausgangsverfahren in Rede stehende restriktive Regelung nicht effektiv dazu beitrug, die
Wetttätigkeiten in kohärenter und systematischer Weise zu begrenzen, so dass sich aus der bisherigen Recht-
sprechung des Gerichtshofs ergab, dass eine solche Regelung, die nicht mit dem Ziel gerechtfertigt werden
kann, Anreize zu überhöhten Ausgaben für das Spielen zu vermeiden und die Spielsucht zu bekämpfen, ge-
gen die Art. 43 EG und 49 EG verstößt.
[69] Nach alledem ist auf die erste Vorlagefrage zu antworten, dass aufgrund des Vorrangs des unmittelbar
geltenden Unionsrechts eine nationale Regelung über ein staatliches Sportwettenmonopol, die nach den Fest-
stellungen eines nationalen Gerichts Beschränkungen mit sich bringt, die mit der Niederlassungsfreiheit und
dem freien Dienstleistungsverkehr unvereinbar sind, weil sie nicht dazu beitragen, die Wetttätigkeiten in ko-
härenter und systematischer Weise zu begrenzen, nicht für eine Übergangszeit weiter angewandt werden
darf.

(18) EuGH, Rs. C-42/17, Taricco II (Strafverfahren gegen M.A.S. und M.B.), Urteil vom 5. Dezember
2017; ECLI:EU:C:2017:936

Thema: Vorrang des Unionsrechts vor nationalem Verfassungsrecht

Rechts- und Verständnisfragen:
1) Wie ist das Eigenmittelsystem der EU von den Mitgliedstaaten zu schützen? (Rn. 33 ff.)
2) Kann dem der Grundsatz der Verjährung entgegengehalten werden? (Rn. 39 ff.)
3) Sind dabei die Grundrechte zu beachten? (Rn. 46 ff.)
4) Wurde die Frage des Corte costituzionale erschöpfend beantwortet?

Sachverhalt und Verfahren:
Im Urteil Taricco (C‑105/14, EU:C:2015:555) hat der Gerichtshof entschieden, dass Art. 160 letzter Absatz
des Strafgesetzbuchs in Verbindung mit dessen Art. 161 (im Folgenden: einschlägige Vorschriften des Straf-
gesetzbuchs) dadurch, dass sie vorsehen, dass eine Unterbrechungshandlung im Rahmen der Strafverfolgung
von schwerem Mehrwertsteuerbetrug die Wirkung hat, die Verjährungsfrist um lediglich ein Viertel ihrer ur-
sprünglichen Dauer zu verlängern, die den Mitgliedstaaten durch Art. 325 Abs. 1 und 2 AEUV auferlegten
Verpflichtungen beeinträchtigen können, falls diese nationale Regelung die Verhängung von wirksamen und
abschreckenden Sanktionen in einer beträchtlichen Anzahl von gegen die finanziellen Interessen der Union
gerichteten schweren Betrugsfällen verhindern oder für die Betrugsfälle zum Nachteil der finanziellen Inter-
essen des betreffenden Mitgliedstaats längere Verjährungsfristen als für die Betrugsfälle zum Nachteil der
finanziellen Interessen der Union vorsehen. Der Gerichtshof hat ferner entschieden, dass das zuständige na-
tionale Gericht verpflichtet ist, Art. 325 Abs. 1 und 2 AEUV volle Wirkung zu verleihen, indem es erforder-
lichenfalls die Bestimmungen des nationalen Rechts unangewendet lässt, die die Wirkung hätten, den betref-
fenden Mitgliedstaat an der Erfüllung der ihm durch die genannten Bestimmungen des AEU-Vertrags aufer-
legten Verpflichtungen zu hindern.
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Die Corte suprema di cassazione (Oberster Kassationsgerichtshof, Italien) und die Corte d’appello di Milano
(Berufungsgerichtshof Mailand, Italien), die der Corte costituzionale (Verfassungsgerichtshof, Italien) Fra-
gen zur Verfassungsmäßigkeit vorgelegt haben, sind der Auffassung, dass die im Urteil Taricco aufgestellte
Regel in den beiden bei ihnen anhängigen Verfahren zum Tragen komme. Gegenstand dieser Verfahren sind
Straftaten, die unter das Dekret Nr. 74/2000 fallen und als schwer eingestuft werden können. Wären die ein-
schlägigen Vorschriften des Strafgesetzbuchs anzuwenden, wären die Taten verjährt, andernfalls könnten die
Verfahren mit einer Verurteilung enden. Die Corte d’appello di Milano (Berufungsgericht Mailand) hat über-
dies Zweifel, ob in dem bei ihr anhängigen Verfahren die Verpflichtung aus Art. 325 Abs. 2 AEUV beachtet
wird. Das Vergehen des bandenmäßigen Schmuggels ausländischer Tabakwaren, das Gegenstand von
Art. 291 c des Decreto del Presidente della Repubblica n. 43, recante approvazione del testo unico delle dis-
posizioni legislative in materia doganale (Dekrets des Präsidenten der Republik Nr. 43 über die Billigung des
Einheitstexts der Rechtsvorschriften in Zollsachen), vom 23. Januar 1973 (GURI Nr. 80 vom 28. März
1973), sei, sei nämlich mit Vergehen wie den im Ausgangsverfahren in Rede stehenden, die unter das Dekret
Nr. 74/2000 fielen, vergleichbar, unterliege aber nicht denselben Vorschriften über die Obergrenze der Ver-
jährung.
Die Corte suprema di cassazione (Oberster Kassationsgerichtshof) und die Corte d’appello di Milano (Beru-
fungsgerichtshof Mailand) sind daher der Auffassung, dass sie die in den einschlägigen Vorschriften des
Strafgesetzbuchs vorgesehenen Verjährungsfristen nach der im Urteil Taricco aufgestellten Regel unange-
wendet lassen und in der Sache entscheiden müssten.
Die Corte costituzionale (Verfassungsgerichtshof) hat Zweifel an der Vereinbarkeit einer solchen Vorgehens-
weise mit den obersten Grundsätzen der italienischen Verfassungsordnung und der Beachtung der unveräu-
ßerlichen Rechte der Person. Sie verstoße möglicherweise gegen den Grundsatz der Gesetzmäßigkeit im Zu-
sammenhang mit Straftaten und Strafen, der u. a. das Bestimmtheitsgebot und das Rückwirkungsverbot in
Strafsachen beinhalte.
In der italienischen Rechtsordnung sei die Verjährung in Strafsachen ein Institut des materiellen Rechts und
falle daher unter den Grundsatz der Gesetzmäßigkeit in Art. 25 der italienischen Verfassung. Die Verjährung
müsse deshalb durch hinreichend bestimmte und zum Zeitpunkt der Begehung der betreffenden Straftat in
Kraft befindliche Vorschriften geregelt sein. Auf Ersuchen der betreffenden nationalen Gerichte habe sie da-
her zu entscheiden, ob die im Urteil Taricco aufgestellte Regel das nach der Verfassung für materielles Straf-
recht geltende Gebot der „Bestimmtheit“ erfülle.
Erstens sei zu prüfen, ob der Täter zur Zeit der Begehung der Straftat bei verständiger Würdigung hätte wis-
sen können, dass der nationale Richter bei Vorliegen der im Urteil Taricco genannten Voraussetzungen nach
dem Unionsrecht verpflichtet sei, die einschlägigen Vorschriften des Strafgesetzbuchs unangewendet zu las-
sen. Das Gebot, dass der Täter vor Begehung der Tat eindeutig erkennen können müsse, dass die Tat strafbar
sei und mit welcher Strafe sie bedroht sei, ergebe sich auch aus der einschlägigen Rechtsprechung des
Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte zu Art. 7 der am 4. November 1950 in Rom unterzeichneten
Europäischen Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten (im Folgenden: EMRK).
Zweitens sei festzustellen, dass im Urteil Taricco nicht genau genug angegeben werde, welche Gesichts-
punkte der nationale Richter bei der Feststellung der „beträchtlichen Anzahl von Fällen“, an die die Anwen-
dung der im Urteil Taricco aufgestellten Regel anknüpfe, zu berücksichtigen habe, und dass es daher den
Entscheidungsspielraum der Gerichte nicht einschränke.
Im Urteil Taricco werde außerdem nicht auf die Vereinbarkeit der darin aufgestellten Regel mit den obersten
Grundsätzen der italienischen Verfassungsordnung eingegangen. Die Beurteilung dieser Frage werde aus-
drücklich den zuständigen nationalen Gerichten überlassen. Dazu heiße es in Rn. 53 des Urteils, dass das
nationale Gericht, sollte es entscheiden, die einschlägigen Bestimmungen des Strafgesetzbuchs unangewen-
det zu lassen, auch darauf achten müsse, dass die Grundrechte der betreffenden Personen beachtet würden.
Weiter heiße es in Rn. 55 des Urteils, dass die Nichtanwendung der fraglichen nationalen Bestimmungen un-
ter dem Vorbehalt der Prüfung der Rechte der Angeklagten durch das nationale Gericht stehe.
Im Übrigen habe sich der Gerichtshof im Urteil Taricco zur Frage der Vereinbarkeit der darin aufgestellten
Regel mit Art. 49 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union (im Folgenden: Charta) lediglich un-
ter dem Gesichtspunkt des Rückwirkungsverbots geäußert. Den anderen Gesichtspunkt des Grundsatzes der
Gesetzmäßigkeit im Zusammenhang mit Straftaten und Strafen, das Erfordernis hinreichender Bestimmtheit
der Sanktionsregelung, habe er dagegen nicht geprüft. Es handele sich dabei aber um ein Erfordernis, das
Bestandteil der gemeinsamen verfassungsrechtlichen Traditionen der Mitgliedstaaten und des Schutzsystems
der EMRK und damit ein allgemeiner Grundsatz des Unionsrechts sei. Selbst wenn die Verjährung in Straf-
sachen in der italienischen Rechtsordnung dem Verfahrensrecht zuzuordnen sein sollte, müssten die für sie
geltenden Vorschriften hinreichend bestimmt sein.

Aus den Entscheidungsgründen:
[27] Im Ausgangsverfahren stellt sich nach Ansicht der Corte costituzionale (Verfassungsgerichtshof) die
Frage, ob die im Urteil Taricco aufgestellte Verpflichtung, die einschlägigen Vorschriften des Strafgesetz-
buchs unangewendet zu lassen, gegen den Grundsatz der Gesetzmäßigkeit im Zusammenhang mit Straftaten
und Strafen verstoßen könnte, und zwar zum einen, weil die Verjährung nach italienischem Recht ein materi-
elles Institut darstellt, so dass die für sie geltenden Vorschriften für die Bürger zur Zeit der Begehung der
ihnen zur Last gelegten Taten vorhersehbar sein müssen und nicht rückwirkend zu ihren Lasten geändert
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werden dürfen, und zum anderen wegen des Erfordernisses, dass alle nationalen Rechtsvorschriften über die
Strafbarkeit auf einer Rechtsgrundlage beruhen müssen, die hinreichend bestimmt ist, um der Würdigung
durch die nationalen Gerichte einen Rahmen und eine Leitlinie geben zu können.
[28] In Anbetracht der vom vorlegenden Gericht im Hinblick auf den Grundsatz der Gesetzmäßigkeit im Zu-
sammenhang mit Straftaten und Strafen aufgeworfenen Fragen, die dem Gerichtshof in der Rechtssache, in
der das Urteil Taricco ergangen ist, nicht zur Kenntnis gebracht worden waren, ist daher die im Urteil Taric-
co vorgenommene Auslegung von Art. 325 Abs. 1 und 2 AEUV zu präzisieren.

Zur ersten und zur zweiten Frage
[29] Mit der ersten und der zweiten Frage, die zusammen zu prüfen sind, möchte das vorlegende Gericht
wissen, ob Art. 325 Abs. 1 und 2 AEUV dahin auszulegen ist, dass die nationalen Gerichte verpflichtet sind,
im Rahmen eines Strafverfahrens wegen Mehrwertsteuerstraftaten innerstaatliche Verjährungsvorschriften,
die zum nationalen materiellen Recht gehören und der Verhängung wirksamer und abschreckender straf-
rechtlicher Sanktionen in einer beträchtlichen Anzahl von gegen die finanziellen Interessen der Union ge-
richteten schweren Betrugsfällen entgegenstehen oder für Betrugsfälle zum Nachteil der finanziellen Interes-
sen der Union kürzere Verjährungsfristen vorsehen als für Fälle zum Nachteil der finanziellen Interessen des
betreffenden Mitgliedstaats, auch dann unangewendet zu lassen, wenn dies wegen mangelnder Bestimmtheit
der anwendbaren Rechtsnorm oder wegen ihrer rückwirkenden Anwendung gegen den Grundsatz der Ge-
setzmäßigkeit im Zusammenhang mit Straftaten und Strafen verstoßen würde.
[30] Nach Art. 325 Abs. 1 und 2 AEUV sind die Mitgliedstaaten verpflichtet, gegen die finanziellen Interes-
sen der Union gerichtete rechtswidrige Handlungen mit effektiven und abschreckenden Maßnahmen zu be-
kämpfen und zur Bekämpfung von Betrügereien, die sich gegen die finanziellen Interessen der Union rich-
ten, die gleichen Maßnahmen zu ergreifen, die sie auch zur Bekämpfung von Betrügereien ergreifen, die sich
gegen ihre eigenen finanziellen Interessen richten.
[31] Da die Eigenmittel der Union nach dem Beschluss 2014/335/EU, Euratom des Rates vom 26. Mai 2014
über das Eigenmittelsystem der Europäischen Union (ABl. 2014, L 168, S. 105) u. a. die Einnahmen umfas-
sen, die sich aus der Anwendung eines einheitlichen Satzes auf die nach den Unionsvorschriften bestimmte
einheitliche Mehrwertsteuer-Eigenmittelbemessungsgrundlage ergeben, besteht ein unmittelbarer Zusam-
menhang zwischen der Erhebung der Mehrwertsteuereinnahmen unter Beachtung des einschlägigen Unions-
rechts und der Zurverfügungstellung entsprechender Mehrwertsteuermittel für den Haushalt der Union. Denn
jedes Versäumnis bei der Erhebung Ersterer führt potenziell zu einer Verringerung Letzterer (vgl. in diesem
Sinne Urteile vom 26. Februar 2013, Åkerberg Fransson [= Fall 89], Rn. 26, und Taricco, Rn. 38).
[32] Die Mitgliedstaaten müssen eine wirksame Erhebung der Eigenmittel der Union garantieren (...). Dabei
müssen sie auch Eigenmittel beitreiben, die dem Haushalt der Union durch Betrug entzogen wurden.
[33] Die Mitgliedstaaten können frei wählen, welche Sanktionen sie anwenden, um die Erhebung der Ein-
nahmen aus der Mehrwertsteuer in ihrer Gesamtheit und damit den Schutz der finanziellen Interessen der
Union zu gewährleisten. Dabei kann es sich um verwaltungsrechtliche oder strafrechtliche Sanktionen oder
um eine Kombination aus beiden handeln (vgl. in diesem Sinne Urteile vom 26. Februar 2013, Åkerberg
Fransson = Fall 89], Rn. 34, und Taricco, Rn. 39).
[34] Strafrechtliche Sanktionen können allerdings unerlässlich sein, um bestimmte Fälle von schwerem
Mehrwertsteuerbetrug wirksam und abschreckend zu bekämpfen (vgl. in diesem Sinne Urteil Taricco,
Rn. 39).
[35]Die Mitgliedstaaten müssen deshalb darauf achten, dass schwere Betrugsfälle zum Nachteil der finan-
ziellen Interessen der Union im Bereich der Mehrwertsteuer durch wirksame und abschreckende Strafen ge-
ahndet werden. Sonst verstoßen sie gegen ihre Verpflichtungen aus Art. 325 Abs. 1 AEUV (vgl. in diesem
Sinne Urteil Taricco, Rn. 42 und 43).
[36] Mithin verstoßen die Mitgliedstaaten gegen ihre Verpflichtungen aus Art. 325 Abs. 1 AEUV, wenn die
Strafen, die sie verhängen, um schwere Betrugsfälle im Bereich der Mehrwertsteuer zu ahnden, nicht zu ge-
währleisten vermögen, dass die Mehrwertsteuer in voller Höhe wirksam erhoben wird. Sie müssen auch da-
rauf achten, dass die im nationalen Recht vorgesehenen Verjährungsvorschriften eine effektive Verfolgung
der im Zusammenhang mit solchen Betrugsfällen begangenen Straftaten ermöglichen.
[37] Hinzu kommt, dass die Mitgliedstaaten nach Art. 325 Abs. 2 AEUV zur Bekämpfung von Betrügereien,
die sich gegen die finanziellen Interessen der Union richten, u. a. im Bereich der Mehrwertsteuer die glei-
chen Maßnahmen ergreifen müssen, die sie auch zur Bekämpfung von Betrügereien ergreifen, die sich gegen
ihre eigenen finanziellen Interessen richten.
[38] Zu den Folgen einer etwaigen Unvereinbarkeit nationaler Rechtsvorschriften mit Art. 325 Abs. 1 und 2
AEUV ergibt sich aus der Rechtsprechung des Gerichtshofs, dass dieser Artikel den Mitgliedstaaten Ver-
pflichtungen zur Erreichung eines bestimmten Ergebnisses auferlegt, die im Hinblick auf die Anwendung
der in diesen Bestimmungen aufgestellten Regeln an keine Bedingung geknüpft sind (vgl. in diesem Sinne
Urteil Taricco, Rn. 51).
[39] Die zuständigen nationalen Gerichte müssen somit den Verpflichtungen, die sich aus Art. 325 Abs. 1
und 2 AEUV ergeben, volle Wirkung verleihen und innerstaatliche Rechtsvorschriften, namentlich im Be-
reich der Verjährung, unangewendet lassen, wenn diese im Rahmen eines Verfahrens über schwere Mehr-
wertsteuerstraftaten der Verhängung effektiver und abschreckender Strafen zur Bekämpfung von Betrügerei-
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en, die sich gegen die finanziellen Interessen der Union richten, entgegenstehen (vgl. in diesem Sinne Urteil
Taricco, Rn. 49 und 58).
[40] Nach den Ausführungen in Rn. 58 des Urteils Taricco können die fraglichen nationalen Rechtsvorschrif-
ten die dem betreffenden Mitgliedstaat durch Art. 325 Abs. 1 und 2 AEUV auferlegten Verpflichtungen be-
einträchtigen, falls sie die Verhängung wirksamer und abschreckender Strafen in einer beträchtlichen Anzahl
von gegen die finanziellen Interessen der Union gerichteten schweren Betrugsfällen verhindern oder für Be-
trugsfälle zum Nachteil der finanziellen Interessen der Union kürzere Verjährungsfristen vorsehen als für Be-
trugsfälle zum Nachteil der finanziellen Interessen des betreffenden Mitgliedstaats.
[41] Es ist in erster Linie Aufgabe des nationalen Gesetzgebers, die Verjährung so zu regeln, dass sie den
Anforderungen von Art. 325 AEUV im Licht der vom Gerichtshof in Rn. 58 des Urteils Taricco angestellten
Erwägungen genügt. Er hat nämlich zu gewährleisten, dass die nationale Regelung der Verjährung in Strafsa-
chen nicht dazu führt, dass eine beträchtliche Anzahl von schweren Betrugsfällen im Bereich der Mehrwert-
steuer ungeahndet bleiben, und dass sie nicht für Angeklagte in Betrugsfällen zum Nachteil der finanziellen
Interessen des betreffenden Mitgliedstaats strenger ist als in Betrugsfällen zum Nachteil der finanziellen In-
teressen der Union.
[42] Insoweit ist darauf hinzuweisen, dass eine sofort anwendbare und auch für noch nicht verjährte Strafta-
ten geltende Verlängerung einer Verjährungsfrist durch den nationalen Gesetzgeber in der Regel keinen Ver-
stoß gegen den Grundsatz der Gesetzmäßigkeit im Zusammenhang mit Straftaten und Strafen darstellt (vgl.
in diesem Sinne Urteil Taricco, Rn. 57 und die dort angeführte Rechtsprechung des Europäischen Gerichts-
hofs für Menschenrechte).
[43] Hinzuzufügen ist, dass im Bereich des Schutzes der finanziellen Interessen der Union durch die Aufer-
legung von Strafen eine geteilte Zuständigkeit der Union und der Mitgliedstaaten im Sinne von Art. 4 Abs. 2
AEUV besteht.
[44] Im vorliegenden Fall waren die Rechtsvorschriften über die Verjährung von Straftaten im Bereich der
Mehrwertsteuer zu der im Ausgangsverfahren maßgebenden Zeit auf Unionsebene noch nicht harmonisiert.
Dies ist erst durch die Richtlinie (EU) 2017/1371 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. Juli
2017 über die strafrechtliche Bekämpfung von gegen die finanziellen Interessen der Union gerichtetem Be-
trug (ABl. 2017, L 198, S. 29) teilweise geschehen.
[45] Es stand der Italienischen Republik damals also frei, zu bestimmen, dass die Rechtsvorschriften über
die Verjährung ebenso wie die Rechtsvorschriften über die Straftatbestände und das Strafmaß zum materiel-
len Strafrecht gehören und deshalb wie Letztere dem Grundsatz der Gesetzmäßigkeit im Zusammenhang mit
Straftaten und Strafen unterliegen.
[46] Die zuständigen nationalen Gerichte haben, sofern sie in laufenden Verfahren die einschlägigen Vor-
schriften des Strafgesetzbuchs unangewendet lassen müssen, ihrerseits darauf zu achten, dass die Grundrech-
te der Personen, denen eine Straftat zur Last gelegt wird, beachtet werden (vgl. in diesem Sinne Urteil Taric-
co, Rn. 53).
[47] Dabei steht es den nationalen Behörden und Gerichten frei, nationale Schutzstandards für die Grund-
rechte anzuwenden, sofern dadurch weder das Schutzniveau der Charta, wie sie vom Gerichtshof ausgelegt
wird, noch der Vorrang, die Einheit oder die Wirksamkeit des Unionsrechts beeinträchtigt werden (Urteil
vom 26. Februar 2013, Åkerberg Fransson [= Fall 89], Rn. 29 und die dort angeführte Rechtsprechung).
[48] Insbesondere müssen sich die zuständigen nationalen Gerichte bei der Verhängung von Strafen verge-
wissern, dass die Rechte gewährleistet sind, die sich für die Angeklagten aus dem Grundsatz der Gesetzmä-
ßigkeit im Zusammenhang mit Straftaten und Strafen ergeben.
[49] Das vorlegende Gericht vertritt die Auffassung, dass diese Rechte in den bei ihm anhängigen Verfahren
nicht beachtet würden, wenn die einschlägigen Vorschriften des Strafgesetzbuchs nicht angewandt würden.
Zum einen hätten die betreffenden Personen vor der Verkündung des Urteils Taricco bei verständiger Würdi-
gung nicht vorhersehen können, dass die nationalen Gerichte nach Art. 325 AEUV unter den in diesem Ur-
teil aufgestellten Voraussetzungen verpflichtet seien, die genannten Vorschriften unangewendet zu lassen.
[50] Zum anderen könnten die nationalen Gerichte nicht den konkreten Inhalt der Voraussetzungen festlegen,
unter denen sie die einschlägigen Vorschriften des Strafgesetzbuchs unangewendet lassen müssten – nämlich
dann, wenn diese Vorschriften die Verhängung von wirksamen und abschreckenden Sanktionen in einer be-
trächtlichen Anzahl von schweren Betrugsfällen verhinderten –, ohne die ihrem Entscheidungsspielraum
durch den Grundsatz der Gesetzmäßigkeit im Zusammenhang mit Straftaten und Strafen gesetzten Grenzen
zu überschreiten.
[51] Insoweit ist auf die hohe Bedeutung hinzuweisen, die den die Vorhersehbarkeit, die Bestimmtheit und
das Verbot der Rückwirkung der anzuwendenden Strafvorschriften betreffenden Anforderungen des Grund-
satzes der Gesetzmäßigkeit im Zusammenhang mit Straftaten und Strafen sowohl in der Rechtsordnung der
Union als auch in den nationalen Rechtsordnungen zukommt.
[52] Dieser in Art. 49 der Charta niedergelegte Grundsatz bindet die Mitgliedstaaten bei der Durchführung
des Unionsrechts im Sinne von Art. 51 Abs. 1 der Charta, etwa wenn sie im Rahmen der ihnen durch
Art. 325 AEUV auferlegten Verpflichtungen die Verhängung von Strafen wegen Straftaten im Bereich der
Mehrwertsteuer vorsehen. Die Verpflichtung, eine wirksame Erhebung der Mittel der Union zu garantieren,
darf diesem Grundsatz deshalb nicht zuwiderlaufen (...).
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[53] Der Grundsatz der Gesetzmäßigkeit im Zusammenhang mit Straftaten und Strafen gehört im Übrigen zu
den gemeinsamen verfassungsrechtlichen Traditionen der Mitgliedstaaten (...) und ist in verschiedenen völ-
kerrechtlichen Verträgen, u. a. in Art. 7 Abs. 1 EMRK, festgeschrieben worden (…).
[54] Nach den Erläuterungen zur Charta der Grundrechte (ABl. 2007, C 303, S. 17) hat das in Art. 49 der
Charta garantierte Recht nach deren Art. 52 Abs. 3 dieselbe Bedeutung und dieselbe Tragweite wie das von
der EMRK garantierte Recht.
[55] Zu den Anforderungen, die sich aus dem Grundsatz der Gesetzmäßigkeit im Zusammenhang mit Straf-
taten und Strafen ergeben, ist erstens festzustellen, dass der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte zu
Art. 7 Abs. 1 EMRK entschieden hat, dass Strafvorschriften nach diesem Grundsatz hinsichtlich der Defini-
tion sowohl des Straftatbestands als auch des Strafmaßes bestimmten Anforderungen an die Zugänglichkeit
und Vorhersehbarkeit genügen müssen (vgl. EGMR, 15. November 1996, Cantoni/Frankreich,
CE:ECHR:1996:1115JUD001786291, § 29, EGMR, 7. Februar 2002, E.K./Türkei, CE:ECHR:2002:0207JU-
D002849695, § 51, EGMR, 29. März 2006, Achour/Frankreich, CE:ECHR:2006:0329JUD006733501, § 41,
und EGMR, 20. September 2011, OAO Neftyanaya Kompaniya Yukos/Russland, CE:ECHR:2011:0920JU-
D001490204, §§ 567 bis 570).
[56] Zweitens ist hervorzuheben, dass aus dem Bestimmtheitsgebot als einer Ausprägung des Grundsatzes
der Gesetzmäßigkeit im Zusammenhang mit Straftaten und Strafen folgt, dass das Gesetz die Straftaten und
die für sie angedrohten Strafen klar definieren muss. Diese Voraussetzung ist erfüllt, wenn der Bürger an-
hand des Wortlauts der einschlägigen Bestimmung und nötigenfalls mit Hilfe ihrer Auslegung durch die Ge-
richte erkennen kann, welche Handlungen und Unterlassungen seine strafrechtliche Verantwortung begrün-
den (vgl. in diesem Sinne Urteil vom 28. März 2017, Rosneft [= Fall 86], Rn. 162).
[57] Drittens ist es mit dem Rückwirkungsverbot in Strafsachen u. a. unvereinbar, dass ein Richter in einem
Strafverfahren wegen eines Verhaltens, das nicht durch eine vor Begehung der in Rede stehenden Straftat
erlassene nationale Rechtsvorschrift verboten ist, eine Strafe verhängen oder die Regelung der strafrechtli-
chen Verantwortlichkeit derer, gegen die sich das Verfahren richtet, verschärfen kann (...).
[58] Wie in Rn. 45 des vorliegenden Urteils ausgeführt, gelten die dem Grundsatz der Gesetzmäßigkeit im
Zusammenhang mit Straftaten und Strafen innewohnenden Erfordernisse der Vorhersehbarkeit, der Be-
stimmtheit und des Rückwirkungsverbots in der italienischen Rechtsordnung auch für die Regelung der Ver-
jährung von Mehrwertsteuerstraftaten.
[59] Daraus folgt zum einen, dass das nationale Gericht zu prüfen hat, ob die nach Rn. 58 des Urteils Taricco
erforderliche Feststellung, dass die einschlägigen Vorschriften des Strafgesetzbuchs die Verhängung von
wirksamen und abschreckenden Strafen in einer beträchtlichen Anzahl schwerer, gegen die finanziellen In-
teressen der Union gerichteter Betrugsfälle verhindern, in der italienischen Rechtsordnung hinsichtlich der
Bestimmung der anwendbaren Verjährungsregelung eine Unsicherheit schafft, die gegen den Grundsatz der
Bestimmtheit des anzuwendenden Rechts verstößt. Sollte dies tatsächlich der Fall sein, sind die nationalen
Gerichte nicht verpflichtet, die einschlägigen Vorschriften des Strafgesetzbuchs unangewendet zu lassen.
[60] Zum anderen ist es nicht mit den in Rn. 58 des vorliegenden Urteils genannten Erfordernissen vereinbar,
dass das nationale Gericht in Verfahren gegen Personen, denen zur Last gelegt wird, vor der Verkündung des
Urteils Taricco Mehrwertsteuerstraftaten begangen zu haben, die einschlägigen Vorschriften des Strafgesetz-
buchs unangewendet lässt. Der Gerichtshof hat nämlich bereits in Rn. 53 des Urteils Taricco darauf hinge-
wiesen, dass gegen solche Personen im Fall der Nichtanwendung dieser Vorschriften Sanktionen verhängt
werden könnten, denen sie aller Wahrscheinlichkeit nach entgangen wären, wenn die Vorschriften ange-
wandt worden wären. Für sie könnten also rückwirkend strengere Strafbarkeitsbedingungen gelten als zur
Zeit der Begehung der Straftat.
[61] Sollte das nationale Gericht zu der Auffassung gelangen, dass der Verpflichtung, die einschlägigen Vor-
schriften des Strafgesetzbuchs unangewendet zu lassen, der Grundsatz der Gesetzmäßigkeit im Zusammen-
hang mit Straftaten und Strafen entgegensteht, wäre es somit nicht verpflichtet, dieser Verpflichtung nachzu-
kommen, selbst wenn dadurch einer mit dem Unionsrecht unvereinbaren nationalen Sachlage abgeholfen
werden könnte (...). Wie in den Rn. 41 und 42 des vorliegenden Urteils ausgeführt, ist es dann Sache des
nationalen Gesetzgebers, die erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen.
[62] Angesichts der vorstehenden Erwägungen ist auf die erste und die zweite Frage zu antworten, dass
Art. 325 Abs. 1 und 2 AEUV dahin auszulegen ist, dass die nationalen Gerichte verpflichtet sind, im Rahmen
eines Strafverfahrens wegen Mehrwertsteuerstraftaten innerstaatliche Verjährungsvorschriften, die zum na-
tionalen materiellen Recht gehören und der Verhängung wirksamer und abschreckender strafrechtlicher
Sanktionen in einer beträchtlichen Anzahl von gegen die finanziellen Interessen der Union gerichteten
schweren Betrugsfällen entgegenstehen oder für schwere Betrugsfälle zum Nachteil der finanziellen Interes-
sen der Union kürzere Verjährungsfristen vorsehen als für Fälle zum Nachteil der finanziellen Interessen des
betreffenden Mitgliedstaats, unangewendet zu lassen, es sei denn, ihre Nichtanwendung führt wegen man-
gelnder Bestimmtheit der anwendbaren Rechtsnorm oder wegen der rückwirkenden Anwendung von Rechts-
vorschriften, die strengere Strafbarkeitsbedingungen aufstellen als die zum Zeitpunkt der Begehung der
Straftat geltenden Rechtsvorschriften, zu einem Verstoß gegen den Grundsatz der Gesetzmäßigkeit im Zu-
sammenhang mit Straftaten und Strafen.
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Autonomie des Unionsrechts

(19) EuGH, Rs. C-284/16, Achmea (Slowakische Republik gegen Achmea BV), Urteil vom 6. März 2018;
ECLI:EU:C:2018:158

Thema: Autonomie des Unionsrechts/Investitionsschutz
Rechts- und Verständnisfragen:
1) Was ist unter der Autonomie des Unionsrechts zu verstehen? (Rn. 32 ff.)
2) Sind Schiedsgerichte damit vereinbar? (Rn. 45 ff.)
3) Bezieht sich der Ausschluss nur auf Schiedsverfahren zwischen Mitgliedstaaten? (vgl. Gutachten 1/17,

CETA = Fall 121)

Sachverhalt und Verfahren:
Der Rechtsstreit zwischen der Slowakischen Republik und der Achmea BV betrifft einen Schiedsspruch vom
7. Dezember 2012, den das im Abkommen zwischen dem Königreich der Niederlande und der Tschechisch-
en und Slowakischen Föderativen Republik über die Förderung und den gegenseitigen Schutz von Investitio-
nen (im Folgenden: BIT) vorgesehene Schiedsgericht erlassen hat. Am 1. Januar 1993 trat die Slowakische
Republik als Rechtsnachfolgerin der Tschechischen und Slowakischen Föderativen Republik in deren Rechte
und Pflichten aus dem BIT ein, und am 1. Mai 2004 wurde sie Mitglied der Europäischen Union. 
Im Zuge einer Reform ihres Gesundheitswesens öffnete die Slowakische Republik im Jahr 2004 den slowa-
kischen Markt für in- und ausländische Anbieter privater Krankenversicherungen. Nach ihrer Zulassung als
Krankenversicherer eröffnete Achmea, ein zu einem niederländischen Versicherungskonzern gehörendes Un-
ternehmen, in der Slowakei eine Tochtergesellschaft, in die sie Kapital einbrachte und über die sie private
Krankenversicherungen auf dem slowakischen Markt anbot. Im Jahr 2006 machte die Slowakische Republik
die Liberalisierung des privaten Krankenversicherungsmarkts teilweise rückgängig. Insbesondere verbot sie
mit einem Gesetz vom 25. Oktober 2007 die Ausschüttung von Gewinnen aus dem privaten Krankenversi-
cherungsgeschäft. Nachdem der Ústavný súd Slovenskej republiky (Verfassungsgerichtshof der Slowaki-
schen Republik) mit Urteil vom 26. Januar 2011 erklärt hatte, dass dieses Verbot gegen die slowakische Ver-
fassung verstoße, ließ die Slowakische Republik mit einem am 1. August 2011 in Kraft getretenen Gesetz
die fraglichen Gewinnausschüttungen wieder zu. 
Da Achmea der Auffassung war, dass die gesetzlichen Maßnahmen der Slowakischen Republik ihr einen
Schaden zugefügt hätten, leitete sie ab Oktober 2008 gemäß Art. 8 des BIT gegen diesen Mitgliedstaat ein
Schiedsverfahren ein, Schiedsort war Frankfurt am Main (Deutschland), mithin ist auf das fragliche Schieds-
verfahren das deutsche Recht anwendbar. Die Slowakische Republik erhob in diesem Schiedsverfahren eine
Einrede der Unzuständigkeit des Schiedsgerichts. Sie machte insoweit geltend, dass aufgrund ihres Beitritts
zur Union der in Art. 8 Abs. 2 des BIT vorgesehene Rückgriff auf ein Schiedsverfahren mit dem Unionsrecht
nicht zu vereinbaren sei. Mit Zwischenentscheid vom 26. Oktober 2010 wies das Schiedsgericht diese Einre-
de zurück. Die dagegen gerichteten Aufhebungsanträge der Slowakischen Republik vor den deutschen Ge-
richten im ersten Rechtszug und im Rechtsmittelverfahren blieben erfolglos. Mit Schiedsspruch vom 7. De-
zember 2012 verurteilte das Schiedsgericht die Slowakische Republik, an Achmea Schadensersatz in Höhe
von 22,1 Mio. Euro zu zahlen.
Die Slowakische Republik erhob beim Oberlandesgericht Frankfurt am Main (Deutschland) Klage auf Auf-
hebung dieses Schiedsspruchs. Gegen die Zurückweisung ihres Antrags durch das Oberlandesgericht richtet
sich die Rechtsbeschwerde der Slowakischen Republik beim Bundesgerichtshof (Deutschland). Nach § 1059
Abs. 2 der ZPO kann ein Schiedsspruch nur aufgehoben werden, wenn einer der in dieser Vorschrift vorgese-
henen Aufhebungsgründe vorliegt. So liegt u. a. ein Aufhebungsgrund vor, wenn die Schiedsvereinbarung
nach dem Recht, dem die Parteien sie unterstellt haben, ungültig ist oder wenn die Anerkennung oder Voll-
streckung des Schiedsspruchs der öffentlichen Ordnung widerspräche.
Der BGH hat das Verfahren ausgesetzt und dem EuGH insbesondere zwei Fragen zur Vorlage vorgelegt.
Zum einen möchte er wissen, ob Art. 344 AEUV der Anwendung einer Regelung in einem bilateralen Inves-
titionsschutzabkommen zwischen Mitgliedstaaten der Union (einem sogenannten unionsinternen BIT) entge-
gensteht, nach der ein Investor eines Vertragsstaats bei einer Streitigkeit über Investitionen in dem anderen
Vertragsstaat gegen Letzteren ein Verfahren vor einem Schiedsgericht einleiten darf, wenn das Investitions-
schutzabkommen vor dem Beitritt eines der Vertragsstaaten zur Union abgeschlossen worden ist, das
Schiedsgerichtsverfahren aber erst danach eingeleitet werden soll. Zum anderen, ob Art. 267 AEUV der An-
wendung einer solchen Regelung entgegensteht.

Aus den Entscheidungsgründen:
[31] Mit seiner ersten und seiner zweiten Frage, die gemeinsam zu behandeln sind, möchte das vorlegende
Gericht wissen, ob die Art. 267 und 344 AEUV dahin auszulegen sind, dass sie einer Bestimmung in einer
internationalen Übereinkunft zwischen den Mitgliedstaaten wie Art. 8 des BIT entgegenstehen, nach der ein
Investor eines dieser Mitgliedstaaten im Fall einer Streitigkeit über Investitionen in dem anderen Mitglied-
staat gegen diesen ein Verfahren vor einem Schiedsgericht einleiten darf, dessen Gerichtsbarkeit sich dieser
Mitgliedstaat unterworfen hat. 

II.
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[32] Für die Beantwortung dieser Fragen ist zu beachten, dass nach ständiger Rechtsprechung des Gerichts-
hofs eine internationale Übereinkunft die in den Verträgen festgelegte Zuständigkeitsordnung und damit die
Autonomie des Rechtssystems der Union, deren Wahrung der Gerichtshof sichert, nicht beeinträchtigen darf.
Dieser Grundsatz ist insbesondere in Art. 344 AEUV verankert; danach verpflichten sich die Mitgliedstaa-
ten, Streitigkeiten über die Auslegung oder Anwendung der Verträge nicht anders als hierin vorgesehen zu
regeln (Gutachten 2/13 [Beitritt der Union zur EMRK = Fall 96], Rn. 201 und die dort angeführte Rechtspre-
chung).
[33] Nach ebenfalls ständiger Rechtsprechung des Gerichtshofs wird die Autonomie des Unionsrechts ge-
genüber sowohl dem Recht der Mitgliedstaaten als auch dem Völkerrecht durch die wesentlichen Merkmale
der Union und ihres Rechts gerechtfertigt, die die Verfassungsstruktur der Union sowie das Wesen dieses
Rechts selbst betreffen. Das Unionsrecht ist nämlich dadurch gekennzeichnet, dass es einer autonomen Quel-
le, den Verträgen, entspringt und Vorrang vor dem Recht der Mitgliedstaaten hat, sowie durch die unmittel-
bare Wirkung einer ganzen Reihe für ihre Staatsangehörigen und für sie selbst geltender Bestimmungen. Sol-
che Merkmale haben zu einem strukturierten Netz von miteinander verflochtenen Grundätzen, Regeln und
Rechtsbeziehungen geführt, das die Union selbst und ihre Mitgliedstaaten wechselseitig sowie die Mitglied-
staaten untereinander bindet (vgl. [...] Gutachten 2/13 [Beitritt der Union zur EMRK = Fall 96], Rn. 165
bis 167 und die dort angeführte Rechtsprechung).
[34] Das Unionsrecht beruht somit auf der grundlegenden Prämisse, dass jeder Mitgliedstaat mit allen ande-
ren Mitgliedstaaten eine Reihe gemeinsamer Werte teilt – und anerkennt, dass sie sie mit ihm teilen –, auf
die sich, wie es in Art. 2 EUV heißt, die Union gründet. Diese Prämisse impliziert und rechtfertigt die Exis-
tenz gegenseitigen Vertrauens zwischen den Mitgliedstaaten bei der Anerkennung dieser Werte und damit
bei der Beachtung des Unionsrechts, mit dem sie umgesetzt werden. In eben diesem Zusammenhang obliegt
es den Mitgliedstaaten nach dem in Art. 4 Abs. 3 Unterabs. 1 EUV niedergelegten Grundsatz der loyalen
Zusammenarbeit, in ihrem jeweiligen Hoheitsgebiet insbesondere für die Anwendung und Wahrung des Uni-
onsrechts zu sorgen und zu diesem Zweck alle geeigneten Maßnahmen allgemeiner oder besonderer Art zur
Erfüllung der Verpflichtungen, die sich aus den Verträgen oder den Handlungen der Unionsorgane ergeben,
zu ergreifen (Gutachten 2/13 [Beitritt der Union zur EMRK = Fall 96], Rn. 168 und 173 sowie die dort ange-
führte Rechtsprechung).
[35] Um sicherzustellen, dass die besonderen Merkmale und die Autonomie der Rechtsordnung der Union
erhalten bleiben, haben die Verträge ein Gerichtssystem geschaffen, das zur Gewährleistung der Kohärenz
und der Einheitlichkeit bei der Auslegung des Unionsrechts dient (Gutachten 2/13 [Beitritt der Union zur
EMRK = Fall 96], Rn. 174 und die dort angeführte Rechtsprechung).
[36] In diesem Rahmen ist es gemäß Art. 19 EUV Sache der nationalen Gerichte und des Gerichtshofs, die
volle Anwendung des Unionsrechts in allen Mitgliedstaaten und den Schutz der Rechte zu gewährleisten, die
den Einzelnen aus ihm erwachsen (vgl. in diesem Sinne Gutachten 1/09 [Schaffung eines einheitlichen Pa-
tentgerichtssystems], EU:C:2011:123, Rn. 68, und 2/13 [Beitritt der Union zur EMRK = Fall 96], Rn. 175,
sowie C-64/16, Associação Sindical dos Juízes Portugueses, Rn. 33 [= Fall 35]). 
[37] Insbesondere besteht das Schlüsselelement des so gestalteten Gerichtssystems in dem in Art. 267 AEUV
vorgesehenen Vorabentscheidungsverfahren, das durch die Einführung eines Dialogs von Gericht zu Gericht
gerade zwischen dem Gerichtshof und den Gerichten der Mitgliedstaaten die einheitliche Auslegung des
Unionsrechts gewährleisten soll und damit die Sicherstellung seiner Kohärenz, seiner vollen Geltung und
seiner Autonomie sowie letztlich des eigenen Charakters des durch die Verträge geschaffenen Rechts ermög-
licht (Gutachten 2/13 [Beitritt der Union zur EMRK = Fall 96], Rn. 176 und die dort angeführte Rechtspre-
chung). 
[38] Im Licht dieser Erwägungen sind die erste und die zweite Vorlagefrage zu beantworten. 
[39] Hierfür ist als Erstes zu prüfen, ob sich die Streitigkeiten, über die das in Art. 8 des BIT genannte
Schiedsgericht zu erkennen hat, auf die Auslegung oder Anwendung des Unionsrechts beziehen können. 
[40] Selbst wenn man sich insoweit dem Vorbringen von Achmea anschlösse, dass dieses Schiedsgericht un-
geachtet des sehr weiten Wortlauts von Art. 8 Abs. 1 des BIT nur über einen möglichen Verstoß gegen dieses
Abkommen zu befinden habe, änderte dies nichts daran, dass es dafür nach Art. 8 Abs. 6 des BIT u. a. das
geltende Recht der betroffenen Vertragspartei und alle erheblichen Abkommen zwischen den Vertragspartei-
en zu berücksichtigen hat. 
[41] Das Unionsrecht ist jedoch angesichts seines Wesens und seiner Merkmale, auf die oben in Rn. 33 Be-
zug genommen worden ist, sowohl als Teil des in jedem Mitgliedstaat geltenden Rechts als auch als einem
internationalen Abkommen zwischen den Mitgliedstaaten entsprungen anzusehen. 
[42] Folglich hat unter diesen beiden Aspekten das in Art. 8 des BIT vorgesehene Schiedsgericht gegebenen-
falls das Unionsrecht und insbesondere die Bestimmungen über die Grundfreiheiten, darunter die Niederlas-
sungsfreiheit und die Kapitalverkehrsfreiheit, auszulegen oder sogar anzuwenden. 
[43] Somit ist als Zweites zu prüfen, ob ein Schiedsgericht wie das in Art. 8 des BIT vorgesehene zum Ge-
richtssystem der Union gehört und, insbesondere, ob es als ein Gericht eines Mitgliedstaats im Sinne von
Art. 267 AEUV angesehen werden kann. Aus der Zugehörigkeit eines von den Mitgliedstaaten geschaffenen
Gerichts zum Gerichtssystem der Union folgt nämlich, dass seine Entscheidungen geeigneten Mechanismen
zur Gewährleistung der vollen Wirksamkeit des Unionsrechts unterliegen (vgl. in diesem Sinne Gutachten
1/09 [Übereinkommen zur Schaffung eines einheitlichen Patentgerichtssystems], EU:C:2011:123, Rn. 82
und die dort angeführte Rechtsprechung). 
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[44] Insoweit hat der Gerichtshof in der Rechtssache, in der das Urteil vom 12. Juni 2014, Ascendi Beiras
Litoral e Alta, Auto Estradas das Beiras Litoral e Alta (C‑377/13, EU:C:2014:1754), ergangen ist, die Ein-
stufung des fraglichen Gerichts als „Gericht eines Mitgliedstaats“ daraus hergeleitet, dass es insgesamt ein in
der portugiesischen Verfassung selbst vorgesehener Teil des Systems der gerichtlichen Streitentscheidung in
Steuerangelegenheiten war (vgl. in diesem Sinne Urteil vom 12. Juni 2014, Ascendi Beiras Litoral e Alta,
Auto Estradas das Beiras Litoral e Alta, C‑377/13, EU:C:2014:1754, Rn. 25 und 26). 
[45] In der Rechtssache des Ausgangsverfahrens ist das Schiedsgericht jedoch kein Teil des in den Nieder-
landen und in der Slowakei bestehenden Gerichtssystems. Im Übrigen ist gerade der Ausnahmecharakter sei-
ner Gerichtsbarkeit im Verhältnis zu der der Gerichte dieser beiden Mitgliedstaaten einer der Hauptgründe
für das Bestehen von Art. 8 des BIT. 
[46] Infolge dieses Merkmals des im Ausgangsverfahren fraglichen Schiedsgerichts kann dieses jedenfalls
nicht als Gericht „eines Mitgliedstaats“ im Sinne von Art. 267 AEUV eingestuft werden. 
[47] Zwar hat der Gerichtshof befunden, dass nichts dagegen spricht, dass ein mehreren Mitgliedstaaten ge-
meinsames Gericht wie der Benelux-Gerichtshof dem Gerichtshof ebenso wie die Gerichte der einzelnen
Mitgliedstaaten Fragen zur Vorabentscheidung vorlegen kann (vgl. in diesem Sinne Urteile vom 4. Novem-
ber 1997, Parfums Christian Dior, C‑337/95, EU:C:1997:517, Rn. 21, und vom 14. Juni 2011, Miles u. a.,
C‑196/09, EU:C:2011:388, Rn. 40). 
[48] Das im Ausgangsverfahren in Rede stehende Schiedsgericht stellt jedoch kein solches mehreren Mit-
gliedstaaten gemeinsames Gericht dar, das mit dem Benelux-Gerichtshof vergleichbar wäre. Während näm-
lich zum einen dieser die Aufgabe hat, die einheitliche Anwendung der den drei Beneluxstaaten gemeinsa-
men Rechtsvorschriften zu gewährleisten, und zum anderen das Verfahren vor ihm ein Zwischenstreit in den
vor den nationalen Gerichten anhängigen Verfahren ist, nach dessen Abschluss die endgültige Auslegung der
den Beneluxstaaten gemeinsamen Rechtsvorschriften feststeht, weist das im Ausgangsverfahren in Rede ste-
hende Schiedsgericht keine derartigen Verbindungen mit den Gerichtssystemen der Mitgliedstaaten auf (vgl.
in diesem Sinne Urteil vom 14. Juni 2011, Miles u. a., C 196/09, EU:C:2011:388, Rn. 41).
[49] Daher kann ein Gericht wie das in Art. 8 des BIT genannte nicht als ein „Gericht eines Mitgliedstaats“
im Sinne von Art. 267 AEUV angesehen werden und ist folglich nicht befugt, den Gerichtshof mit einem
Vorabentscheidungsersuchen anzurufen. 
[50] Unter diesen Umständen bleibt noch als Drittes zu prüfen, ob der Schiedsspruch eines solchen Gerichts
im Einklang insbesondere mit Art. 19 EUV der Kontrolle durch ein Gericht eines Mitgliedstaats unterliegt,
die gewährleistet, dass die unionsrechtlichen Fragen, die das Schiedsgericht zu behandeln haben könnte,
eventuell im Wege eines Vorabentscheidungsersuchens dem Gerichtshof vorgelegt werden könnten. 
[51] Insoweit ist zu beachten, dass nach Art. 8 Abs. 7 des BIT die Entscheidung des in diesem Artikel vorge-
sehenen Schiedsgerichts endgültig ist. Zudem legt das Schiedsgericht nach Art. 8 Abs. 5 des BIT sein eige-
nes Verfahren unter Anwendung der Schiedsordnung der UNCITRAL fest und wählt insbesondere seinen
Sitz und damit das Recht, das für das Verfahren zur gerichtlichen Überprüfung der Gültigkeit des Schieds-
spruchs gilt, mit dem es die bei ihm anhängige Streitigkeit beilegt. 
[52] Im vorliegenden Fall hat das von Achmea angerufene Schiedsgericht als Schiedsort Frankfurt am Main
gewählt, so dass für das Verfahren der gerichtlichen Überprüfung der Gültigkeit des am 7. Dezember 2012
ergangenen Schiedsspruchs das deutsche Recht anwendbar wurde. Es ist somit diese Wahl, die es der Slowa-
kischen Republik als Streitpartei erlaubt hat, nach diesem Recht eine gerichtliche Überprüfung des Schieds-
spruchs zu beantragen und zu diesem Zweck das zuständige deutsche Gericht anzurufen.
[53] Es ist jedoch festzustellen, dass eine solche gerichtliche Überprüfung durch dieses Gericht nur vorge-
nommen werden kann, soweit das nationale Recht sie gestattet. Darüber hinaus sieht § 1059 Abs. 2 ZPO nur
eine beschränkte Überprüfung vor, die sich u. a. auf die Gültigkeit der Schiedsvereinbarung nach dem an-
wendbaren Recht und auf die Frage bezieht, ob die Anerkennung und Vollstreckung des Schiedsspruchs die
öffentliche Ordnung wahrt. 
[54] Für die Handelsschiedsgerichtsbarkeit hat der Gerichtshof zwar entschieden, dass die Erfordernisse der
Wirksamkeit des Schiedsverfahrens es rechtfertigen, Schiedssprüche durch die Gerichte der Mitgliedstaaten
nur in beschränktem Umfang zu überprüfen, soweit die grundlegenden Bestimmungen des Unionsrechts im
Rahmen dieser Kontrolle geprüft werden können und gegebenenfalls Gegenstand einer Vorlage zur Vorab-
entscheidung an den Gerichtshof sein können (vgl. in diesem Sinne Urteile vom 1. Juni 1999, Eco Swiss,
C‑126/97, EU:C:1999:269, Rn. 35, 36 und 40, und vom 26. Oktober 2006, Mostaza Claro, C‑168/05,
EU:C:2006:675, Rn. 34 bis 39) 
[55] Ein Schiedsverfahren wie das in Art. 8 des BIT vorgesehene unterscheidet sich jedoch von einem Han-
delsschiedsverfahren. Während Letzteres nämlich auf der Parteiautonomie beruht, leitet sich Ersteres aus
einem Vertrag her, in dem Mitgliedstaaten übereingekommen sind, der Zuständigkeit ihrer eigenen Gerichte
und damit dem System von gerichtlichen Rechtsbehelfen, dessen Schaffung ihnen Art. 19 Abs. 1 Unterabs. 2
EUV in den vom Unionsrecht erfassten Bereichen vorschreibt (vgl. in diesem Sinne Urteil vom 27. Februar
2018, Associação Sindical dos Juízes Portugueses [= Fall 35], Rn. 34), Rechtsstreitigkeiten zu entziehen, die
die Anwendung und Auslegung des Unionsrechts betreffen können. Daher lassen sich die in der vorstehen-
den Randnummer wiedergegebenen Überlegungen zur Handelsschiedsgerichtsbarkeit nicht auf ein Schieds-
verfahren wie das in Art. 8 des BIT vorgesehene übertragen. 
[56] Folglich ist unter Berücksichtigung aller in Art. 8 des BIT vorgesehenen und oben in den Rn. 39 bis 55
erörterten Merkmale des Schiedsgerichts festzustellen, dass mit dem Abschluss des BIT die an ihm beteilig-
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ten Mitgliedstaaten einen Mechanismus zur Beilegung von Streitigkeiten zwischen einem Investor und
einem Mitgliedstaat geschaffen haben, der ausschließen kann, dass über diese Streitigkeiten, obwohl sie die
Auslegung oder Anwendung des Unionsrechts betreffen könnten, in einer Weise entschieden wird, die die
volle Wirksamkeit des Unionsrechts gewährleistet. 
[57] Zwar ist nach ständiger Rechtsprechung des Gerichtshofs eine internationale Übereinkunft, die die
Schaffung eines mit der Auslegung ihrer Bestimmungen betrauten Gerichts vorsieht, dessen Entscheidungen
für die Organe, einschließlich des Gerichtshofs, bindend sind, grundsätzlich nicht mit dem Unionsrecht un-
vereinbar. Die Zuständigkeit der Union im Bereich der internationalen Beziehungen und ihre Fähigkeit zum
Abschluss internationaler Übereinkünfte umfassen nämlich notwendigerweise die Möglichkeit, sich den Ent-
scheidungen eines durch solche Übereinkünfte geschaffenen oder bestimmten Gerichts in Bezug auf die
Auslegung und Anwendung ihrer Bestimmungen zu unterwerfen, sofern die Autonomie der Union und ihrer
Rechtsordnung gewahrt bleibt (vgl. in diesem Sinne Gutachten 1/91 [EWR-Abkommen I = Fall 128], Rn. 40
und 70, 1/09 [Übereinkommen zur Schaffung eines einheitlichen Patentgerichtssystems] vom 8. März 2011,
EU:C:2011:123, Rn. 74 und 76, sowie 2/13 [Beitritt der Union zur EMRK = Fall 96], Rn. 182 und 183).
[58] Indessen ist im vorliegenden Fall außer dem Umstand, dass die Streitigkeiten, die unter die Gerichtsbar-
keit des in Art. 8 des BIT vorgesehenen Schiedsgerichts fallen, die Auslegung sowohl dieser Übereinkunft
als auch des Unionsrechts betreffen können, die Möglichkeit der Zuweisung dieser Streitigkeiten zu einer
Einrichtung, die nicht Teil des Gerichtssystems der Union ist, in einer Übereinkunft vorgesehen, die nicht
von der Union, sondern von den Mitgliedstaaten geschlossen wurde. Art. 8 des BIT ist jedoch geeignet, ne-
ben dem Grundsatz des gegenseitigen Vertrauens zwischen den Mitgliedstaaten die Erhaltung des eigenen
Charakters des durch die Verträge geschaffenen Rechts, die durch das in Art. 267 AEUV vorgesehene Vorab-
entscheidungsverfahren gewährleistet wird, in Frage zu stellen, und ist daher nicht mit der in Rn. 34 des vor-
liegenden Urteils erwähnten Verpflichtung zur loyalen Zusammenarbeit vereinbar.
[59] Demnach beeinträchtigt Art. 8 des BIT die Autonomie des Unionsrechts. 
[60] Daher ist auf die erste und die zweite Frage zu antworten, dass die Art. 267 und 344 AEUV dahin aus-
zulegen sind, dass sie einer Bestimmung in einer internationalen Übereinkunft zwischen den Mitgliedstaaten
wie Art. 8 des BIT entgegenstehen, nach der ein Investor eines dieser Mitgliedstaaten im Fall einer Streitig-
keit über Investitionen in dem anderen Mitgliedstaat gegen diesen ein Verfahren vor einem Schiedsgericht
einleiten darf, dessen Gerichtsbarkeit sich dieser Mitgliedstaat unterworfen hat.

Weitere wichtige Entscheidung:
* Gutachten 2/13, Beitritt zur EMRK (Gutachten auf Antrag der Kommission), Gutachten vom 18. De-
zember 2014 [= Fall 96]

Bestandskraft bzw. Rechtskraft von behördlichen und gerichtlichen Entscheidungen der
Mitgliedstaaten

Bescheide

(20) EuGH, Rs. C-453/00, Kühne & Heitz (Kühne & Heitz NV gegen Productschap voor Pluimvee en
Eieren), Urteil vom 13. Januar 2004; Slg. 2004, S. I-837

Thema: Vorrang des Unionsrechts vor bestandskräftigen Verwaltungsakten
Rechts- und Verständnisfragen:
1) Werden Bestimmungen des Unionsrechts durch den Gerichtshof erläutert? (Rn. 21)
2) Sind die ausgelegten Bestimmungen von nationalen Verwaltungsbehörden auch auf Entscheidungen an-

zuwenden, die vor Erlaß des Gerichtsurteils getroffen wurden? (Rn. 22)
3) Unter welchen Voraussetzungen werden nationale Verwaltungsbehörden verpflichtet, eine bestandskräf-

tige Verwaltungsentscheidung zu überprüfen? (Rn. 28)

Sachverhalt und Verfahren:
Von Dezember 1986 bis Dezember 1987 führte die Klägerin Geflügelteile in Drittländer aus. Bei den nieder-
ländischen Zollbehörden meldete sie diese Ware als „Schenkel und Teile von anderem Geflügel“ im Sinne
von Tarifposition 02.02 B II e 3 des Gemeinsamen Zolltarifs an. Auf der Grundlage dieser Anmeldungen ge-
währte die Productschap die dieser Tarifposition entsprechenden Ausfuhrerstattungen und zahlte die entspre-
chenden Beträge. Nach Überprüfung reihte die Productschap die Ware in Tarifposition 02.02 B II ex g („an-
dere“) ein. Auf der Grundlage dieser Neutarifierung verlangte sie die Rückzahlung eines Betrages von
970 950,98 NLG.
Der Widerspruch der Klägerin gegen diese Rückzahlungsanordnung wurde zurückgewiesen. Gegen den ent-
sprechenden Bescheid erhob die Klägerin Klage beim College van Beroep voor het bedrijfsleven. Dieses
wies die Klage mit Urteil vom 22. November 1991 mit der Begründung ab, dass es sich bei der in Rede
stehenden Ware nicht um „Schenkel“ im Sinne der Tarifposition 02.02 B II e 3 handele. In diesem Verfahren
beantragte die Klägerin nicht die Vorlage einer Vorabentscheidungsfrage an den Gerichtshof.
Später hat der Gerichtshof mit Urteil vom 5. Oktober 1994 in der Rechtssache C-151/93 (Voogd Vleesimport
en -export, Slg. 1994, I-4915) in den Randnummern 20 und 21 entschieden: „Ein Schenkel, an dem noch ein

III.

1.
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Teil des Rückens hängt, ist daher als Schenkel im Sinne der Tarifstelle 02.02 B II e 3 der alten und der Un-
terposition 0207 41 51 000 der neuen Nomenklatur einzuordnen, wenn dieser Teil des Rückens nicht groß
genug ist, um dem Erzeugnis seinen wesentlichen Charakter zu verleihen. Um festzustellen, ob dies der Fall
ist, hat das nationale Gericht, da es seinerzeit keine Gemeinschaftsregelung gab, die inländischen Handels-
bräuche und die herkömmlichen Zerlegungsmethoden zu berücksichtigen.“
Auf das Urteil Voogd Vleesimport en -export hin stellte die Klägerin bei der Productschap einen Antrag auf
Zahlung der Erstattungen, deren Rückzahlung die Productschap ihres Erachtens zu Unrecht verlangt hatte,
und auf Zahlung des höheren Betrages, den sie an Erstattung erhalten hätte, wenn die nach Dezember 1987
ausgeführten Hühnerschenkel diesem Urteil gemäß eingereiht worden wären.
Die Productschap lehnte diese Anträge ab und wies den Widerspruch mit Bescheid vom 21. Juli 1997 zu-
rück. Die Klägerin erhob daraufhin gegen diesen Bescheid, den Streitgegenstand des Ausgangsverfahrens,
Klage.

Aus den Entscheidungsgründen:
[20] Wie der Gerichtshof bereits entschieden hat, ist es Aufgabe aller Stellen der Mitgliedstaaten, im Rah-
men ihrer jeweiligen Zuständigkeiten die Einhaltung des Gemeinschaftsrechts zu gewährleisten […].
[21] Durch die Auslegung einer Bestimmung des Gemeinschaftsrechts, die der Gerichtshof in Ausübung sei-
ner Befugnisse aus Artikel 234 EG vornimmt, wird erforderlichenfalls erläutert und verdeutlicht, in welchem
Sinne und mit welcher Bedeutung diese Bestimmung ab ihrem Inkrafttreten zu verstehen und anzuwenden
ist oder gewesen wäre […].
[22] Daher ist eine so ausgelegte Bestimmung des Gemeinschaftsrechts von einer Verwaltungsbehörde im
Rahmen ihrer Zuständigkeit auch auf Rechtsbeziehungen anzuwenden, die vor dem Erlass der Vorabent-
scheidung des Gerichtshofes entstanden sind.
[23] Im Ausgangsverfahren stellt sich die Frage, ob die Erfüllung dieser Verpflichtung auch geboten ist,
wenn die Verwaltungsentscheidung bestandskräftig geworden ist, bevor beantragt wurde, sie zu revidieren,
um einer Vorabentscheidung des Gerichtshofes Rechnung zu tragen.
[24] Die Rechtssicherheit gehört zu den im Gemeinschaftsrecht anerkannten allgemeinen Rechtsgrundsät-
zen. Die Bestandskraft einer Verwaltungsentscheidung, die nach Ablauf angemessener Klagefristen oder Er-
schöpfung des Rechtswegs eingetreten ist, trägt zur Rechtssicherheit bei. Daher verlangt das Gemeinschafts-
recht nicht, dass eine Verwaltungsbehörde grundsätzlich verpflichtet ist, eine bestandskräftige Verwaltungs-
entscheidung zurückzunehmen.
[25] Das vorlegende Gericht hat jedoch dargelegt, dass eine Verwaltungsbehörde nach niederländischem
Recht – sofern keine Rechte Dritter verletzt werden – stets die Befugnis hat, eine bestandskräftige Verwal-
tungsentscheidung zurückzunehmen, und dass das Bestehen einer derartigen Befugnis unter Umständen die
Verpflichtung implizieren kann, eine solche Entscheidung zurückzunehmen, selbst wenn die zuständige Be-
hörde nach niederländischem Recht nicht verpflichtet ist, bestandskräftige Verwaltungsentscheidungen
durchgängig zurückzunehmen, um einer später ergangenen gerichtlichen Entscheidung nachzukommen. Mit
seiner Frage möchte das vorlegende Gericht wissen, ob sich unter Umständen wie denjenigen des Ausgangs-
verfahrens aus dem Gemeinschaftsrecht eine Pflicht zur Rücknahme einer bestandskräftigen Verwaltungsent-
scheidung ergibt.
[26] Nach den Akten liegen folgende Umstände vor. Erstens hat die Verwaltungsbehörde nach nationalem
Recht die Befugnis, die im Ausgangsverfahren in Rede stehende bestandskräftige Entscheidung zurückzu-
nehmen. Zweitens erlangte die Verwaltungsentscheidung ihre Bestandskraft erst infolge eines Urteils eines
nationalen Gerichts, dessen Entscheidungen nicht mit Rechtsmitteln anfechtbar sind. Drittens beruhte dieses
Urteil auf einer Auslegung des Gemeinschaftsrechts, die, wie ein später ergangenes Urteil des Gerichtshofes
zeigt, unrichtig war und die erfolgt ist, ohne dass der Gerichtshof angerufen wurde, obwohl der Tatbestand
des Artikels 234 Absatz 3 EG erfüllt war. Viertens wandte sich die Klägerin, unmittelbar nachdem sie Kennt-
nis von diesem Urteil des Gerichtshofes erlangt hatte, an die Verwaltungsbehörde.
[27] Unter solchen Umständen ist die Verwaltungsbehörde nach dem in Artikel 10 EG verankerten Grund-
satz der Zusammenarbeit verpflichtet, ihre Entscheidung zu überprüfen, um der mittlerweile vom Gerichts-
hof vorgenommenen Auslegung der einschlägigen Bestimmung des Gemeinschaftsrechts Rechnung zu tra-
gen. Diese Behörde muss anhand der Ergebnisse dieser Überprüfung entscheiden, inwieweit sie verpflichtet
ist, die in Rede stehende Entscheidung, ohne die Belange Dritter zu verletzen, zurückzunehmen.
[28] Nach allem ist auf die vorgelegte Frage zu antworten, dass der in Artikel 10 EG verankerte Grundsatz
der Zusammenarbeit eine Verwaltungsbehörde auf einen entsprechenden Antrag hin verpflichtet, eine be-
standskräftige Verwaltungsentscheidung zu überprüfen, um der mittlerweile vom Gerichtshof vorgenomme-
nen Auslegung der einschlägigen Bestimmung Rechnung zu tragen, wenn die Behörde nach nationalem
Recht befugt ist, diese Entscheidung zurückzunehmen, die Entscheidung infolge eines Urteils eines in letzter
Instanz entscheidenden nationalen Gerichts bestandskräftig geworden ist, das Urteil, wie eine nach seinem
Erlass ergangene Entscheidung des Gerichtshofes zeigt, auf einer unrichtigen Auslegung des Gemeinschafts-
rechts beruht, die erfolgt ist, ohne dass der Gerichtshof um Vorabentscheidung ersucht wurde, obwohl der
Tatbestand des Artikels 234 Absatz 3 EG erfüllt war, und der Betroffene sich, unmittelbar nachdem er
Kenntnis von der besagten Entscheidung des Gerichtshofes erlangt hat, an die Verwaltungsbehörde gewandt
hat.
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Weitere wichtige Entscheidungen:
* Rs. C-2/06, Kempter (Willy Kempter KG gegen Hauptzollamt Jonas), Urteil vom 12. Februar 2008;
Slg. 2008, S. I-411

Aus den Entscheidungsgründen:
[28] Mit seiner ersten Frage möchte das vorlegende Gericht im Wesentlichen wissen, ob das Urteil Kühne &
Heitz die Überprüfung und Korrektur einer Verwaltungsentscheidung, die infolge eines Urteils eines letztin-
stanzlichen Gerichts bestandskräftig geworden ist, nur in dem Fall verlangt, dass sich der Betroffene im Rah-
men des gerichtlichen Rechtsbehelfs des innerstaatlichen Rechts, den er gegen diese Entscheidung eingelegt
hat, auf das Gemeinschaftsrecht berufen hat.
[41] In diesem Zusammenhang ist zu betonen, dass das System, das mit Art. 234 EG geschaffen wurde, um
die einheitliche Auslegung des Gemeinschaftsrechts in den Mitgliedstaaten zu gewährleisten, eine unmittel-
bare Zusammenarbeit zwischen dem Gerichtshof und den nationalen Gerichten durch ein Verfahren einführt,
das der Parteiherrschaft entzogen ist […].
[42] Wie nämlich der Generalanwalt in den Nrn. 100 bis 104 seiner Schlussanträge erläutert, beruht die Vor-
lage zur Vorabentscheidung auf einem Dialog des einen mit dem anderen Gericht, dessen Aufnahme aus-
schließlich von der Beurteilung der Erheblichkeit und der Notwendigkeit der Vorlage durch das nationale
Gericht abhängt […].
[43] Wie außerdem die Kommission und der Generalanwalt in den Nrn. 93 bis 95 anmerken, geht aus dem
Urteil Kühne & Heitz keineswegs hervor, dass der Rechtsbehelfsführer im Rahmen seines gerichtlichen
Rechtsbehelfs des innerstaatlichen Rechts die gemeinschaftsrechtliche Frage aufwerfen muss, die später Ge-
genstand der Vorabentscheidung des Gerichtshofs ist.
[44] Dem Urteil Kühne & Heitz lässt sich somit nicht entnehmen, dass die dritte dort aufgestellte Vorausset-
zung nur erfüllt ist, wenn die Parteien die betreffende gemeinschaftsrechtliche Frage vor dem nationalen Ge-
richt aufgeworfen haben. Die dritte Voraussetzung ist vielmehr bereits dann erfüllt, wenn der gemeinschafts-
rechtliche Gesichtspunkt, dessen Auslegung sich in Anbetracht eines späteren Urteils des Gerichtshofes als
unrichtig erwiesen hat, von dem in letzter Instanz entscheidenden nationalen Gericht entweder geprüft wur-
de, oder von Amts wegen hätte aufgegriffen werden können.
[45] Zwar gebietet das Gemeinschaftsrecht den nationalen Gerichten nicht, von Amts wegen die Frage eines
Verstoßes gegen gemeinschaftsrechtliche Bestimmungen zu prüfen, wenn sie durch die Prüfung dieser Frage
die von den Parteien bestimmten Grenzen des Rechtsstreits überschreiten müssten, doch müssen diese Ge-
richte die rechtlichen Gesichtspunkte, die sich aus einer zwingenden Gemeinschaftsvorschrift ergeben, von
Amts wegen aufgreifen, wenn sie nach dem nationalen Recht verpflichtet oder berechtigt sind, dies im Fall
einer zwingenden Vorschrift des nationalen Rechts zu tun […].
[46] Auf die erste Vorlagefrage ist daher zu antworten, dass im Rahmen eines Verfahrens vor einer Verwal-
tungsbehörde, das der Überprüfung einer Verwaltungsentscheidung dient, die infolge eines Urteils eines
letztinstanzlichen nationalen Gerichts bestandskräftig geworden ist, das, wie eine nach seinem Erlass ergan-
gene Entscheidung des Gerichtshofs zeigt, auf einer unrichtigen Auslegung des Gemeinschaftsrechts beruht,
das Gemeinschaftsrecht nicht verlangt, dass sich der Betroffene im Rahmen des gerichtlichen Rechtsbehelfs
des innerstaatlichen Rechts, den er gegen die Verwaltungsentscheidung eingelegt hat, auf das Gemein-
schaftsrecht berufen hat.
[47] Mit seiner zweiten Frage möchte das vorlegende Gericht im Wesentlichen wissen, ob das Gemein-
schaftsrecht die Möglichkeit, einen Antrag auf Überprüfung einer bestandskräftigen Verwaltungsentschei-
dung zu stellen, in zeitlicher Hinsicht beschränkt.
[54] Bezüglich der Frage der zeitlichen Begrenzung der Möglichkeit, einen Antrag auf Überprüfung zu stel-
len, ist zunächst darauf hinzuweisen, dass in der Rechtssache Kühne & Heitz das klagende Unternehmen den
Antrag auf Überprüfung und Korrektur der Verwaltungsentscheidung innerhalb von drei Monaten gestellt
hatte, nachdem es Kenntnis vom Urteil vom 5. Oktober 1994, Voogd Vleesimport en export (C 151/93,
Slg. 1994, I 4915), erlangt hatte, aus dem die Rechtswidrigkeit der Verwaltungsentscheidung folgte.
[55] Der Gerichtshof hat zwar in seiner Würdigung des Sachverhalts der Rechtssache Kühne & Heitz festge-
stellt, dass der Zeitrahmen, innerhalb dessen der Überprüfungsantrag gestellt worden war, zu berücksichtigen
war und zusammen mit den übrigen vom vorlegenden Gericht angegebenen Umständen die Überprüfung der
angefochtenen Verwaltungsentscheidung rechtfertigte. Er hat jedoch nicht verlangt, dass ein Überprüfungs-
antrag unbedingt sofort zu stellen war, nachdem der Antragsteller Kenntnis von der Entscheidung des Ge-
richtshofs erlangt hatte, auf die sich der Antrag stützte.
[56] Wie der Generalanwalt in den Nrn. 132 und 134 seiner Schlussanträge ausführt, setzt das Gemein-
schaftsrecht keine genaue Frist für die Einreichung eines Überprüfungsantrags. Die vierte Voraussetzung, die
der Gerichtshof im Urteil Kühne & Heitz aufgestellt hat, kann daher nicht als Verpflichtung verstanden wer-
den, den betreffenden Überprüfungsantrag innerhalb bestimmter Zeit zu stellen, nachdem der Antragsteller
Kenntnis von der Entscheidung des Gerichtshofs erlangt hatte, auf die sich der Antrag selbst stützte.
[57] Allerdings ist nach ständiger Rechtsprechung mangels einer einschlägigen Gemeinschaftsregelung die
Bestimmung der zuständigen Gerichte und die Ausgestaltung von Verfahren, die den Schutz der dem Bürger
aus dem Gemeinschaftsrecht erwachsenden Rechte gewährleisten sollen, Sache der innerstaatlichen Rechts-
ordnung der einzelnen Mitgliedstaaten, wobei diese Verfahren nicht weniger günstig gestaltet sein dürfen als
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bei entsprechenden Klagen, die nur innerstaatliches Recht betreffen (Äquivalenzgrundsatz), und die Aus-
übung der durch die Gemeinschaftsrechtsordnung verliehenen Rechte nicht praktisch unmöglich machen
oder übermäßig erschweren dürfen (Effektivitätsgrundsatz) (vgl. u. a. Urteile vom 13. März 2007, Unibet, C
432/05, Slg. 2007, I 2271, Randnr. 43, [= Fall 70]).
[58] Der Gerichtshof hat dementsprechend entschieden, dass die Festsetzung angemessener Ausschlussfris-
ten für die Rechtsverfolgung im Interesse der Rechtssicherheit mit dem Gemeinschaftsrecht vereinbar ist
[…]. Solche Fristen sind nämlich nicht geeignet, die Ausübung der durch die Gemeinschaftsrechtsordnung
verliehenen Rechte praktisch unmöglich zu machen oder übermäßig zu erschweren […].
[59] Aus dieser ständigen Rechtsprechung folgt, dass die Mitgliedstaaten gestützt auf den Grundsatz der
Rechtssicherheit verlangen können, dass ein Antrag auf Überprüfung und Korrektur einer bestandskräftigen
Verwaltungsentscheidung, die gegen das Gemeinschaftsrecht in seiner späteren Auslegung durch den Ge-
richtshof verstößt, bei der zuständigen Verwaltungsbehörde innerhalb einer angemessenen Frist gestellt wird.
[60] Demnach ist auf die zweite Frage zu antworten, dass die Möglichkeit, einen Antrag auf Überprüfung
einer bestandskräftigen Verwaltungsentscheidung zu stellen, durch das Gemeinschaftsrecht in zeitlicher Hin-
sicht nicht beschränkt wird. Die Mitgliedstaaten können jedoch im Einklang mit den gemeinschaftsrechtli-
chen Grundsätzen der Effektivität und der Äquivalenz angemessene Rechtsbehelfsfristen festlegen.

* Verb. Rs. C-392/04 und C-422/04, i-21 Germany (i-21 Germany und Arcor AG & Co.KG gegen Bundes-
republik Deutschland), Urteil vom 19. September 2006; Slg. 2006, S. I-8559

Aus den Entscheidungsgründen:
[53] Die Rechtssache Kühne & Heitz unterscheidet sich jedoch völlig von den Ausgangsverfahren. Die Küh-
ne & Heitz NV hatte nämlich sämtliche ihr zur Verfügung stehenden Rechtsbehelfe ausgeschöpft, während
in den Ausgangsverfahren i 21 und Arcor von ihrem Recht, die an sie gerichteten Gebührenbescheide anzu-
fechten, nicht Gebrauch gemacht haben.
[54] Folglich ist das Urteil Kühne & Heitz entgegen der Auffassung von i 21 nicht erheblich für die Feststel-
lung, ob eine Verwaltungsbehörde in einer Situation wie derjenigen der Ausgangsverfahren zur Rücknahme
bestandskräftiger Entscheidungen verpflichtet ist.
[55] In den beim vorlegenden Gericht anhängigen Verfahren wird die Erstattung von Gebühren, die aufgrund
bestandskräftiger Gebührenbescheide entrichtet wurden, mit der Begründung begehrt, dass die zuständige
Verwaltungsbehörde gemäß § 48 VwVfG in der Auslegung des Bundesverwaltungsgerichts zur Rücknahme
dieser Bescheide verpflichtet sei.
[57] Hierzu ist daran zu erinnern, dass nach ständiger Rechtsprechung mangels einer einschlägigen Gemein-
schaftsregelung die Verfahrensmodalitäten, die den Schutz der dem Bürger aus dem Gemeinschaftsrecht er-
wachsenden Rechte gewährleisten sollen, nach dem Grundsatz der Verfahrensautonomie der Mitgliedstaaten
Sache der innerstaatlichen Rechtsordnung eines jeden Mitgliedstaats sind; sie dürfen jedoch nicht ungünsti-
ger sein als diejenigen, die gleichartige Sachverhalte innerstaatlicher Art regeln (Äquivalenzprinzip), und die
Ausübung der durch die Gemeinschaftsrechtsordnung verliehenen Rechte nicht praktisch unmöglich machen
oder übermäßig erschweren (Effektivitätsprinzip) (vgl. insbesondere Urteile vom 16. Mai 2000 in der
Rechtssache C 78/98, Preston u. a., Slg. 2000, I 3201, Randnr. 31, [s.u. S. 261] und vom 7. Januar 2004 in
der Rechtssache C 201/02, Wells, Slg. 2004, I 723, Randnr. 67).
[61] Im Übrigen ist daran zu erinnern, dass nach § 48 Absatz 1 VwVfG ein rechtswidriger Verwaltungsakt,
auch nachdem er unanfechtbar geworden ist, zurückgenommen werden kann.
[62] Was sodann das Äquivalenzprinzip betrifft, so verlangt es, dass bei der Anwendung sämtlicher für
Rechtsbehelfe geltenden Vorschriften einschließlich der vorgesehenen Fristen nicht danach unterschieden
wird, ob ein Verstoß gegen Gemeinschaftsrecht oder gegen internes Recht gerügt wird.
[68] Hingegen ist die Frage aufgeworfen worden, ob das Merkmal der offensichtlichen Rechtswidrigkeit in
der gleichen Weise angewandt wurde. Nach Auffassung der Kommission hat das nationale Gericht geprüft,
ob die Regelung, auf die die Gebührenbescheide gestützt waren, im Hinblick auf höherrangige Rechtsvor-
schriften, nämlich das Telekommunikationsgesetz und das Grundgesetz, offensichtlich rechtswidrig war, je-
doch habe es diese Untersuchung im Hinblick auf das Gemeinschaftsrecht nicht oder nicht ordnungsgemäß
durchgeführt. Die Regelung verstoße offensichtlich gegen Artikel 11 Absatz 1 der Richtlinie 97/13, so dass
das Äquivalenzprinzip nicht beachtet worden sei.
[69] Ist die Behörde nach nationalem Recht verpflichtet, eine bestandskräftige Verwaltungsentscheidung zu-
rückzunehmen, wenn diese offensichtlich mit innerstaatlichem Recht unvereinbar ist, so muss im Fall offen-
sichtlicher Unvereinbarkeit dieser Entscheidung mit Gemeinschaftsrecht die gleiche Verpflichtung bestehen.
[70] Um zu beurteilen, wie klar Artikel 11 Absatz 1 der Richtlinie 97/13 ist und ob die Unvereinbarkeit des
nationalen Rechts mit diesem Artikel offensichtlich ist oder nicht, sind die Ziele dieser Richtlinie heranzu-
ziehen, die zu den Maßnahmen gehört, die zur vollständigen Liberalisierung der Telekommunikationsdienste
und -infrastrukturen getroffen wurden, und bezweckt, den Markteintritt neuer Wettbewerber zu erleichtern
[…]. Insoweit kann die Erhebung einer sehr hohen Gebühr, die die für einen Zeitraum von 30 Jahren ge-
schätzten allgemeinen Kosten abdeckt, den Wettbewerb ernsthaft beeinträchtigen, wie das vorlegende Ge-
richt in seinen Vorabentscheidungsersuchen ausgeführt hat, und stellt im Rahmen dieser Beurteilung einen
erheblichen Faktor dar.
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[71] Es ist Sache des nationalen Gerichts, anhand des Vorstehenden zu beurteilen, ob eine mit dem Gemein-
schaftsrecht klar unvereinbare Regelung wie jene, die den in den Ausgangsverfahren streitigen Gebührenbe-
scheiden zugrunde liegt, offensichtlich rechtswidrig im Sinne des betreffenden nationalen Rechts ist.
[72] Folglich ist auf die zweite Frage zu antworten, dass Artikel 10 EG in Verbindung mit Artikel 11 Absatz
1 der Richtlinie 97/13 gebietet, dass das nationale Gericht beurteilt, ob eine mit dem Gemeinschaftsrecht klar
unvereinbare Regelung wie jene, die den in den Ausgangsverfahren streitigen Gebührenbescheiden zugrunde
liegt, offensichtlich rechtswidrig im Sinne des betreffenden nationalen Rechts ist. Ist dies der Fall, hat das
nationale Gericht daraus alle sich nach seinem nationalen Recht in Bezug auf die Rücknahme dieser Be-
scheide ergebenden Konsequenzen zu ziehen.

Urteile

(21) EuGH, Rs. C-2/08, Olimpiclub (Amministrazione dell´Economia e delle Finanze, Agenzia delle Ent-
rate/Fallimento Olimpiclub Srl), Urteil vom 3. September 2009; Slg. 2009, S. I-7501

Thema: Vorrang des Unionsrechts gegenüber rechtskräftigen Urteilen
Rechts- und Verständnisfragen:
1) Welche Bedeutung hat der Grundsatz der Rechtskraft und ist dieser Grundsatz auch innerhalb der Uni-

onsrechtsordnung anerkannt? (Rn. 22, 23)
2) Welche Grundsätze müssen die Mitgliedstaaten innerhalb ihrer Verfahrensautonomie bei der Umsetzung

des Grundsatzes der Rechtskraft bei Sachverhalten die in den Anwendungsbereich des Unionsrechts fal-
len, beachten? (Rn. 24)

3) Was unterscheidet das vorliegende Urteil von dem Urteil des EuGH in der Rs. Lucchini? (Rn. 25)
4) Gilt der Effektivitätsgrundsatz im vorliegenden Fall absolut oder müssen auch nationale Verfahrens-

grundsätze beachtet werden? (Rn. 27)
5) Warum verstößt die durch den corte suprema di cassazione vorgenommene Auslegung der Rechtskraft-

vorschrift des Art. 2909 Code Civile gegen den Effektivitätsgrundsatz? (Rn. 28-31)

Sachverhalt und Verfahren:
Die italienische Olimpiclub GmbH (Olimpiclub), schloss mit der gemeinnützigen Associazione Polisportiva
Olimpiclub (Associazione), deren Gründungsmitglieder überwiegend auch Anteile an Olimpiclub hielten,
einen Nutzungsvertrag über eine im Eigentum der Olimpiclub stehende Sportanlage. Demnach durfte die As-
sociazione die Sportanlage vollumfänglich nutzen, musste aber als Gegenleistung erstens, die Zahlung der
Gebühr für die Überlassung der Nutzung der Sportanlage an den italienischen Staat übernehmen, zweitens
jedes Jahr eine Kostenerstattungspauschale von 5 Mio Lire zahlen und drittens die gesamten Bruttoeinnah-
men der Associazione, bestehend aus dem Gesamtbetrag der jährlichen Mitgliedsbeiträge, an Olimpiclub ab-
führen.
1992 nahm die italienische Finanzverwaltung eine steuerrechtliche Überprüfung dieses Nutzungsvertrages
vor und gelangte zu dem Ergebnis, dass der Nutzungsvertrag eine Gesetzesumgehung bezwecke, um hier-
durch einen missbräuchlichen Steuervorteil zu erlangen. Olimpiclub habe auf diese Weise alle Lasten auf
eine Personenvereinigung ohne Gewinnzweck übertragen und die von dieser erzielten Einnahmen, die in den
Mitgliedsbeiträgen ihrer Mitglieder bestanden und daher nicht der Mehrwertsteuer unterlegen hätten, erhal-
ten. Als Folge betrachtete die Finanzbehörde den Nutzungsvertrag für unwirksam und erließ berichtigte
Steuerbescheide zu Lasten von Olimpiclub für die Veranlagungsjahre 1988-1991.
Olimpiclub erhob gegen diese Berichtigungsbescheide Klage vor der Provinzsteuerkommission erster In-
stanz, die der Klage stattgab. Die Finanzverwaltung legte gegen dieses Urteil Berufung bei der Regional-
Steuerkommission Lazio ein, die das Urteil bestätigte. Dagegen legte die Finanzverwaltung Kassationsbe-
schwerde bei der Corte suprema di cassazione ein. Aufgrund Konkurses von Olimpiclub trat deren Konkurs-
verwalter als Beklagter in das Verfahren ein.
Im Rahmen desselben Sachverhalts wurden zulasten Olimpiclubs von der Finanzbehörde auch für die Veran-
lagungsjahre 1987 und 1992 berechtigte Steuerbescheide erlassen. In den Gerichtsverfahren gegen diese
Steuerbescheide ergingen zu Gunsten Olimpiclubs jedoch bereits rechtskräftige Urteile, in denen festgestellt
wurde, dass der Nutzungsvertrag keine missbräuchliche Gesetzesumgehung beinhaltet habe und somit wirk-
sam ist.
Der Konkursverwalter berief sich vor dem corte suprema di cassazione auf die Rechtskraft dieser beider Ur-
teile und war der Auffassung, dass die dort vorgenommenen Feststellungen für alle anderen Veranlagungs-
jahre und somit auch im Ausgangsverfahren nach italienischem Recht (Art. 2909 Code civile) bindend seien.
Dieser Ansicht folgte das Gericht. Da diese Auslegung der innerstaatlichen Rechtskraft jedoch zur Folge hät-
te das die neuere Rechtsprechung des EuGH auf dem Gebiet der Mehrwertsteuer – iSd Urteils Rs. C-255/02,
Halifax, Slg. 2006, S. I-1609 – unbeachtet und damit eine mögliche Feststellung einer missbräuchlichen Ge-
setzesumgehung des Nutzungsvertrages auf Grundlage des Unionsrechts für die im Verfahren betroffenen
Veranlagungsjahre vereitelt werden würde, setzte das Gericht das Verfahren aus. Das italienische Gericht
stellte dem EuGH dabei die Vorlagenfrage, ob das Unionsrecht der Anwendung einer nationalen Rechtskraft-
vorschrift (Art. 2909 Codice civile) in einem Steuerrechtsstreit der ein Veranlagungsjahr betrifft, für das
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noch keine endgültige gerichtliche Entscheidung ergangen ist, entgegensteht, wenn diese Vorschrift die An-
wendung unionsrechtlicher Bestimmungen betreffend missbräuchlicher Praktiken auf dem Gebiet des Steu-
errechts hindert.

Aus den Entscheidungsgründen:
[21] Olimpiclub leitet aus dem Grundsatz der Rechtskraft, wie er in der italienischen Rechtsordnung ausge-
legt und in Randnr. 13 des vorliegenden Urteils beschrieben wird, ab, dass die in den älteren Urteilen zu
anderen Veranlagungszeiträumen enthaltene Feststellung, der Nutzungsvertrag habe realen, zulässigen und
nicht betrügerischen Charakter, bindend und endgültig sei.
[22] Hierzu ist auf die Bedeutung hinzuweisen, die der Grundsatz der Rechtskraft sowohl in der Gemein-
schaftsrechtsordnung als auch in den nationalen Rechtsordnungen hat. Zur Gewährleistung des Rechtsfrie-
dens und der Beständigkeit rechtlicher Beziehungen sowie einer geordneten Rechtspflege sollen nämlich die
nach Ausschöpfung des Rechtswegs oder nach Ablauf der entsprechenden Rechtsmittelfristen unanfechtbar
gewordenen Gerichtsentscheidungen nicht mehr in Frage gestellt werden können (Urteile vom 30. Septem-
ber 2003, Köbler, C 224/01, Slg. 2003, I-10239, Randnr. 38, [= Fall 60] und vom 16. März 2006, Kapferer, C
234/04, Slg. 2006, I 2585, Randnr. 20).
[23] Somit gebietet es das Gemeinschaftsrecht einem nationalen Gericht nicht, von der Anwendung inner-
staatlicher Verfahrensvorschriften, aufgrund deren eine Entscheidung Rechtskraft erlangt, abzusehen, selbst
wenn dadurch ein Verstoß dieser Entscheidung gegen Gemeinschaftsrecht abgestellt werden könnte (vgl. Ur-
teil Kapferer, Randnr. 21)
[24] Da auf diesem Gebiet gemeinschaftsrechtliche Vorschriften fehlen, ist es nach dem Grundsatz der Ver-
fahrensautonomie Sache der innerstaatlichen Rechtsordnungen der Mitgliedstaaten, die Modalitäten der Um-
setzung des Grundsatzes der Rechtskraft festzulegen. Diese Modalitäten dürfen jedoch nicht ungünstiger
sein als die, die bei ähnlichen internen Sachverhalten gelten (Grundsatz der Äquivalenz), und nicht so ausge-
staltet sein, dass sie die Ausübung der Rechte, die die Gemeinschaftsrechtsordnung einräumt, praktisch un-
möglich machen oder übermäßig erschweren (Grundsatz der Effektivität) (vgl. in diesem Sinne Urteil Kapfe-
rer, Randnr. 22).
[25] Dieser Beurteilung steht auch das Urteil Lucchini nicht entgegen. Dieses Urteil betraf nämlich einen
ganz besonderen Sachverhalt, in dem einige Grundsätze der Verteilung der Kompetenzen zwischen den Mit-
gliedstaaten und der Gemeinschaft auf dem Gebiet staatlicher Beihilfen in Frage standen, wobei ausschließ-
lich die Kommission für die Beurteilung der Vereinbarkeit von Beihilfemaßnahmen mit dem Gemeinsamen
Markt zuständig ist (vgl. in diesem Sinne Urteil Lucchini, Randnrn. 52 und 62 [= Fall 22]). Die vorliegende
Rechtssache wirft keine solchen Kompetenzverteilungsfragen auf. […]
[27] Hierzu ist daran zu erinnern, dass der Gerichtshof bereits entschieden hat, dass jeder Fall, in dem sich
die Frage stellt, ob eine nationale Verfahrensvorschrift die Anwendung des Gemeinschaftsrechts unmöglich
macht oder übermäßig erschwert, unter Berücksichtigung der Stellung dieser Vorschrift im gesamten Verfah-
ren, des Verfahrensablaufs und der Besonderheiten des Verfahrens vor den verschiedenen nationalen Stellen
zu prüfen ist. Dabei sind gegebenenfalls die Grundsätze zu berücksichtigen, die dem nationalen Rechts-
schutzsystem zugrunde liegen, wie z. B. der Schutz der Verteidigungsrechte, der Grundsatz der Rechtssicher-
heit und der ordnungsgemäße Ablauf des Verfahrens […].
[28] Es ist daher insbesondere zu untersuchen, ob die oben angeführte Auslegung von Art. 2909 des Codice
civile in Anbetracht ihrer Konsequenzen für die Anwendung des Gemeinschaftsrechts aus dem Blickwinkel
der Wahrung des Grundsatzes der Rechtssicherheit gerechtfertigt werden kann.
[29] Hierzu ist festzustellen, wie dies im Übrigen auch das vorlegende Gericht selbst getan hat, dass diese
Auslegung es nicht nur verhindert, eine rechtskräftige gerichtliche Entscheidung, selbst wenn sie zu einer
Verletzung des Gemeinschaftsrechts führt, nochmals in Frage zu stellen, sondern es ebenso verhindert, an-
lässlich der gerichtlichen Überprüfung einer anderen Entscheidung der zuständigen Finanzbehörde, die den-
selben Steuerschuldner oder Steuerpflichtigen, aber ein anderes Steuerjahr betrifft, in einer rechtskräftigen
gerichtlichen Entscheidung enthaltene Feststellungen zu einem gemeinsamen grundlegenden Punkt in Frage
zu stellen.
[30] Eine solche Auslegung des Grundsatzes der Rechtskraft hätte daher zur Folge, dass in dem Fall, dass
eine in Rechtskraft erwachsene gerichtliche Entscheidung auf einer gemeinschaftsrechtswidrigen Auslegung
der gemeinschaftlichen Regeln zu missbräuchlichen Praktiken auf dem Gebiet der Mehrwertsteuer beruht,
sich die unrichtige Anwendung dieser Regeln für jeden neuen Veranlagungszeitraum wiederholte, ohne dass
diese fehlerhafte Auslegung korrigiert werden könnte.
[31] Vor diesem Hintergrund ist daher die Schlussfolgerung zu ziehen, dass eine Behinderung der effektiven
Anwendung der gemeinschaftlichen Regeln auf dem Gebiet der Mehrwertsteuer von solcher Reichweite
nicht durch den Grundsatz der Rechtssicherheit gerechtfertigt werden kann und daher als dem Effektivitäts-
grundsatz widersprechend angesehen werden muss.

(22) EuGH, Rs. C-119/05, Lucchini (Ministero dell´Industria, dell Commercio e dell´Artigianato gegen
Lucchini SpA), Urteil vom 16. Juli 2007; Slg. 2007, S. I-6199
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Rechts- und Verständnisfragen:
1) Inwieweit sind innerstaatliche Gerichte dazu berufen, über die Vereinbarkeit von staatlichen Beihilfen

mit dem Binnenmarkt zu befinden? (Rn. 51, 52, 57)
2) Kann ein in Rechtskraft erwachsenes Urteil eines nationalen Gerichts die ausschließliche Zuständigkeit

der Kommission, über die Vereinbarkeit staatlicher Beihilfen mit dem Binnenmarkt zu befinden, und ge-
gebenenfalls die Rückforderung der rechtswidrig gewährten Beihilfe zu veranlassen, vereiteln?
(Rn. 59-61, 63)

Sachverhalt und Verfahren:
Die LucchiniSpA suchte bei den italienischen Behörden um finanzielle Unterstützung für die Modernisie-
rung bestimmter Anlagen der Eisen- und Stahlindustrie an. Letztere meldeten die beantragten Beihilfen bei
der Kommission an, woraufhin diese um nähere Auskünfte ersuchte. Die Behörden reagierten darauf jedoch
nicht. Sie entschieden vielmehr – kurz vor Ablauf der im Dritten Beihilfekodex festgesetzten Frist für die
Gewährung von Beihilfen –, der LucchiniSpA vorläufig 15% der Investitionskosten auszubezahlen. Den Er-
lass der endgültigen Maßnahme zur Gewährung der Beihilfe machten sie jedoch von der Zustimmung der
Kommission abhängig. Im April 1989 verklagte die LucchiniSpA die zuständigen Behörden vor dem Tribu-
nale civile e penale di Roma, da die Beihilfe noch nicht ausgezahlt worden war. Außerdem wollte sie ihren
Anspruch auf Gewährung der ursprünglich geforderten Beihilfen feststellen lassen.
Im Juni 1990 erklärte die Kommission jedoch sämtliche zugunsten der LucchiniSpA vorgesehene Beihilfen
für mit dem Gemeinsamen Markt unvereinbar. Die im Vertrag vorgesehene Frist verstrich, ohne dass die
LucchiniSpA gegen diese Entscheidung Klage erhob.
Ein Jahr später, im Juli 1991, gelangte das Tribunale civile e penale di Roma zu dem Ergebnis, dass die Luc-
chiniSpA einen Anspruch auf die fragliche Beihilfe habe und verurteilte die Behörden, die geforderten Be-
träge auszubezahlen. Weder die LucchiniSpA noch das römische Zivilgericht nahmen dabei auf die einschlä-
gigen gemeinschaftsrechtlichen Bestimmungen bzw die Entscheidung der Kommission Bezug. Das in der
Folge von den Behörden mit der Angelegenheit befasste Instanzgericht bestätigte das Urteil des Tribunale
civile e penale, womit letzteres im Februar 1995 auch rechtskräftig wurde.
Dementsprechend zahlte das Ministerium die Beihilfe an die LucchiniSpA per Dekret aus, wobei für den
Fall einer negativen Gemeinschaftsentscheidung ein Rückforderungsrecht eingeräumt wurde. Auf Veranlas-
sung der Kommission widerriefen die italienischen Behörden das Dekret und forderten die Rückzahlung der
Beihilfen. Dagegen rief die LucchiniSpA das Tribunale amministrativo regionale del Lazio an, das ent-
schied, die öffentliche Verwaltung sei nicht befugt, ihren eigenen Rechtsakt betreffend die Gewährung von
Beihilfen zurückzunehmen, wenn diesem ein rechtskräftiges Urteil zugrunde liegt. Das in weiterer Folge mit
der Angelegenheit befasste Consiglio di Stato setzte das Verfahren aus und legte dem Gerichthof der Europä-
ischen Gemeinschaften gem. Art 234 EGV die Fragen vor, ob das Gemeinschaftsrecht der Anwendung einer
auf Rechtskraft abzielenden nationalen Vorschrift (wie Art. 2909 des Codice civile) entgegensteht, soweit
ihre Anwendung die Rückforderung einer unionsrechtswidrig gewährten Beihilfe behindert, deren Unverein-
barkeit durch eine bestandskräftig gewordene Entscheidung der Kommission festgestellt worden ist.

Aus den Entscheidungsgründen:
Zu den Zuständigkeiten der innerstaatlichen Gerichte auf dem Gebiet der staatlichen Beihilfen […]
[51] Dagegen sind innerstaatliche Gerichte nicht zuständig, darüber zu befinden, ob eine staatliche Beihilfe
mit dem Gemeinsamen-Markt vereinbar ist.
[52] Denn nach ständiger Rechtsprechung ist ausschließlich die Kommission, die dabei der Kontrolle des
Gemeinschaftsrichters unterliegt, für die Beurteilung der Vereinbarkeit von Beihilfenmaßnahmen oder einer
Beihilferegelung mit dem Gemeinsamen Markt zuständig […].
Zur Zuständigkeit der innerstaatlichen Gerichte hinsichtlich der Feststellung der Ungültigkeit von Gemein-
schaftsrechtsakten
[53] Zwar können die innerstaatlichen Gerichte grundsätzlich berufen sein, die Gültigkeit eines Gemein-
schaftsrechtsakts zu prüfen; sie sind jedoch nicht befugt, selbst die Ungültigkeit von Rechtsakten der Ge-
meinschaft festzustellen (Urteil vom 22. Oktober 1987, Foto Frost, 314/85, Slg. 1987, 4199, Randnr. 20 [=
Fall 81]). Für die Feststellung der Ungültigkeit eines Gemeinschaftsrechtsakts ist somit allein der Gerichts-
hof zuständig […].
[54] Nach ständiger Rechtsprechung werden außerdem Entscheidungen von Gemeinschaftsorganen, die von
ihren Adressaten nicht innerhalb der in Art. 230 Abs. 5 EG vorgesehenen Frist angefochten worden sind, ih-
nen gegenüber bestandskräftig […].

Zur Zuständigkeit der nationalen Gerichte im Ausgangsverfahren
[57] Aus den vorstehenden Erwägungen ergibt sich, dass weder das Tribunale civile e penale di Roma noch
die Corte d´appello di Roma dafür zuständig war, über die Vereinbarkeit der von Lucchini beantragten staat-
lichen Beihilfen mit dem Gemeinsamen Markt zu befinden, und dass keines dieser beiden Gerichte die Ent-
scheidung […], mit der diese Beihilfen für mit dem Gemeinsamen Markt unvereinbar erklärt werden, hätte
für ungültig erklären können. […]
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Zur Anwendung von Art. 2909 des Codice civile
[59] Nach Auffassung des innerstaatlichen Gerichts steht Art. 2909 des Codice civile nicht nur der Möglich-
keit entgegen, Angriffs- oder Verteidigungsmittel, über die bereits ausdrücklich und rechtskräftig entschie-
den worden ist, in einem zweiten Rechtsstreit erneut geltend zu machen, sondern verbietet es auch, Fragen
zu prüfen, die im Rahmen eines früheren Rechtsstreits hätten aufgeworfen werden können, dies aber nicht
wurden. Eine solche Auslegung der genannten Vorschrift kann insbesondere zur Folge haben, dass einer Ent-
scheidung eines innerstaatlichen Gerichts Wirkungen beigelegt werden, die über die Grenzen der Zuständig-
keit des fraglichen Gerichts, wie sie sich aus dem Gemeinschaftsrecht ergeben, hinausgehen. Wie das vorle-
gende Gericht ausgeführt hat, würde die Anwendung dieser Vorschrift, wird sie so ausgelegt, offenkundig im
vorliegenden Fall die Anwendung des Gemeinschaftsrechts vereiteln, weil sie die Rückforderung einer unter
Verstoß gegen das Gemeinschaftsrecht gewährten Beihilfe unmöglich machen würde.
[60] In diesem Zusammenhang ist daran zu erinnern, dass es Sache der innerstaatlichen Gerichte ist, die Vor-
schriften des nationalen Rechts so weit wie möglich derart auszulegen, dass sie in einer zur Verwirklichung
des Gemeinschaftsrechts beitragenden Art und Weise angewandt werden können.
[61] Außerdem ergibt sich aus der ständigen Rechtsprechung, dass das innerstaatliche Gericht, das im Rah-
men seiner Zuständigkeit die Bestimmungen des Gemeinschaftsrechts anzuwenden hat, gehalten ist, für die
volle Wirksamkeit dieser Normen Sorge zu tragen, indem es erforderlichenfalls jede entgegenstehende Be-
stimmung des nationalen Rechts aus eigener Entscheidungsbefugnis unangewendet lässt […]
[63] Folglich ist auf die Vorlagefrage zu antworten, dass das Gemeinschaftsrecht der Anwendung einer auf
die Verankerung des Grundsatzes der Rechtskraft abzielenden Vorschrift des nationalen Rechts wie Art. 2909
des Codice civile entgegensteht, soweit ihre Anwendung die Rückforderung einer unter Verstoß gegen Ge-
meinschaftsrecht gewährten staatlichen Beihilfe behindert, deren Unvereinbarkeit mit dem Gemeinsamen
Markt durch eine bestandskräftig gewordene Entscheidung der Kommission festgestellt worden ist.

Die Rechtsprechung des BVerfG zur Rangfrage

(23) BVerfG, Lütticke – 2 BvR 225/69 – Beschluß vom 9. Juni 1971; BVerfGE 31, S. 145

Thema: Verteilung der Prüfungskompetenzen zwischen dem EuGH und den nationalen Gerichten –
Vorrang des Unionsrechts

Rechts- und Verständnisfragen:
1) Welche Rechtsnatur hat die Unionsrechtsordnung? (Rn. 87)
2) Welche Regeln des Unionsrechts müssen durch nationale Gerichte angewendet werden? (Rn. 88)
3) Welche Konsequenz hat die Kollision zwischen einer Norm des deutschen Rechts, die im Rang unter der

Verfassung steht, und einer entgegenstehenden Norm des Unionsrechts? (Rn. 86, 87, 90)
4) Welche Gerichte entscheiden die Frage, ob eine innerstaatliche Norm des einfachen Rechts mit einer

vorrangigen Bestimmung des Europäischen Unionsrechts unvereinbar und deshalb im Einzelfall ganz
oder teilweise nicht anwendbar ist? (Rn. 89)

Sachverhalt und Verfahren:
Die Firma Alfons Lütticke GmbH führte im Oktober 1963 Vollmilchpulver aus Luxemburg nach Deutsch-
land ein und wurde hierfür zu einer Umsatzausgleichssteuer von 4% herangezogen. Dagegen erhob die Fir-
ma Klage beim Finanzgericht des Saarlandes. Sie machte geltend, die geforderte Umsatzausgleichssteuer
verletze ihre Rechte aus dem in Art. 95 EWGV festgelegten Diskriminierungsverbot, weil inländisches
Milchpulver seit 1. Februar 1956 und das Vorprodukt Milch seit 1. Juli 1961 von der Umsatzsteuer befreit
seien. Art. 95 EWGV (= Art. 110 AEUV) untersage den Mitgliedstaaten, auf Waren aus anderen Mitglied-
staaten höhere inländische Abgaben gleich welcher Art zu erheben als auf gleichartige inländische Waren.
Nachdem das FG eine Vorabentscheidung des EuGH zur Auslegung des Art. 95 EWGV eingeholt hatte
(Rs. 57/65, Lütticke [= Fall 2]), hob es die Entscheidung des HZA Saarlouis und den ihr zugrundeliegenden
Steuerbescheid auf. Das HZA legte gegen das Urteil des FG Revision ein. Durch Urteil vom 15. Juli 1969
hob der Bundesfinanzhof das Urteil des FG auf und setzte die Umsatzausgleichssteuer unter Abänderung der
Einspruchsentscheidung und des Steuerbescheides auf 3% herab, weil dieser Steuerersatz den Anforderun-
gen der Art. 95, 97 EWGV genüge.
Gegen das Revisionsurteil des BFH wandte sich Lütticke mit einer Verfassungsbeschwerde gem. Art. 93
Abs. 1 Nr. 4 a GG. Die Firma brachte vor, durch das angefochtene Urteil in ihren Rechten auf den gesetzli-
chen Richter und auf rechtliches Gehör verletzt zu sein, da der BFH wegen Art. 177 Abs. 3 EWGV
(= Art. 267 Abs. 3 AEUV) allenfalls nach erneuter Vorlage an den EuGH das Urteil des FG hätte ändern
dürfen. Das angefochtene Urteil greife außerdem unter Verstoß gegen die verfassungsmäßige Ordnung in die
durch Art. 2 Abs. 1 GG geschützte allgemeine Handlungsfreiheit Lüttickes ein, weil der BFH anstelle des
Gesetzgebers selbst über den mit Art. 95, 97 EWGV zu vereinbarenden Steuersatz entschieden habe.

Aus den Entscheidungsgründen:
[86] 3. a) Die von der Beschwerdeführerin erhobene Rüge, sie sei ohne einer der verfassungsmäßigen Ord-
nung entsprechende Rechtsgrundlage zur Zahlung von Ausgleichssteuer verurteilt worden, weil der Bundes-
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finanzhof unter Verletzung des Grundsatzes der Gewaltenteilung anstelle des Gesetzgebers selbst über die
zulässige Höhe des Steuersatzes entschieden habe, ist unbegründet. Die im angefochtenen Urteil vorgenom-
mene Ermäßigung der Ausgleichsteuer (vgl. § 100 Abs. 2 Satz 1 FGO) steht mit Art. 20 Abs. 2 und 3 GG im
Einklang: Der Bundesfinanzhof hat hierdurch nicht das durch Art. 2 Abs. 1 GG als Ausfluß der wirtschaftli-
chen Handlungsfreiheit geschützte Recht der Beschwerdeführerin verletzt, nur aufgrund einer formell und
inhaltlich mit der Verfassung im Einklang stehenden Rechtsgrundlage zu einer Abgabe herangezogen zu
werden [...]. Das Urteil ist weder aufgrund einer ungültigen Norm ergangen noch beruht es auf einer Über-
schreitung der Grenzen richterlicher Gesetzesauslegung […]. Der Bundesfinanzhof hat vielmehr nur die not-
wendigen Folgerungen daraus gezogen, daß der gesetzliche Steuersatz von 4 v.H. nach seiner Auffassung
wegen Verletzung des vorrangigen Art. 95 EWGV teilweise, nämlich in Höhe von 1 v.H., nicht angewendet
werden durfte.
[87] Verfassungsrechtliche Bedenken dagegen, daß der Bundesfinanzhof dem Art. 95 EWGV auf der Grund-
lage der gemäß Art. 177 EWGV eingeholten Vorabentscheidung des Europäischen Gerichtshofs vom
16. Juni 1966 den Vorrang vor entgegenstehendem deutschen Steuerrecht eingeräumt hat, bestehen nicht.
Denn durch die Ratifizierung des EWG-Vertrages [...] ist in Übereinstimmung mit Art. 24 Abs. 1 GG eine
eigenständige Rechtsordnung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft entstanden, die in die innerstaatli-
che Rechtsordnung hineinwirkt und von den deutschen Gerichten anzuwenden ist [...]. Die im Rahmen sei-
ner Kompetenz nach Art. 177 EWGV ergangene Entscheidung des Europäischen Gerichtshofs zur Ausle-
gung des Art. 95 EWGV war für den Bundesfinanzhof verbindlich. Art. 24 Abs. 1 GG besagt bei sachgerech-
ter Auslegung nicht nur, daß die Übertragung von Hoheitsrechten auf zwischenstaatliche Einrichtungen
überhaupt zulässig ist, sondern auch, daß die Hoheitsakte ihrer Organe, wie hier das Urteil des Europäischen
Gerichtshofs, vom ursprünglich ausschließlichen Hoheitsträger anzuerkennen sind.
[88] Von dieser Rechtsgrundlage ausgehend müssen seit dem Inkrafttreten des Gemeinsamen Markts die
deutschen Gerichte auch solche Rechtsvorschriften anwenden, die zwar einer eigenständigen außerstaatli-
chen Hoheitsgewalt zuzurechnen sind, aber dennoch aufgrund ihrer Auslegung durch den Europäischen Ge-
richtshof im innerstaatlichen Raum unmittelbare Wirkung entfalten und entgegenstehendes nationales Recht
überlagern und verdrängen; denn nur so können die den Bürgern des Gemeinsamen Markts eingeräumten
subjektiven Rechte verwirklicht werden.
[89] Nach der Regelung, die das Verhältnis zwischen Gesetzgebung und Rechtsprechung im Grundgesetz ge-
funden hat, gehört es zu den Aufgaben der rechtsprechenden Gewalt, jede im Einzelfall anzuwendende
Norm zuvor auf ihre Gültigkeit zu prüfen [...]. Steht eine Vorschrift im Widerspruch zu einer höherrangigen
Bestimmung, so darf sie das Gericht auf den von ihm zu entscheidenden Fall nicht anwenden. Dies gilt nur
insoweit nicht, als die Verwerfungskompetenz bei Unvereinbarkeit formellen nachkonstitutionellen Rechts
mit dem Grundgesetz gemäß Art. 100 Abs. 1 GG dem Bundesverfassungsgericht vorbehalten ist. Zur Ent-
scheidung der Frage, ob eine innerstaatliche Norm des einfachen Rechts mit einer vorrangigen Bestimmung
des Europäischen Gemeinschaftsrechts unvereinbar ist und ob ihr deshalb die Geltung versagt werden muß,
ist das Bundesverfassungsgericht nicht zuständig; die Lösung dieses Normenkonflikts ist daher der umfas-
senden Prüfungs- und Verwerfungskompetenz der zuständigen Gerichte überlassen.
[90] Im Rahmen dieser Kompetenz durfte der Bundesfinanzhof dem auf den Streitfall anzuwendenden § 7
Abs. 4 UStG die Gültigkeit für eine Einfuhr aus einem Mitgliedsland der Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft insoweit aberkennen, als diese Norm nach seiner Überzeugung Art. 95 EWGV widersprach. Damit
vollzog er lediglich diejenige auf den Einzelfall bezogene Korrektur des innerstaatlichen Rechts, die erfor-
derlich war, um der unmittelbaren Wirkung des Art. 95 EWGV für den einzelnen Bürger und dem Vorrang
dieser Norm vor entgegenstehendem nationalen Recht Geltung zu verschaffen.
[91] Diese Kompetenz hat der Bundesfinanzhof nicht überschritten: Mit der Ermäßigung des rechnerisch
teilbaren Ausgleichsteuersatzes von 4 v.H. auf 3 v.H. hat er sich streng an den Berechnungen der Kommissi-
on der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und an der vom Gesetzgeber daraufhin im Sechzehnten Um-
satzsteueränderungsgesetz für einen späteren Zeitraum getroffenen Entscheidung orientiert. Dies schließt die
Annahme aus, er habe sich an die Stelle des Gesetzgebers gesetzt und eine diesem vorbehaltene Entschei-
dung nach eigenem Ermessen vorweggenommen [...]. Ein Verstoß gegen den Gewaltenteilungsgrundsatz
oder andere verfassungsrechtliche Prinzipien liegt mithin nicht vor. [...]

Weitere wichtige Entscheidungen:
* BVerfG, Solange I – 2 BvL 52/71 – Beschluß vom 29. Mai 1974; BVerfGE 37, S. 271

Leitsatz:
Solange der Integrationsprozeß der Gemeinschaft nicht so weit fortgeschritten ist, daß das Gemeinschafts-
recht auch einen von einem Parlament beschlossenen und in Geltung stehenden formulierten Katalog von
Grundrechten enthält, der dem Grundrechtskatalog des Grundgesetzes adäquat ist, ist nach Einholung der in
Art. 177 des Vertrags geforderten Entscheidung des Europäischen Gerichtshofs die Vorlage eines Gerichts
der Bundesrepublik Deutschland an das Bundesverfassungsgericht im Normenkontrollverfahren zulässig und
geboten, wenn das Gericht die für es entscheidungserhebliche Vorschrift des Gemeinschaftsrechts in der vom
Europäischen Gerichtshof gegebenen Auslegung für unanwendbar hält, weil und soweit sie mit einem der
Grundrechte des Grundgesetzes kollidiert.
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* BVerfG, Vielleicht – 2 BvL 6/77 – Beschluß vom 25. Juli 1979; BVerfGE 52, S. 187

Aus den Entscheidungsgründen:
3. Der Senat läßt offen, ob und gegebenenfalls inwieweit – etwa angesichts mittlerweile eingetretener politi-
scher und rechtlicher Entwicklungen im europäischen Bereich – für künftige Vorlagen von Normen des ab-
geleiteten Gemeinschaftsrechts die Grundsätze des Beschlusses vom 29. Mai 1974 [Solange I-Beschluß]
weiterhin uneingeschränkt Geltung beanspruchen können. [...]

* BVerfG, Solange II – 2 BvR 197/83 – Beschluß vom 22. Oktober 1986; BVerfGE 73, S. 339

Amtliche Leitsätze:
2) Solange die Europäischen Gemeinschaften, insbesondere die Rechtsprechung des Gerichtshofs der Ge-
meinschaften einen wirksamen Schutz der Grundrechte gegenüber der Hoheitsgewalt der Gemeinschaften
generell gewährleisten, der dem vom Grundgesetz als unabdingbar gebotenen Grundrechtsschutz im wesent-
lichen gleichzuachten ist, zumal den Wesensgehalt der Grundrechte generell verbürgt, wird das Bundesver-
fassungsgericht seine Gerichtsbarkeit über die Anwendbarkeit von abgeleitetem Gemeinschaftsrecht, das als
Rechtsgrundlage für ein Verhalten deutscher Gerichte oder
Behörden im Hoheitsbereich der Bundesrepublik Deutschland in Anspruch genommen wird, nicht mehr aus-
üben und dieses Recht mithin nicht mehr am Maßstab der Grundrechte des Grundgesetzes überprüfen; ent-
sprechende Vorlagen nach Art. 100 Abs. 1 GG sind somit unzulässig.

Die Rechtsprechung des ÖVerfGH zur Vorrangfrage

* ÖVerfGH Vorrang des Unionsrechts, Urt. v. 14.3.2012 – U 466/11-18, U 1836/11-13

Aus den Entscheidungsgründen:
1. [...] Die Beschwerdeführer machen unter der allgemeinen Behauptung, in verfassungsgesetzlich gewähr-
leisteten Rechten verletzt zu sein, ausschließlich Rechte geltend, die sie auf Art. 47 der Grundrechte-Charta
der Europäischen Union (im Folgenden auch: GRC) stützen.
2. Es ist […] zunächst zu prüfen, ob die Behauptung einer Verletzung der Grundrechte-Charta die Zuständig-
keit des Verfassungsgerichtshofs begründet und ob die Grundrechte-Charta einen Prüfungsmaßstab für ein
Verfahren gemäß Art. 144 a B-VG [...] bildet. Ist dies der Fall, sind die Beschwerden – da auch die übrigen
Prozessvoraussetzungen vorliegen – jedenfalls zulässig.
3. Die auf dem Gipfel von Nizza im Jahr 2000 proklamierte Grundrechte-Charta ist Teil des Vertrags von
Lissabon, der von Österreich am 13. Mai 2008 ratifiziert wurde. Seit dem Inkrafttreten des Vertrags von Lis-
sabon am 1. Dezember 2009 [...] ist die Grundrechte-Charta auf Grund ausdrücklicher Anordnung des Art. 6
Abs. 1 EUV mit den Verträgen rechtlich gleichrangig und daher Teil des Primärrechts der Europäischen Uni-
on (s. auch EuGH 19.1.2010, Rs. C-555/07, Kücükdeveci [= Fall 44], [Rz 22]). Auch aus Art. 51 GRC folgt
ihre unmittelbare Anwendbarkeit für die Mitgliedstaaten bei der Durchführung des Rechts der Union.
4. Der Verfassungsgerichtshof hat sich der Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europäischen Union (EuGH
15.7.1964, Rs. 6/64, Costa/ENEL [= Fall 15], Slg. 1964, 1253; 17.12.1970, Rs. 11/70, Internationale Han-
delsgesellschaft [= Fall 16], Slg. 1970, 1125; 9.3.1978, Rs. 106/77, Simmenthal II [= Fall 17], Slg. 1978,
629), wonach aus der autonomen Geltung des Gemeinschaftsrechts (nunmehr Unionsrechts) der Vorrang un-
mittelbar anwendbarer Vorschriften vor dem Recht der Mitgliedstaaten folgt, von Anfang an – also seit dem
Beitritt Österreichs zur Europäischen Union – angeschlossen [...]. Dabei kam der Verfassungsgerichtshof
aber gleichzeitig zu dem Ergebnis, dass das Unionsrecht im Allgemeinen keinen Prüfungsmaßstab für seine
Entscheidungen bildet.
4.1. In dem eine Bescheidprüfung gemäß Art. 144 B-VG betreffenden Verfahren VfSlg. 14.886/1997 sprach
der Verfassungsgerichtshof aus, dass sich die Unanwendbarkeit eines Gesetzes auf einen bestimmten Sach-
verhalt auch aus unmittelbar anwendbaren Vorschriften des Gemeinschaftsrechts ergeben könne:
„Widerspricht das innerstaatliche Recht dem Gemeinschaftsrecht, wird es von diesem verdrängt. Jedes inner-
staatliche Organ, das über die betreffende Rechtssache abzusprechen oder die Rechtmäßigkeit des behördli-
chen Vorgehens zu beurteilen hat, muß diesen Anwendungsvorrang des Gemeinschaftsrechts beachten und
gegebenenfalls die Anwendung der innerstaatlichen Norm unterlassen. Es hat die Vereinbarkeit der Norm
mit dem Gemeinschaftsrecht freilich nur dann selbst zu beurteilen, wenn diese Frage 'derart offenkundig
(ist), daß keinerlei Raum für vernünftige Zweifel … bleibt' (EuGH Rs 283/81 CILFIT [= Fall 80], Rn 16);
andernfalls wäre die Frage nach Art. 177 des EG-Vertrages dem Europäischen Gerichtshof vorzulegen.“
Der Verfassungsgerichtshof schloss daraus:
„Diese Verpflichtung träfe auch den VfGH, wenn er die Frage der Rechtmäßigkeit des behördlichen Vorge-
hens zu beurteilen hätte. Wie oben dargelegt, hat der VfGH nach Maßgabe der in Betracht kommenden
Grundrechte [...] aber nicht zu prüfen, ob die Behörde [die in Betracht kommende gesetzliche Bestimmung]
zu Recht auf die Bf. angewendet hat. Diese Frage ist daher für seine Entscheidung nicht von Bedeutung. Die
in Betracht kommenden verfassungsgesetzlich gewährleisteten Rechte wären in Anbetracht der verfassungs-
rechtlichen Unbedenklichkeit des angewendeten Gesetzes ja nur verletzt, wenn dieses Gesetz nur zum
Schein, also denkunmöglich angewendet worden wäre, weil ihm der Sachverhalt unter keinen Umständen

V.
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unterstellt werden kann. Da verfassungsrechtliche Gründe gegen seine Anwendbarkeit weder vorgebracht
worden noch sonst hervorgekommen sind und ein Verstoß gegen Gemeinschaftsrecht aus der Sicht des
VfGH der Verletzung einfachgesetzlicher Vorschriften gleichzuhalten ist, die wahrzunehmen der VwGH be-
rufen ist, wäre das nur der Fall, wenn der Widerspruch zum Gemeinschaftsrecht offenkundig wäre und ohne
weitere Überlegungen festgestellt werden könnte“ [...].
In VfSlg. 15.189/1998 begründete der Verfassungsgerichtshof die Unzulässigkeit, eine Verordnung im Sinne
des Art. 18 Abs. 2 B-VG unmittelbar auf das Gemeinschaftsrecht zu stützen, damit, dass dem Verfassungsge-
richtshof keine Kompetenz zustehe, generelle österreichische Rechtsnormen am Maßstab des Gemein-
schaftsrechts zu prüfen, und auch der Gerichtshof der Europäischen Union nicht befugt sei, mitgliedstaatli-
che Rechtsvorschriften auf ihre Übereinstimmung mit dem Gemeinschaftsrecht zu überprüfen.
In VfSlg. 15.215/1998 verallgemeinerte er diese Rechtsprechung folgendermaßen:
„Auch der VfGH hat den Anwendungsvorrang des EG-Rechts zu beachten (vgl. etwa VfGH vom 12.4.1997,
G 400/96, G 44/97, vom 4.10.1997, G 322, G 323/97, vom 5.12.1997, G 23-26/97), freilich nur im Rahmen
der von ihm zu besorgenden Aufgaben. Er hat daher über die Frage, ob eine österreichische Rechtsvorschrift
infolge des Anwendungsvorranges unmittelbar anwendbaren Gemeinschaftsrechts unangewendet zu bleiben
hat, nur dann selbst zu entscheiden, wenn die Frage für seine Entscheidung relevant ist, was für sich nach
innerstaatlichem Recht zu beurteilen ist (vgl. auch dazu die bereits zitierte Entscheidung EuGH 9.3.1978,
Rs. 106/77, Simmenthal II [= Fall 17], Slg. 1978, 629 ff., 644, Rn 21, und das Erkenntnis des VfGH vom
26.6.1997, B 877/96). Soweit der VfGH eine Entscheidung ob der Rechtmäßigkeit des behördlichen Vorge-
hens nicht zu treffen hat, was etwa angesichts der zwischen den Gerichtshöfen des öffentlichen Rechts inso-
weit geteilten Rechtskontrollfunktion im Bereich der hier bedeutsamen Grundrechte der Unversehrtheit des
Eigentums und der Gleichheit aller Staatsbürger vor dem Gesetz der Fall ist, kann in einem Verfahren vor
dem VfGH die Frage, ob von der bel. Beh. innerstaatliche einfachgesetzliche Normen oder gemeinschafts-
rechtliche Normen anzuwenden waren, nicht entscheidungserheblich sein.“
4.2. In weiterer Folge ist der Verfassungsgerichtshof ganz allgemein davon ausgegangen, dass das Unions-
recht [...] keinen Maßstab für seine Rechtskontrolle bildet […].
5. Diese zum Recht der Europäischen Union vor dem Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon ergangene
Rechtsprechung kann nicht auf die Grundrechte-Charta übertragen werden. Sie bildet innerhalb des Unions-
rechts einen von den „Verträgen“ deutlich abgegrenzten Bereich (vgl. auch Art. 6 Abs. 1 EUV: „die Charta
der Grundrechte und die Verträge“), für den auf Grund der innerstaatlichen Verfassungsordnung (s. unten
Pkt. 5.4. bis 5.6.).
Besonderes gilt:
5.1. Ausgehend von den Rechtssachen Rewe (EuGH 16.12.1976, Rs. 33/76, Rewe, Slg. 1976, 1989) und
Comet (EuGH 16.12.1976, Rs. 45/76, Comet, Slg. 1976, 2043) hat der Gerichtshof der Europäischen Union
den Grundsatz entwickelt, dass die Aufgabe, den Rechtsschutz zu gewährleisten, der sich für die Bürger aus
der unmittelbaren Wirkung des Gemeinschaftsrechts ergibt, entsprechend dem (nunmehr in Art. 4 Abs. 3, 2.
Satz EUV ausgesprochenen) Grundsatz der Mitwirkungspflicht innerstaatlichen Gerichten obliegt. Mangels
einer gemeinschaftsrechtlichen Regelung auf diesem Gebiet sind deshalb die Bestimmung der zuständigen
Gerichte und die Ausgestaltung des Verfahrens für die Klagen, die einen Schutz der dem Bürger aus der un-
mittelbaren Wirkung des Gemeinschaftsrechts (nunmehr Unionsrechts) erwachsenden Rechte gewährleisten
sollen, Sache der innerstaatlichen Rechtsordnung der einzelnen Mitgliedstaaten; dabei dürfen freilich diese
Bedingungen nicht ungünstiger gestaltet werden als für gleichartige Klagen, die das innerstaatliche Recht be-
treffen.
Dieses, später Gleichwertigkeits- bzw. Äquivalenzgrundsatz genannte Prinzip hat der Gerichtshof der
Europäischen Union etwa in der Rechtssache Levez (EuGH 1.12.1998, Rs. C-326/96, Levez, Slg. 1998,
I-7835 [Rz 18]) folgendermaßen zusammengefasst:
„Nach ständiger Rechtsprechung des Gerichtshofes sind die Bestimmung der zuständigen Gerichte und die
Ausgestaltung von gerichtlichen Verfahren, die den Schutz der dem Bürger aus dem Gemeinschaftsrecht er-
wachsenden Rechte gewährleisten sollen, mangels einer gemeinschaftsrechtlichen Regelung dieses Berei-
ches Sache der innerstaatlichen Rechtsordnung der einzelnen Mitgliedstaaten; diese Verfahren dürfen jedoch
nicht ungünstiger gestaltet sein als bei entsprechenden Klagen, die das innerstaatliche Recht betreffen
(Grundsatz der Gleichwertigkeit), und sie dürfen die Ausübung der durch die Gemeinschaftsrechtsordnung
verliehenen Rechte nicht praktisch unmöglich machen oder übermäßig erschweren (Grundsatz der Effektivi-
tät) (vgl. in diesem Sinne Urteile vom 16. Dezember 1976 in der Rechtssache 33/76, Rewe, Slg. 1976, 1989,
Randnr. 5, in der Rechtssache 45/76, Comet, Slg. 1976, 2043, Randnrn. 13 und 16, vom 14. Dezember 1995
in den Rechtssachen C-430/93 und C-431/93, Van Schijndel und Van Veen, Slg. 1995, I-4705, Randnr. 17,
vom 10. Juli 1997 in der Rechtssache C-261/95, Palmisani, Slg. 1997, I-4025, Randnr. 27, vom 11. Dezem-
ber 1997 in der Rechtssache C-246/96, Magorrian und Cunningham, Slg. 1997, I-7153, Randnr. 37, und vom
15. September 1998 in den Rechtssachen C-279/96, C-280/96 und C-281/96, Ansaldo Energia u. a.,
Slg. 1998, I-5025, Randnr. 16).“
5.2. Der Verfassungsgerichtshof schließt aus dieser Rechtsprechung, dass das Unionsrecht gebietet, dass
Rechte, die von unmittelbar anwendbarem Unionsrecht garantiert werden, in einem Verfahren durchsetzbar
sein müssen, das für vergleichbare Rechte besteht, die aus der Rechtsordnung der Mitgliedstaaten stammen.
In diesem Sinne hat der Gerichtshof der Europäischen Union in der Sache Pontin (EuGH 29.10.2009,
Rs. C-63/08, Pontin, Slg. 2009, I-10.467 [Rz 45]) festgestellt:
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„Die Wahrung des Grundsatzes der Äquivalenz setzt voraus, dass die streitige Regelung in gleicher Weise
für Klagen gilt, die auf die Verletzung des Gemeinschaftsrechts gestützt sind, wie für solche, die auf die Ver-
letzung eines innerstaatlichen Rechts gestützt sind, sofern diese Klagen einen ähnlichen Gegenstand und
Rechtsgrund haben (Urteil vom 1. Dezember 1998, Levez, C-326/96, Slg. 1998, I-7835, Randnr. 41). […]
Um festzustellen, ob der Grundsatz der Äquivalenz gewahrt ist, hat das nationale Gericht, das allein eine
unmittelbare Kenntnis der Verfahrensmodalitäten für Klagen im Bereich des innerstaatlichen Rechts besitzt,
zu untersuchen, ob die Verfahrensmodalitäten, die im innerstaatlichen Recht den Schutz der Rechte gewähr-
leisten sollen, den die Bürger auf Grund des Gemeinschaftsrechts genießen, diesem Grundsatz entsprechen,
und sowohl den Gegenstand als auch die wesentlichen Merkmale der angeblich vergleichbaren Klagen, die
das innerstaatliche Recht betreffen, zu prüfen (vgl. Urteile Levez Randnrn. 39 und 43, und vom 16. Mai
2000, Preston u. a. [s.u. S. 261], Randnr. 49). Zu diesem Zweck hat das nationale Gericht die Gleichartigkeit
der betreffenden Klagen unter dem Gesichtspunkt ihres Gegenstandes, ihres Rechtsgrundes und ihrer we-
sentlichen Merkmale zu prüfen (vgl. in diesem Sinne Urteil Preston u. a. [s.u. S. 261], Randnr. 57).“
5.3. Die Grundrechte-Charta verbürgt nun für den Bereich der Anwendung europäischen Rechts […] Rechte,
wie sie die österreichische Verfassungsordnung in gleicher Weise als verfassungsgesetzlich gewährleistete
Rechte garantiert. Wie die Präambel der Grundrechte-Charta betont, bekräftigt sie „unter Achtung der Zu-
ständigkeiten und Aufgaben der Union und des Subsidiaritätsprinzips die Rechte, die sich vor allem aus den
gemeinsamen Verfassungstraditionen und den gemeinsamen internationalen Verpflichtungen der Mitglied-
staaten, aus der Europäischen Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten, aus den
von der Union und dem Europarat beschlossenen Sozialchartas sowie aus der Rechtsprechung des Gerichts-
hofs der Europäischen Union und des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte ergeben“.
Die EMRK ist in Österreich unmittelbar anwendbar und steht im Verfassungsrang [...]. Die von ihr gewähr-
leisteten Rechte sind verfassungsgesetzlich gewährleistete Rechte im Sinne des Art. 144 bzw. Art. 144 a B-
VG, deren Schutz dem Verfassungsgerichtshof obliegt. Wie sich aus den Erläuterungen zur Grundrechte-
Charta ergibt, sind zahlreiche ihrer Rechte sowohl im Wortlaut als auch in der Intention den entsprechenden
Rechten der EMRK nachgebildet.
5.4. Vor dem Hintergrund des Äquivalenzgrundsatzes ist daher zu prüfen, auf welche Weise und in welchem
Verfahren Rechte der Grundrechte-Charta auf Grund der innerstaatlichen Rechtslage geltend gemacht wer-
den können.
5.5. Nach der österreichischen Bundesverfassung ist gemäß Art. 144 B-VG der Verfassungsgerichtshof beru-
fen, letztinstanzliche Bescheide von Verwaltungsbehörden daraufhin zu überprüfen, ob durch sie verfas-
sungsgesetzlich gewährleistete Rechte verletzt werden; Art. 144 a B-VG enthält die entsprechende Kompe-
tenz für den Bereich des Asylverfahrens. Gemäß Art. 133 Z 1 B-VG sind Beschwerdesachen, in denen eine
Verletzung von verfassungsgesetzlich gewährleisteten Rechten behauptet wird, von der Zuständigkeit des
Verwaltungsgerichtshofs ausgeschlossen. Das Rechtsschutzsystem des B-VG beruht darauf, dass die Gel-
tendmachung der Verletzung verfassungsgesetzlich gewährleisteter Rechte im Allgemeinen bei einer Instanz,
nämlich dem Verfassungsgerichtshof, konzentriert werden soll, der auch als einzige Instanz über solche Ver-
letzungen durch generelle Normen, nämlich Gesetze und Verordnungen, absprechen soll und als einzige In-
stanz die Befugnis zur Aufhebung solcher Normen hat.
Die Grundrechte-Charta enthält, wie es ihr Art. 51 ausdrückt, „Rechte“ und „Grundsätze“, wobei noch nicht
im Einzelnen geklärt ist, welche ihrer Bestimmungen wie zu qualifizieren sind und welche Bedeutung dem
Unterschied zukommt. Wie vorhin dargelegt, erfüllt die Grundrechte‐Charta für den Anwendungsbereich des
Unionsrechts aber jedenfalls in vielen ihrer Bestimmungen – den „Rechten“ – die gleiche Aufgabe, wie sie
verfassungsgesetzlich gewährleistete Rechte für den (autonomen) österreichischen Rechtsbereich leisten.
Angesichts der Intention weitgehender inhaltlicher Identität und formulierungsmäßiger Anlehnung der
Grundrechte‐Charta an die EMRK, deren Rechte in Österreich verfassungsgesetzlich gewährleistete Rechte
sind, ergeben sich Schutzbereiche mit weitestgehenden Überschneidungen. Es würde dem Konzept der öster-
reichischen Bundesverfassung einer zentralisierten Verfassungsgerichtsbarkeit widersprechen, wenn der Ver-
fassungsgerichtshof über vielfach inhaltsgleiche Rechte der Grundrechte-Charta nicht absprechen könnte.
Der Verfassungsgerichtshof kommt daher zum Ergebnis, dass auf Grund der innerstaatlichen Rechtslage der
Äquivalenzgrundsatz zur Folge hat, dass auch die von der Grundrechte-Charta garantierten Rechte vor dem
Verfassungsgerichtshof als verfassungsgesetzlich gewährleistete Rechte gemäß Art. 144 bzw. Art. 144 a B-
VG geltend gemacht werden können und sie im Anwendungsbereich der Grundrechte-Charta einen Prü-
fungsmaßstab in Verfahren der generellen Normenkontrolle, insbesondere nach Art. 139 und Art. 140 B-VG
bilden. Dies gilt jedenfalls dann, wenn die betreffende Garantie der Grundrechte-Charta in ihrer Formulie-
rung und Bestimmtheit verfassungsgesetzlich gewährleisteten Rechten der österreichischen Bundesverfas-
sung gleicht.
Die einzelnen in der Grundrechte-Charta enthaltenen Verbürgungen weisen nämlich zum Teil eine völlig un-
terschiedliche normative Struktur auf und manche von ihnen gleichen nicht verfassungsgesetzlich gewähr-
leisteten Rechten, sondern „Grundsätzen“ wie etwa Art. 22 oder Art. 37 GRC. Es ist daher im Einzelfall zu
entscheiden, welche Rechte der Grundrechte-Charta einen Prüfungsmaßstab für das Verfahren vor dem Ver-
fassungsgerichtshof bilden.
5.6. Mit dem Ergebnis, dass die Grundrechte-Charta einen Prüfungsmaßstab des verfassungsgerichtlichen
Verfahrens bildet, steht nicht in Widerspruch, dass bereits vor dem Inkrafttreten der Grundrechte-Charta
nach der Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europäischen Union die Grundrechte, welche sich aus den
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gemeinsamen Verfassungsüberlieferungen der Mitgliedstaaten oder auch aus völkerrechtlichen Verträgen
zum Schutz der Menschenrechte ergeben, an deren Abschluss die Mitgliedstaaten beteiligt waren oder denen
sie beigetreten sind, als allgemeine Rechtsgrundsätze für die Vollziehung des Unionsrechts gegolten haben
(und gemäß Art. 6 Abs. 3 EUV weitergelten), sodass in der Gemeinschaft keine Maßnahmen als rechtens
anerkannt werden können, die mit den von den Verfassungen der Mitgliedstaaten geschützten Grundrechten
unvereinbar sind (vgl. EuGH 14.5.1974, Rs. 4/73, Nold [= Fall 100], Slg. 1974, 491; 13.7.1989, Rs. 5/88,
Wachauf, Slg. 1989, 2609; 13.4.2000, Rs. C-292/97, Karlsson, Slg. 2000, I-2737; 3.9.2008, Rs. C-402/05 P
und C-415/05 P, Kadi [= Fall 119], Slg. 2008, I-6351).
Insofern waren die Grundrechte schon vor dem Inkrafttreten der Grundrechte-Charta für alle Organe, die
Entscheidungen im Anwendungsbereich des Unionsrechts trafen, im Rahmen der allgemeinen Rechtsgrund-
sätze beachtlich [...]. Die Geltung eines detaillierten Katalogs von Rechten und Pflichten, wie ihn die Grund-
rechte-Charta enthält, ist aber nicht mit der Herleitung von Rechtspositionen aus allgemeinen Rechtsgrund-
sätzen vergleichbar. Die von der Grundrechte-Charta garantierten Rechte sind daher als verfassungsgesetz-
lich gewährleistete Rechte Prüfungsmaßstab in Verfahren vor dem Verfassungsgerichtshof.
5.7. Dabei ist für die Rechtsprechung des Verfassungsgerichtshofs im Anwendungsbereich der Grundrechte-
Charta (Art. 51 Abs. 1 GRC) die Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europäischen Union maßgebend, wo-
bei dieser wiederum die Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte ebenso berück-
sichtigt, wie es der Verfassungsgerichtshof tut.
Dies bedeutet, dass der Verfassungsgerichtshof [...] dann eine Frage dem Gerichtshof der Europäischen Uni-
on zur Vorabentscheidung vorlegt, wenn Zweifel an der Auslegung einer unionsrechtlichen Vorschrift beste-
hen, also auch im Falle der Grundrechte-Charta. Entstehen solche Zweifel insbesondere vor dem Hinter-
grund der EMRK und der dazu ergangenen Rechtsprechung des EGMR und anderer Höchstgerichte nicht,
entscheidet der Verfassungsgerichtshof ohne Einholung einer Vorabentscheidung. Der Verfassungsgerichts-
hof ist in Fragen der Grundrechte-Charta vorlageverpflichtetes Gericht im Sinne des Art. 267 Abs. 3 AEUV,
sodass der Asylgerichtshof insoweit nicht im Sinne der Judikatur des Verfassungsgerichtshofs [...] gegen das
Recht auf den gesetzlichen Richter verstößt, wenn er in einer konkreten Rechtssache die Vorlage an den Ge-
richtshof der Europäischen Union unterlässt.
Dies ändert freilich nichts an der Befugnis aller Gerichte, Fragen der Auslegung der Verträge und über die
Gültigkeit und die Auslegung der Handlungen der Organe, Einrichtungen oder sonstigen Stellen der Union
dem Gerichtshof der Europäischen Union gemäß Art. 267 AEUV zur Vorabentscheidung vorzulegen, wenn
das Gericht eine Entscheidung darüber zum Erlass seines Urteils für erforderlich hält. Weder die Teilung der
Zuständigkeit zwischen Verwaltungsgerichtshof und Verfassungsgerichtshof bei der Prüfung der Rechtmä-
ßigkeit von Bescheiden der Verwaltungsbehörden und Entscheidungen des Asylgerichtshofs noch die Kon-
zentration der Normenkontrolle beim Verfassungsgerichtshof (oben Pkt. 5.5.) steht damit in Widerspruch.
Wie der Gerichtshof der Europäischen Union [...] festgestellt hat, steht Art. 267 AEUV einem Zwischenver-
fahren zur Kontrolle der Verfassungsmäßigkeit von Gesetzen nicht entgegen, soweit es den anderen Gerich-
ten des Verfahrens freisteht, in jedem Moment des Verfahrens [...] jede für erforderlich gehaltene Frage zur
Vorabentscheidung vorzulegen, jede erforderliche Maßnahme vorläufigen gerichtlichen Rechtsschutzes zu
treffen und nach Abschluss des Zwischenverfahrens eine allenfalls als unionsrechtswidrig angesehene Maß-
nahme unangewendet zu lassen (EuGH 22.6.2010, Rs. C-188/10, C-189/10, Melki/Abdeli, Slg. 2010, I-5665,
Rz 57). Dabei ist maßgeblich, dass dem Gerichtshof der Europäischen Union nicht die Möglichkeit genom-
men wird, seinerseits die Kontrolle von Sekundärrecht am Maßstab des Primärrechts und der mit den Verträ-
gen gleichrangigen Charta auszuüben (Rz 56).
5.8. Zusammengefasst bedeutet dies, dass der Verfassungsgerichtshof – gegebenenfalls nach Einholung einer
Vorabentscheidung des Gerichtshofs der Europäischen Union gemäß Art. 267 AEUV – die Grundrechte‐
Charta in ihrem Anwendungsbereich (Art. 51 Abs. 1 GRC) als Maßstab für nationales Recht heranzieht und
entgegenstehende generelle Normen gemäß Art. 139 bzw. Art. 140 B-VG aufhebt. Damit kommt der Verfas-
sungsgerichtshof für diesen Bereich auch der vom Gerichtshof der Europäischen Union postulierten Bereini-
gungspflicht nach (vgl. EuGH 2.7.1996, Rs. C-290/94, Kommission/Griechenland, Slg. 1996, I-3285;
24.3.1988, Rs. 104/86, Kommission/Italien, Slg. 1988, 1799; 18.1.2001, Rs. C-162/99, Kommission/Italien,
Slg. 2001, I-541; s. auch EuGH 7.1.2004, Rs. C-201/02, Wells, Slg. 2004, I-723; 21.6.2007, Rs. C-231/06 –
C-233/06, Jonkman, Slg. 2007, I-5149).
5.9. Zu betonen bleibt, dass dann keine Vorlagepflicht an den Gerichtshof der Europäischen Union besteht,
wenn eine Rechtsfrage nicht entscheidungserheblich ist (vgl. EuGH 6.10.1982, Rs. 283/81, Cilfit [= Fall 80],
Slg. 1982, 3415; 15.9.2005, Rs. C-495/03, Intermodal, Slg. 2005, I-8151), das heißt, wenn die Antwort auf
diese Frage, wie auch immer sie ausfällt, keinerlei Einfluss auf die Entscheidung des Rechtstreits haben
kann. Dies ist im Bereich der Grundrechte-Charta dann der Fall, wenn ein verfassungsgesetzlich gewährleis-
tetes Recht, insbesondere ein Recht der EMRK, den gleichen Anwendungsbereich wie ein Recht der Grund-
rechte-Charta hat. In diesem Fall erfolgt die Entscheidung des Verfassungsgerichtshofs daher auf Grund der
österreichischen Verfassungslage, ohne dass eine Vorabentscheidung im Sinne des Art. 267 AEUV einzuho-
len wäre.
Im Übrigen ist in diesem Zusammenhang darauf hinzuweisen (für die Beschwerdefälle konkret näher unter
Pkt. 7.), dass nach Art. 52 Abs. 4 GRC Grundrechte, die in der Charta anerkannt werden, wie sie sich aus den
gemeinsamen Verfassungsüberlieferungen der Mitgliedstaaten ergeben, im Einklang mit diesen Überliefe-
rungen auszulegen sind. Soweit die Charta Rechte enthält, die den durch die Europäische Konvention zum
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Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten garantierten Rechten entsprechen, haben sie gemäß Art. 52
Abs. 3 GRC die gleiche Bedeutung und Tragweite, wie sie ihnen in der genannten Konvention verliehen
wird. Dem steht nicht entgegen, dass das Recht der Union einen weitergehenden Schutz gewährt. Art. 53
GRC garantiert darüber hinaus, dass das Schutzniveau bestehender Grundrechtsverbürgungen durch die
Charta nicht verringert wird. Der Verfassungsgerichtshof schließt daraus, dass die sich aus den nationalen
Verfassungen, völkerrechtlichen Verträgen und der Grundrechte-Charta ergebenden Grundrechte möglichst
kohärent auszulegen sind.
6. Die Anwendbarkeit der Grundrechte-Charta auf Akte der Organe der Mitgliedstaaten setzt freilich voraus,
dass diese in „Durchführung des Rechts der Europäischen Union“ handeln (Art. 51 Abs. 1 GRC), also die
Beschwerdesache, in der ein Recht der Grundrechte-Charta geltend gemacht wird, in den Anwendungsbe-
reich des Unionsrechts fällt [...]. Dieser ist nach der Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europäischen Uni-
on weit zu verstehen. In den Anwendungsbereich fällt neben der Vollziehung unmittelbar wirksamen Uni-
onsrechts durch Gerichte oder Verwaltungsbehörden der Mitgliedstaaten (EuGH 14.7.1994, Rs. C-351/92,
Graff, Slg. 1994, I-3361 [Rz 17]) auch die Vollziehung von mitgliedstaatlichen Umsetzungsvorschriften
(EuGH 15.5.1986, Rs. 222/84, Johnston, Slg. 1986, I-1651 [Rz 18 f.]).
Die Auslegung des Art. 51 Abs. 1 GRC hinsichtlich des Anwendungsbereichs der Grundrechte-Charta ist
zwar im Einzelnen umstritten, in den Verfahren zur Erlassung der angefochtenen Entscheidungen hat der
Asylgerichtshof aber jedenfalls in „Durchführung des Unionsrechts“ gehandelt: Die Beschwerdeführer be-
gehren internationalen Schutz im Sinne des AsylG 2005. Ihre Rechtsstellung ist während ihrer Verfahren
durch die Richtlinie 2004/83/EG des Rates vom 29. April 2004 über Mindestnormen für die Anerkennung
und den Status von Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen als Flüchtlinge oder als Personen, die anderwei-
tig internationalen Schutz benötigen, und über den Inhalt des zu gewährenden Schutzes, ABl. L 304, S 12-23
(Statusrichtlinie), unionsrechtlich garantiert. Als weiterer Rechtsakt der Europäischen Union regelt insbeson-
dere die Richtlinie 2005/85/EG des Rates vom 1. Dezember 2005 über Mindestnormen für Verfahren in den
Mitgliedstaaten zur Zuerkennung und Aberkennung der Flüchtlingseigenschaft, ABl. L 326, S 13-34 (Ver-
fahrensrichtlinie), das Verfahren von Asylwerbern. Auch der Gerichtshof der Europäischen Union hält die
Grundrechte-Charta allgemein für auf ein Verfahren von Asylwerbern anwendbar (EuGH 28.7.2011,
Rs. C-69/10, Brahim Samba, Slg. 2011 [Rz 48 und 49]).
Das Asylverfahren allgemein und die beiden Verfahren zur Erlassung der angefochtenen Entscheidungen fal-
len daher in den Anwendungsbereich der Grundrechte-Charta.
7. Art. 47 GRC lautet:

„Recht auf einen wirksamen Rechtsbehelf und ein unparteiisches Gericht
Jede Person, deren durch das Recht der Union garantierte Rechte oder Freiheiten verletzt worden sind,
hat das Recht, nach Maßgabe der in diesem Artikel vorgesehenen Bedingungen bei einem Gericht einen
wirksamen Rechtsbehelf einzulegen.
Jede Person hat ein Recht darauf, dass ihre Sache von einem unabhängigen, unparteiischen und zuvor
durch Gesetz errichteten Gericht in einem fairen Verfahren, öffentlich und innerhalb angemessener Frist
verhandelt wird. Jede Person kann sich beraten, verteidigen und vertreten lassen.
Personen, die nicht über ausreichende Mittel verfügen, wird Prozesskostenhilfe bewilligt, soweit diese
Hilfe erforderlich ist, um den Zugang zu den Gerichten wirksam zu gewährleisten.“

Die Erläuterungen zu Art. 47 GRC (ABl. 2007 C 303, S 29 f.) führen Folgendes aus:
„Absatz 1 stützt sich auf Artikel 13 EMRK:
[…] Im Unionsrecht wird jedoch ein umfassenderer Schutz gewährt, da ein Recht auf einen wirksamen
Rechtsbehelf bei einem Gericht garantiert wird. Der Gerichtshof hat dieses Recht in seinem Urteil vom
15. Mai 1986 als allgemeinen Grundsatz des Unionsrechts festgeschrieben (Rechtssache 222/84, Johnston,
Slg. 1986, 1651); siehe auch die Urteile vom 15. Oktober 1987 (Rechtssache 222/86, Heylens, Slg. 1987,
4097) und vom 3. Dezember 1992 (Rechtssache C-97/91, Borelli, Slg. 1992, I-6313). Nach Auffassung des
Gerichtshofs gilt dieser allgemeine Grundsatz des Unionsrechts auch für die Mitgliedstaaten, wenn sie das
Unionsrecht anwenden. Die Übernahme dieser Rechtsprechung des Gerichtshofs in die Charta zielte nicht
darauf ab, das in den Verträgen vorgesehene Rechtsschutzsystem und insbesondere nicht die Bestimmungen
über die Zulässigkeit direkter Klagen beim Gerichtshof der Europäischen Union zu ändern. Der Europäische
Konvent hat sich mit dem System des gerichtlichen Rechtsschutzes der Union, einschließlich der Zulässig-
keitsvorschriften, befasst und hat es mit einigen Änderungen, die in die Artikel 251 bis 281 des Vertrags über
die Arbeitsweise der Europäischen Union und insbesondere in Artikel 263 Absatz 4 eingeflossen sind, bestä-
tigt. Artikel 47 gilt gegenüber den Organen der Union und den Mitgliedstaaten, wenn diese das Unionsrecht
anwenden, und zwar für sämtliche durch das Unionsrecht garantierte Rechte.
Absatz 2 entspricht Artikel 6 Absatz 1 EMRK, […]:
[…] Im Unionsrecht gilt das Recht auf ein Gerichtsverfahren nicht nur für Streitigkeiten im Zusammenhang
mit zivilrechtlichen Ansprüchen und Verpflichtungen. Dies ist eine der Folgen der Tatsache, dass die Union
eine Rechtsgemeinschaft ist, wie der Gerichtshof in der Rechtssache 294/83, 'Les Verts' gegen Europäisches
Parlament (Urteil vom 23. April 1986, Slg. 1986, 1339) festgestellt hat. Mit Ausnahme ihres Anwendungs-
bereichs gelten die Garantien der EMRK jedoch in der Union entsprechend. […]“
Art. 52 Abs. 3 GRC normiert, dass „[s]oweit diese Charta Rechte enthält, die den durch die Europäische
Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten garantierten Rechten entsprechen, [...] sie
die gleiche Bedeutung und Tragweite [haben], wie sie ihnen in der genannten Konvention verliehen wird.
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Diese Bestimmung steht dem nicht entgegen, dass das Recht der Union einen weiter gehenden Schutz ge-
währt.“
7.1. Nach Art. 53 GRC ist „[k]eine Bestimmung dieser Charta [...] als eine Einschränkung oder Verletzung
der Menschenrechte und Grundfreiheiten auszulegen, die in dem jeweiligen Anwendungsbereich durch das
Recht der Union und das Völkerrecht sowie durch die internationalen Übereinkünfte, bei denen die Union
oder alle Mitgliedstaaten Vertragsparteien sind, darunter insbesondere die Europäische Konvention zum
Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten, sowie durch die Verfassungen der Mitgliedstaaten aner-
kannt werden“.
Art. 52 Abs. 1 GRC enthält einen Gesetzesvorbehalt, der nach Maßgabe insbesondere der Art. 52 Abs. 3 und
Art. 53 GRC grundsätzlich für alle Rechte nach der Charta und damit auch für Art. 47 Abs. 2 GRC gilt.
7.2. Im Anwendungsbereich von Art. 6 EMRK hat Art. 47 Abs. 2 GRC die gleiche Tragweite und Bedeutung
wie jener. Jenseits dessen gelten die Garantien des Art. 6 EMRK für den Anwendungsbereich des Art. 47
Abs. 2 GRC entsprechend [...]. Dabei ist zu beachten, dass die Garantien in Abhängigkeit von der Materie,
vom Verfahrensgegenstand und von der Instanz in unterschiedlichem Maße gelten, das wiederum vom
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit bestimmt ist. Bei Strafverfahren gelten die strengsten Anforderungen, im
Rahmen von Zivilverfahren akzeptieren der Verfassungsgerichtshof und der EGMR Beschränkungen insbe-
sondere bei der mündlichen Verhandlung und bei der Kontrolldichte, wenn es sich um Verwaltungsverfahren
handelt, die bloße Auswirkungen auf Zivilrechtspositionen haben [...].
7.3. Überträgt man diese Überlegungen auf jenen Teil des Anwendungsbereichs der Chartagarantie, der nicht
civil rights und Strafverfahren betrifft, so gelangt man auch für diesen zum Ergebnis, dass weitergehende
Beschränkungen (als etwa im Strafverfahren) zulässig sind. Weil insoweit aber nicht mehr unmittelbar die
Rechtsprechung des EGMR zu Art. 6 EMRK herangezogen werden kann, ist das Ausmaß der Gewährleis-
tung der Einzelgarantien letztlich durch Art. 52 Abs. 1 GRC, mithin vom Grundsatz der Verhältnismäßigkeit
bestimmt. Für die Beurteilung der Zulässigkeit des Unterbleibens einer mündlichen Verhandlung ist daher
maßgeblich, ob Beschränkungen der Durchführung mündlicher Verhandlungen durch § 41 Abs. 7 AsylG
2005 erforderlich sind und den von der Union anerkannten, dem Gemeinwohl dienenden Zielsetzungen oder
den Erfordernissen des Schutzes der Rechte und Freiheiten anderer tatsächlich entsprechen.
7.3.1. Nach Art. 6 Abs. 1 EMRK hat jedermann in Verfahren über zivilrechtliche Ansprüche und Verpflich-
tungen Anspruch darauf, dass seine Sache in billiger Weise öffentlich gehört wird. Daraus ist abzuleiten,
dass jedenfalls dann, wenn eine Verhandlung beantragt wird, grundsätzlich ein Anspruch auf Durchführung
einer öffentlichen mündlichen Verhandlung besteht (vgl. EGMR 28.5.1997, Fall Pauger, Appl. 16.717/90, Z
60).
7.3.2. Art. 6 EMRK steht hinsichtlich des Zugangs zu Gericht nach der Rechtsprechung des EGMR unter
dem (ungeschriebenen) Vorbehalt verhältnismäßiger Beschränkung (beginnend mit EGMR 21.2.1975, Fall
Golder, Appl. 4451/70, Z 38). Der Ausschluss der Öffentlichkeit von Verhandlungen steht unter einem aus-
drücklichen Vorbehalt verhältnismäßiger Beschränkungen. Auch bei anderen Garantien liegen den impliziten
Beschränkungen Verhältnismäßigkeitsgesichtspunkte zugrunde (so zur Kognitionsbefugnis EGMR
21.9.1993, Fall Zumtobel, Appl. 12.235/86, Z 29; zu Zeugenbefragungsrechten und dem Grundsatz des fai-
ren Verfahrens EGMR 13.10.2005, Fall Bracci, Appl. 36.822/02, Z 49 ff.; bei der Verfahrensdauer kommt es
auf die Bedeutung der Angelegenheit für den Beschwerdeführer an, EGMR 16.9.1996 [GK], Fall Süßmann,
Appl. 20.024/92, Z 61). In der jüngeren Rechtsprechung des EGMR werden auch Fragen des Anwendungs-
bereichs mit solchen der Anforderungen des Grundrechts in Verbindung gebracht (EGMR 19.4.2007 [GK],
Fall Eskelinen u.a., Appl. 63.235/00, Z 62).
7.3.3. Verfahren, in denen über Asyl und den Aufenthalt von Fremden auf dem Gebiet eines Staates entschie-
den wird, fallen nicht in den Anwendungsbereich des Art. 6 EMRK (zB EGMR 5.10.2000, Fall Maaouia,
Appl. 39.652/98). Aus Art. 47 Abs. 2 GRC ist jedoch ein Recht auf Durchführung einer mündlichen Ver-
handlung auch in Fällen abzuleiten, in denen ein solches Gebot mangels Anwendbarkeit des Art. 6 EMRK
nicht unmittelbar aus diesem folgt. Angesichts dessen, dass Art. 47 Abs. 2 GRC ein Grundrecht anerkennt,
das sich nicht nur aus der EMRK, sondern auch aus den gemeinsamen Verfassungsüberlieferungen der Mit-
gliedstaaten ergibt, ist er ebenso bei der Auslegung auch des verfassungsgesetzlich gewährleisteten Rechts
auf effektiven gerichtlichen Rechtsschutz (als Ausfluss des Gebots unionsrechtskonformer Auslegung und
zur Verhinderung von Situationen der Inländerdiskriminierung) zu berücksichtigen. Umgekehrt hat die Aus-
legung des Art. 47 Abs. 2 GRC die Verfassungsüberlieferungen der Mitgliedstaaten und damit die mitglied-
staatlichen Ausprägungen des Rechtsstaatsgebots zu berücksichtigen. Damit ist sichergestellt, dass bei der
Auslegung der verfassungsgesetzlich gewährleisteten Rechte keine von der Auslegung der korrespondieren-
den Charta-Rechte abweichenden Ergebnisse erzielt werden.
7.4. Nach der Rechtsprechung des EGMR kann eine mündliche Verhandlung in Verfahren gemäß Art. 6
Abs. 1 EMRK unterbleiben, wenn außergewöhnliche Umstände dies rechtfertigen. Solche Umstände liegen
etwa bei Entscheidungen über sozialversicherungsrechtliche Ansprüche vor, die ausschließlich rechtliche
oder in hohem Maße technische Fragen aufwerfen. Hier kann das Gericht unter Berücksichtigung der Anfor-
derungen an Verfahrensökonomie und Effektivität von einer mündlichen Verhandlung absehen, wenn der
Fall auf der Grundlage der Akten und der schriftlichen Stellungnahmen der Parteien angemessen entschieden
werden kann (EGMR 12.11.2002, Fall Döry, Appl. 28.394/95, Z 37 ff.; EGMR 8.2.2005, Fall Miller, Appl.
55.853/00, Z 29).
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Es ist vor dem Hintergrund des Art. 6 Abs. 1 EMRK ferner maßgeblich, welcher Natur die Fragen sind, die
für die Beurteilung der gegen den angefochtenen Bescheid relevierten Bedenken zu beantworten sind. Die
Durchführung einer mündlichen Verhandlung gemäß Art. 6 Abs. 1 EMRK kann dabei im Hinblick auf die
Mitwirkungsmöglichkeiten im Verwaltungsverfahren regelmäßig unterbleiben, wenn das Vorbringen erken-
nen lässt, dass die Durchführung einer Verhandlung eine weitere Klärung der Entscheidungsgrundlagen nicht
erwarten lässt. Hat der Asylwerber hingegen bestimmte Umstände oder Fragen bereits vor dem Bundesasyl-
amt releviert oder sind solche erst nachträglich bekannt geworden, ist die Durchführung einer mündlichen
Verhandlung vor dem Asylgerichtshof erforderlich, wenn die vom betroffenen Asylwerber bereits im Ver-
waltungsverfahren oder in der Beschwerde an den Asylgerichtshof aufgeworfenen Fragen – allenfalls mit er-
gänzenden Erhebungen – nicht aus den Verwaltungsakten beantwortet werden können, und insbesondere,
wenn der Sachverhalt zu ergänzen oder die Beweiswürdigung mangelhaft ist. In diesem Zusammenhang ist
in Anlehnung an die Rechtsprechung des EGMR zum Gebot der öffentlichen mündlichen Verhandlung im
Rechtsmittelverfahren auch maßgeblich, welche Bedeutung und Notwendigkeit eine Verhandlung für die Be-
weiserhebung und Beweiswürdigung sowie für die Lösung von Rechtsfragen hat (EGMR 29.10.1991, Fall
Helmers, Appl. 11.826/85, Z 37).
7.5. Der EGMR hat im Übrigen für bestimmte Verfahrensarten explizit anerkannt, dass nicht alle Garantien
des Art. 6 Abs. 1 EMRK in gleicher Weise erfüllt werden müssen. So kommen die Garantien des Art. 6
Abs. 1 EMRK im Verfahren des einstweiligen Rechtsschutzes nur insoweit zur Anwendung, als dies mit der
Natur des einstweiligen Rechtsschutzes vereinbar ist (EGMR 15.10.2009 [GK], Fall Micallef, Appl.
17.056/06, Z 86). Für verfassungsgerichtliche Verfahren anerkennt die Rechtsprechung, dass die Garantien
des Art. 6 EMRK in modifizierter Form zur Anwendung gebracht werden (so etwa zur überlangen Verfah-
rensdauer EGMR 16.9.1996 [GK], Fall Süßmann, Appl. 20.024/92).
8. Der Verfassungsgerichtshof hegt vor dem Hintergrund dieser Rechtsprechung weder Bedenken ob der
Verfassungsmäßigkeit des § 41 Abs. 7 AsylG 2005 noch kann er finden, dass der Asylgerichtshof der Be-
stimmung durch das Absehen von der Verhandlung einen verfassungswidrigen Inhalt unterstellt hat. Das Un-
terbleiben einer mündlichen Verhandlung in Fällen, in denen der Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbin-
dung mit der Beschwerde geklärt erscheint oder sich aus den Ermittlungen zweifelsfrei ergibt, dass das Vor-
bringen tatsachenwidrig ist, steht im Einklang mit Art. 47 Abs. 2 GRC, wenn zuvor bereits ein Verwaltungs-
verfahren stattgefunden hat, in dessen Rahmen Parteiengehör gewährt wurde. […]

Grenzen der Integration

Ultra vires-Kontrolle

(24) BVerfG, Vertrag von Maastricht – 2 BvR 2134/92 und 2 BvR 2159/92 – Urteil vom 12. Oktober
1993; BVerfGE 89, S. 155

Thema: Die Vereinbarkeit des Vertragswerkes von Maastricht mit dem Demokratieprinzip des GG
Rechts- und Verständnisfragen:
1) Was ist der unantastbare Gehalt des Demokratieprinzips? (Rn. 35 ff.)
2) Was bewirken die Präambel und Art. 23, 24 GG für die deutsche Rechtsordnung? (Rn. 37)
3) Welche Wirkungen hat das Zustimmungsgesetz? (Rn. 37)
4) Wie beschreibt das BVerfG die Europäische Union? (Rn. 36, 37, 39, 41, 43, 46, 51 ff.)
5) Welche Funktion hat das EP unter dem Demokratieprinzip? (Rn. 40, 43)
6) Wie charakterisiert das BVerfG die Unionsbürgerschaft? (Rn. 40)
7) In welchem Verhältnis stehen demokratische Legitimation durch das EP und durch die nationalen Parla-

mente? (Rn. 43)
8) Was bedeutet das demokratische Prinzip gegenwärtig für die Befugnisse der Gemeinschaft? (Rn. 44)
9) Was folgt aus dem Demokratieprinzip für die „Gewaltenteilung“ in der EU? (Rn. 46)
10) Welche Anforderungen stellt das BVerfG an das Integrationsprogramm? (Rn. 48 f.)

Sachverhalt und Verfahren:
Die Mitgliedstaaten unterzeichneten am 7. Februar 1992 in Maastricht den Vertrag über die Europäische
Union. Durch diesen Vertrag gründeten die Mitgliedstaaten die Europäische Union und ändern zugleich die
Gründungsverträge der drei Europäischen Gemeinschaften. Insbesondere wurde der bisherige EWG-Vertrag
– nunmehr EG-Vertrag genannt – erheblich geändert.
Aus Anlass des Maastrichter Vertrages wurde das GG durch Gesetz vom 21. Dezember 1992 geändert
(BGBl. 1992 I, 2086) und der neue „Europaartikel“ 23 GG eingeführt und in Art. 28 Abs. 1 S. 3 GG die ver-
fassungsrechtliche Basis für das Kommunalwahlrecht für EG-Ausländer gelegt. Die in Art. 50 GG normierte
Aufgabe des Bundesrates wurde erweitert und in Art. 88 GG die für die Schaffung einer Europäischen Zen-
tralbank notwendigen verfassungsrechtlichen Grundlagen geschaffen. Das Zustimmungsgesetz ist am
31. Dezember 1992 in Kraft getreten (BGBl. 1992 II, S. 1251 ff.), nachdem das verfassungsändernde Gesetz
zuvor am 25. Dezember 1992 in Kraft getreten war.
Nachdem verschiedene Beschwerdeführer Klage gegen das Zustimmungsgesetz erhoben und Anträge auf Er-
lass einstweiliger Anordnung gestellt hatten, erklärte sich der Bundespräsident auf Bitte des BVerfG bereit,
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die Ratifikationsurkunde erst nach der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts in der Hauptsache zu
unterzeichnen. Die Bundesregierung erklärte sich bereit, die Ratifikationsurkunde erst danach in Rom zu
hinterlegen.

Aus den Entscheidungsgründen:22

[33] C. Soweit die Verfassungsbeschwerde des Beschwerdeführers zu 1. zulässig ist, ist sie unbegründet. Das
Bundesverfassungsgericht kann die Einräumung von Hoheitsbefugnissen an die Europäische Union und die
ihr zugehörigen Gemeinschaften hier nur am Maßstab des Gewährleistungsinhalts des Art. 38 GG (darüber
unter I.) prüfen. Dieser Gewährleistungsinhalt wird durch das Zustimmungsgesetz, wie sich aus dem Inhalt
des Vertrags ergibt, nicht verletzt: Der Vertrag begründet einen europäischen Staatenverbund, der von den
Mitgliedstaaten getragen wird und deren nationale Identität achtet; er betrifft die Mitgliedschaft Deutsch-
lands in supranationalen Organisationen, nicht eine Zugehörigkeit zu einem europäischen Staat (II.1). Die
Aufgaben der Europäischen Union und die zu ihrer Wahrnehmung eingeräumten Befugnisse werden dadurch
in einer hinreichend voraussehbaren Weise normiert, daß das Prinzip der begrenzten Einzelermächtigung
eingehalten, keine Kompetenz-Kompetenz für die Europäische Union begründet und die Inanspruchnahme
weiterer Aufgaben und Befugnisse durch Europäische Union und Europäische Gemeinschaften von Ver-
tragsergänzungen und Vertragsänderungen abhängig gemacht, mithin der zustimmenden Entscheidung der
nationalen Parlamente vorbehalten wird (II. 2). Durch den Umfang der eingeräumten Aufgaben und Befug-
nisse und die im Vertrag geregelte Form der Willensbildung in der Europäischen Union und den Organen der
Europäischen Gemeinschaften werden die Entscheidungs- und Kontrollzuständigkeiten des Deutschen Bun-
destages noch nicht in einer Weise entleert, die das Demokratieprinzip, soweit es Art. 79 Abs. 3 GG für un-
antastbar erklärt, verletzt (II.3).
[34] I.1. Das durch Art. 38 gewährleistete Recht, durch die Wahl an der Legitimation von Staatsgewalt teil-
zunehmen und auf deren Ausübung Einfluß zu gewinnen, schließt es im Anwendungsbereich des Art. 23 GG
aus, dieses Recht durch Verlagerung von Aufgaben und Befugnissen des Bundestages so zu entleeren, daß
das demokratische Prinzip, soweit es Art. 79 Abs. 3 i.V.m. Art. 20 Abs. 1 und 2 GG für unantastbar erklärt,
verletzt wird (vgl. oben B.1.a).
[35] 2. Zu dem gemäß Art. 79 Abs. 3 GG nicht antastbaren Gehalt des Demokratieprinzips gehört, daß die
Wahrnehmung staatlicher Aufgaben und die Ausübung staatlicher Befugnisse sich auf das Staatsvolk zu-
rückführen lassen und grundsätzlich ihm gegenüber verantwortet werden. Dieser notwendige Zurechnungs-
zusammenhang läßt sich auf verschiedene Weise, nicht nur in einer bestimmten Form, herstellen. Entschei-
dend ist, daß ein hinreichend effektiver Gehalt an demokratischer Legitimation, ein bestimmtes Legitimati-
onsniveau, erreicht wird (vgl. BVerfGE 83, 60 [72]).
[36] a. Wird die Bundesrepublik Deutschland Mitglied einer zu eigenem hoheitlichen Handeln befähigten
Staatengemeinschaft und wird dieser Staatengemeinschaft die Wahrnehmung eigenständiger Hoheitsbefug-
nisse eingeräumt – beides wird durch das Grundgesetz für die Verwirklichung eines vereinten Europas aus-
drücklich zugelassen (Art. 23 Abs. 1 GG) –, kann insoweit demokratische Legitimation nicht in gleicher
Form hergestellt werden wie innerhalb einer durch eine Staatsverfassung einheitlich und abschließend gere-
gelten Staatsordnung. Werden supranationalen Organisationen Hoheitsrechte eingeräumt, verliert das vom
Volk gewählte Repräsentationsorgan, der Deutsche Bundestag, und mit ihm der wahlberechtigte Bürger not-
wendig an Einfluß auf den politischen Willensbildungs- und Entscheidungsprozeß. Jeder Beitritt zu einer
zwischenstaatlichen Gemeinschaft hat zur Folge, daß das Mitglied einer solchen Gemeinschaft an deren Ent-
scheidungen gebunden ist. Der Mitgliedstaat – und mit ihm seine Bürger – gewinnt freilich auch Einfluß-
möglichkeiten durch die Beteiligung an einer Willensbildung der Gemeinschaft zur Verfolgung gemeinsamer
– und damit auch eigener – Zwecke, deren Ergebnis für alle Mitgliedstaaten verbindlich ist und deshalb auch
die Anerkennung der eigenen Bindung voraussetzt.
[37] Diese Offenheit für Bindungen in der Völkerrechtsgemeinschaft und in dem engeren Rechtsverbund
einer zwischenstaatlichen Gemeinschaft ist in einem demokratischen Staat angelegt, der – wie es die Präam-
bel des Grundgesetzes voraussetzt und die Art. 23 und 24 GG ausdrücklich regeln – als gleichberechtigtes
Glied in zwischenstaatlichen Einrichtungen und insbesondere bei der Entwicklung der Europäischen Union
mitwirken will. Die Mitgliedstaaten sind an der Willensbildung des Staatenverbundes nach dessen Organisa-
tions- und Verfahrensrecht beteiligt, dann aber an die Ergebnisse dieser Willensbildung gebunden, unabhän-
gig davon, ob sich diese Ergebnisse gerade auf ihre eigene Beteiligung zurückführen lassen oder nicht. Die
Einräumung von Hoheitsbefugnissen hat zur Folge, daß deren Wahrnehmung nicht mehr stets vom Willen
eines Mitgliedstaates allein abhängt. Hierin eine Verletzung des grundgesetzlichen Demokratieprinzips zu
sehen, widerspräche nicht nur der Integrationsoffenheit des Grundgesetzes, die der Verfassungsgeber des
Jahres 1949 gewollt und zum Ausdruck gebracht hat; es legte auch eine Vorstellung von Demokratie zugrun-
de, die jeden demokratischen Staat jenseits des Einstimmigkeitsprinzips integrationsunfähig machte. Die
Einstimmigkeit als durchgängiges Erfordernis setzte zwangsläufig den partikularen Willen über den der zwi-
schenstaatlichen Gemeinschaft selbst und stellte eine solche Gemeinschaft damit schon strukturell in Frage.
Ein solches Ergebnis ist nach Wortlaut und Sinn in Art. 23 und 24 GG nicht angelegt. Die Einräumung von
Hoheitsbefugnissen, zu der die genannten Artikel ermächtigen, setzt einen Gesetzesbeschluß voraus; das Er-
fordernis eines Gesetzes (Art. 23 Abs. 1 Satz 2, Art. 24 Abs. 1 GG) weist die politische Verantwortung für die

22 Rn. und Fußnoten von den Verf.
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Einräumung von Hoheitsrechten dem Bundestag – zusammen mit dem Bundesrat – als der nationalen Reprä-
sentativkörperschaft zu; er hat die mit einer solchen Zustimmung verbundenen weittragenden Folgen, nicht
zuletzt auch für die Kompetenzen des Bundestages selbst, zu erörtern und über sie zu entscheiden. Im Zu-
stimmungsgesetz zum Beitritt zu einer Staatengemeinschaft ruht die demokratische Legitimation sowohl der
Existenz der Staatengemeinschaft selbst als auch ihrer Befugnisse zu Mehrheitsentscheidungen, die die Mit-
gliedstaaten binden. Allerdings findet das Mehrheitsprinzip gemäß dem aus der Gemeinschaftstreue folgen-
den Gebot wechselseitiger Rücksichtnahme eine Grenze in den Verfassungsprinzipien und elementaren Inter-
essen der Mitgliedstaaten.
[38] b) Das Demokratieprinzip hindert mithin die Bundesrepublik Deutschland nicht an einer Mitgliedschaft
in einer – supranational organisierten – zwischenstaatlichen Gemeinschaft. Voraussetzung der Mitgliedschaft
ist aber, daß eine vom Volk ausgehende Legitimation und Einflußnahme auch innerhalb eines Staatenverbun-
des gesichert ist.
[39] b 1) Die Europäische Union ist nach ihrem Selbstverständnis als Union der Völker Europas (Art. A
Abs. 2 EUV) ein auf eine dynamische Entwicklung angelegter (vgl. etwa Art. B. Abs. 1 letzter Gedanken-
strich; Art. C Abs. 1 EUV) Verbund demokratischer Staaten; nimmt er hoheitliche Aufgaben wahr und übt
dazu hoheitliche Befugnisse aus, sind es zuvörderst die Staatsvölker der Mitgliedstaaten, die dies über die
nationalen Parlamente demokratisch zu legitimieren haben.
[40] Indesssen wächst mit dem Ausbau der Aufgaben und Befugnisse der Gemeinschaft die Notwendigkeit,
zu der über die nationalen Parlamente vermittelten demokratischen Legitimation und Einflußnahme eine Re-
präsentation der Staatsvölker durch ein europäisches Parlament hinzutreten zu lassen, von der ergänzend
eine demokratische Abstützung der Politik der Europäischen Union ausgeht. Mit der durch den Vertrag von
Maastricht begründeten Unionsbürgerschaft wird zwischen den Staatsangehörigen der Mitgliedstaaten ein
auf Dauer angelegtes rechtliches Band geknüpft, das zwar nicht eine der gemeinsamen Zugehörigkeit zu
einem Staat vergleichbare Dichte besitzt, dem bestehenden Maß existentieller Gemeinsamkeit jedoch einen
rechtlich verbindlichen Ausdruck verleiht (vgl. insbesondere Art. 8 b Abs. 1 und 2 EGV). Die von den Uni-
onsbürgern ausgehende Einflußnahme kann in dem Maße in eine demokratische Legitimation der europä-
ischen Institutionen münden, in dem bei den Völkern der Europäischen Union die Voraussetzungen hierfür
erfüllt sind.
[41] Demokratie, soll sie nicht lediglich formales Zurechnungsprinzip bleiben, ist vom Vorhandensein be-
stimmter vorrechtlicher Voraussetzungen abhängig, wie einer ständigen freien Auseinandersetzung zwischen
sich begegnenden sozialen Kräften, Interessen und Ideen, in der sich auch politische Ziele klären und wan-
deln (vgl. BVerfGE 5, 85 [135, 198, 205]; 69, 315 [344 ff.]) und aus der heraus eine öffentliche Meinung den
politischen Willen vorformt. Dazu gehört auch, daß die Entscheidungsverfahren der Hoheitsgewalt ausüben-
den Organe und die jeweils verfolgten politischen Zielvorstellungen allgemein sichtbar und verstehbar sind,
und ebenso, daß der wahlberechtigte Bürger mit der Hoheitsgewalt, der er unterworfen ist, in seiner Sprache
kommunizieren kann.
[42] Derartige tatsächliche Bedingungen können sich, soweit sie noch nicht bestehen, im Verlauf der Zeit im
institutionellen Rahmen der Europäischen Union entwickeln. Eine solche Entwicklung hängt nicht zuletzt
davon ab, daß die Ziele der Gemeinschaftsorgane und die Abläufe ihrer Entscheidungen in die Nationen ver-
mittelt werden. Parteien, Verbände, Presse und Rundfunk sind sowohl Medium als auch Faktor dieses Ver-
mittlungsprozesses, aus dem heraus sich eine öffentliche Meinung in Europa zu bilden vermag (vgl.
Art. 138 a EGV). Auch der Europäische Rat ist um mehr Offenheit und Transparenz der europäischen Ent-
scheidungsprozesse bemüht (vgl. Erklärung von Birmingham: Eine bürgernahe Gemeinschaft, Ziffer 2, 3
BullBReg Nr. 115 vom 23. Oktober 1992 S. 1058; Schlußfolgerungen des Vorsitzes des Europäischen Rates
in Edinburgh [11. und 12. Dezember 1992], Teil A Abschnitt 7 und Anlage 3, BullBReg Nr. 140 vom
28. Dezember 1992 S. 1278, 1284 f.).
[43] b 2) Im Staatenverbund der Europäischen Union erfolgt mithin demokratische Legitimation notwendig
durch die Rückkoppelung des Handelns europäischer Organe an die Parlamente der Mitgliedstaaten23; hinzu-
tritt – im Maße des Zusammenwachsens der europäischen Nationen zunehmend – innerhalb des institutionel-
len Gefüges der Europäischen Union die Vermittlung demokratischer Legitimation durch das von den Bür-
gern der Mitgliedstaaten gewählte Europäische Parlament. Bereits in der gegenwärtigen Phase der Entwick-
lung kommt der Legitimation durch das Europäische Parlament eine stützende Funktion zu, die sich verstär-
ken ließe, wenn es nach einem in allen Mitgliedstaaten übereinstimmenden Wahlrecht gemäß Art. 138 Abs. 3
EGV gewählt würde und sein Einfluß auf die Politik und Rechtsetzung der Europäischen Gemeinschaften
wüchse. Entscheidend ist, daß die demokratischen Grundlagen der Union schritthaltend mit der Integration
ausgebaut werden und auch im Fortgang der Integration in den Mitgliedstaaten eine lebendige Demokratie
erhalten bleibt. Ein Übergewicht von Aufgaben und Befugnissen in der Verantwortung des europäischen
Staatenverbundes würde die Demokratie auf staatlicher Ebene nachhaltig schwächen, so daß die mitglied-
staatlichen Parlamente die Legitimation der von der Union wahrgenommenen Hoheitsgewalt nicht mehr aus-
reichend vermitteln könnten.
[44] Vermitteln die Staatsvölker – wie gegenwärtig – über die nationalen Parlamente demokratische Legitima-
tion, sind mithin der Ausdehnung der Aufgaben und Befugnisse der Europäischen Gemeinschaften vom demo-

23 Vgl. Kirchhof, Paul, Der europäische Staat im Prozeß der europäischen Integration, in: Isensee/Kirchhof
(Hrsg.), Handbuch des Staatsrechts, Bd. VII, 1992, S. 855, Rn. 61.
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